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#ST# Dritte Sitzung — Troisième séance

Mittwoch, 20. September 1972, Vormittag
Mercredi 20 septembre 1972, matin

8.00h

Vorsitz — Présidence: Herr Vontobel

11 323. Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft. Freihandelsabkommen

Communauté économique européenne.
Accord de libre-échange

Botschaft und Beschlussentwurf vom 16. August 1972
(BB11I)

Message et projet d'arrêté du 16 août 1972 (FF II )

Eintreten.
Antrag der Kommission

Nichtcintretcn.
Antrag Vincent

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles.

Proposition Vincent
Ne pas entrer en matière.

Berichterstattung — Rapport général

Weber-Schwyz, Berichterstatter: Am 22. Juli 1972,
auf den Tag genau sechs Monate nach der Unterzeich-
nung des Vertrags über die Erweiterung der Europä-
ischen Gemeinschaft, setzten im gleichen Brüsseler
Egmont-Palais die Vertreter der Gemeinschaft und der
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) ihre Un-
terschrift unter die Abkommen, die zeitlich den Ab-
schluss, oder doch eine wichtige Etappe, einer Entwick-
lung bilden, die ihren Anfang in den ersten Nachkriegs-
jahren genommen hatte.

Diese Entwicklung war auf ein möglichst freiheitli-
ches und einheitliches europäisches Handelssystem ge-
richtet. Erst in diesem Jahr konnte jedoch die handels-
politische Aufteilung Westeuropas überwunden werden.
Mit den Abkommen werden die Industriezölle in ganz
Westeuropa — mit Ausnahme Spaniens — gemäss
einem Kalender, der nicht für alle Erzeugnisse gleich
ist, abgebaut werden, ohne dass dadurch die politische
Autonomie der Vertragspartner beschnitten oder umge-
kehrt der Weg zu engeren Beziehungen verbaut worden
wäre.

Für unser Land bildet das Freihandelsabkommen
mit der EWG die logische Fortführung einer Politik,
deren Weichenstellung bereits 1948, als die Schweiz der
OECE (Organisation für europäische wirtschaftliche
Zusammenarbeit) bcitrat, erfolgt ist. Diese Politik be-
steht aus folgenden vier Elementen:

— erstens im Streben nach Beseitigung der inner-
westeuropäischen mengenmässigen Handelsschranken
sowie nach Liberalisierung und Multilateralisierung des
Zahlungsverkehrs;

— zweitens im Wunsch nach einer engen Zusam-
menarbeit mit allen westeuropäischen Staaten; aber

— drittens all dies nur, soweit unsere Neutralität
und

— viertens unsere handelspolitische Autonomie ge-
wahrt werden kann.

Das vorliegende Abkommen liegt auf dieser Linie
und stellt die Erfüllung der konstanten Zielsetzung des
Bundesrates dar.

Die getroffene Vereinbarung ist nur denkbar im
Zusammenhang mit der an der Haager Gipfelkonferenz
vom 1.12. Dezember 1969 beschlossenen Erweiterung
des Gemeinsamen Marktes. Dass die Schweiz sich
rechtzeitig in diesen Erweiterungsprozess einschalten
konnte, war, wie Herr Bundesrat Bruggcr vor der
Kommission meinte, ein historischer Glücksfall, aber
auch — so meine ich — eine Frucht der eingangs
erwähnten, beharrlich befolgten und konstanten Inte-
grationspolitik des Bundesratcs. Obwohl unsere Bezie-
hungen zu den Europäischen Gemeinschaften bilateral
geregelt werden, sind sie Teil einer westeuropäischen
Gesamtlösung. Im Zeitpunkt und in den Zusammenhän-
gen der Vertragsabschlüsse manifestiert sich ein ent-
schiedener politischer Wille von sechzehn europäischen
Staaten.

Die Einwilligung der EWG zu einer Frcihandelslö-
sung bedeutet eine wesentliche Wandlung ihrer ur-
sprünglichen Konzeption, wonach Freihandel nur um
den Preis weitgehender Harmonisierungsvcrpflichtungen
und einer Zollunion zu erhalten war. Ein Motiv für
dieses Umdenken lag in einer positiveren Bewertung der
Neutralitätspolitik. Die freiwillige Neutralität der
Schweiz (und auch Schwedens) war von jenen, die
mittels der politischen Einigung Europas einen weiteren
europäischen Bürgerkrieg verhindern sollten, lange Zeit
als Drückebergertum und ihr Einsatz für den Freihan-
del als Versuch, die Rosinen aus dem Kuchen /.u
picken, gebrandmarkt worden. Nun, nach dem Haager
Gipfel, war die Gemeinschaft bereit, in aller Form den
«wichtigen Beitrag» der Nichtbcitrittswilligcn «zur
europäischen Zusammenarbeit» anzuerkennen. Die Be-
mühungen um eine Entspannung zwischen Ost und
West förderten das Interesse am Status der Neutralen.
Unausgesprochen stand auch das Wissen um die unab-
sehbaren Folgen im Hintergrund, die eine Aufgabe der
Neutralität seitens gewisser EFTA-Länder für das inter-
nationale Gleichgewicht hätte zeitigen können. Das galt
in besonderem Masse für Finnland, das zumindest
politisch nicht frei ist, für oder gegen seine Neutralität
zu optieren.

Zum Inhalt des Abkommens: Der zweite wesentli-
che Grund, dass die EWG, im Augenblick, als sie sich
zu erweitern anschickte, ebenfalls ins Gespräch mit den
nicht beitrittswilligen Ländern kommen wollte, ist das
Verdienst der EFTA. Die Botschaft hebt in diesem
Zusammenhang mit Recht die Rolle von alt Bundcsrat
Schaffner hervor, der zu den Gründern und treibenden
Kräften der EFTA gehörte. Die EFTA hat politisch
und wirtschaftlich Tatbestände geschaffen, über die
hinwegzusehen sich weder die Sechs noch die Zehn
leisten könnten. Die im Rahmen ihrer engeren Zielset-
zungen unbestreitbar erfolgreiche EFTA hat insbeson-
dere den Beweis für die Funktionsfähigkcit der Frci-
handelslösung erbracht. Dazu erlaubte die innere Kon-
solidierung es der EWG, einer Ocffnung ohne Bcfürch-
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tung um eine Verwässerung des Integrationsgedankens
zuzustimmen.

Der Inhalt der Abkommen, die Ihnen und der
Ocffentlichkeit vollständig vorliegen, wurde in der
Kommission eingehend durchbesprochen; er umfasst
alles, was für die Funktionsfähigkeit einer Freihandels-
zone notwendig ist, nichts mehr, aber auch nichts
weniger. Das bedeutet auch, dass ausserhalb des Rah-
mens des Freihandels gegenüber der EWG keinerlei
Verpflichtungen eingegangen worden sind, auch nicht
— entgegen in letzter Zeit gelegentlich aufgetauchter,
völlig haltloser anderslautender Behauptungen — im
Bereich der autonomen schweizerischen Arbeitsmarkt-
politik. Im Gegenteil, in der keinen integrierenden Be-
standteil des Freihandelsabkommens bildenden «Erklä-
rung über die Arbeitskräfte» anerkennt die EWG aus-
drücklich den Stabilisierungsgrundsatz in unserer
Fremdarbeiterpolitik. Das Abkommen berührt weder
den Willen noch die Fähigkeit der Schweiz, ihre Politik
der dauernden Neutraltät uneingeschränkt fortzuführen.

— Das Abkommen belassi uns die volle Handlungs-
freiheit in unseren handelspolitischen Beziehungen zu
Drittländern;

— das Abkommen bringt keinen Eingriff in unsere
direkte Demokratie und den föderalistischen Staatsauf-
bau;

— durch das Abkommen wird die Schweiz nicht
gezwungen, ihre Wirtschaftspolitik und ihre innere
Gesetzgebung mit derjenigen der Europäischen Ge-
meinschaften zu harmonisieren;

— die EFTA bleibt auch nach dem Austritt dreier
Mitglieder in ihrer bewährten Form erhalten;

— die Landwirtschaftspolitik unseres Landes bleibt
unangetastet, und zwar sowohl was die interne Preis-
und Strukturpolitik betrifft als auch den Bezug auf das
Einfuhrregime für landwirtschaftliche Erzeugnisse;

— das Abkommen gewährleistet die Weiterführung
der für die Kriegsvorsorge und Landesversorgung erfor-
derlichen Massnahmen.

Zur Behandlung in der Kommission: Die Aussen-
wirtschaftskommission wollte das Freihandelsabkom-
men nicht nur vom Bundesrat aus erläutert haben. Sie
führte deshalb mit Experten aus der Wirtschaft Hea-
rings über das Abkommen durch. Daran nahmen teil:
Frl. Denise Berthoud, Anwältin, Neuenburg, als Vertre-
terin der Konsumentenschaft und der Frauen vereine;
Herr Dr. Waldemar Jucker, Sekretär des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes, Bern; Herr René Juri,
Direktor des Schweizerischen Bauernverbandes, Brugg;
sowie Herr Dr. Gerhard Winterberger, Direktor des
Vororts des Schweizerischen Handels- und Industriever-
eins, Zürich.

Die Teilnehmer begrüssten durchwegs den Ab-
schluss des Abkommens und stellten mit Befriedigung
fest, dass nun ein freier Markt für industrielle Erzeug-
nisse innerhalb des westlichen Europas geschaffen wer-
den kann, ohne dass die wesentlichen Elemente unseres
Staates beeinträchtigt werden. Das Abkommen wurde
gerade von Seiten der Vertreter der Konsumentenschaft
in den gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang gerückt,
ist doch eine prosperierende Wirtschaft wesentliche
Voraussetzung für die Erhaltung der Konsumfähigkeit.
Die Kommissionsmitglieder hatten so Gelegenheit, die
Auswirkungen des Freihandelsabkommens von verschie-
denen Seiten her zu beleuchten.

Einige Bemerkungen zu einzelnen Aspekten der
Vereinbarung:

Zu den Ursprungsregeln: Da unter dem Modell der
Freihandelszone die am Präferenzsystem beteiligten
Staaten hinsichtlich ihrer äusseren Zollgcstaltung auto-
nom bleiben, muss durch die Kontrolle des Warenur-
sprungs dafür gesorgt werden, dass nur «Erzeugnisse
der Vertragsparteien» vom Freihandel begünstigt wer-
den. Die Erfahrungen in der EFTA haben bewiesen,
dass das Problem der Ursprungskontrolle brauchbar
gelöst werden kann. Die Kommission betrachtet es als
wichtig, dass der Grundsatz der Kumulation — das
bedeutet, dass bei der Bestimmung der Ursprungsbe-
rechtigung auch Arbeitsvorgänge berücksichtigt werden
können, die in mehr als einem der am Freihandel
beteiligten Zollgebiete vollzogen worden sind — sehr
weitgehend verwirklicht wurde.

Zu den Schutzklauseln: Was die Ursprungsregeln als
Ersatz für die Zollharmonisierung sind, das sind die
Schutzklauseln als Ersatz für andere wirtschaftspoliti-
sche Harmonisierungen. Schutzmassnahmen — nament-
lich die Wiedereinführung von Zöllen — können die
Vertragspartner nach Konsultation und Einigungsversu-
chen im Gemischten Ausschuss, in einzelnen dringli-
chen Fällen sogleich, ergreifen, sofern sich der Vertrags-
partner ihres Erachtens nicht an die Wettbewerbsregeln
des Vertrages hält, ferner im Fall von Dumping-
praktiken, regionalen und sektoriellen Schwierigkeiten,
schweren Zahlungsbilanzstörungen und von Zolldispari-
täten. Der Charakter dieser Schutzklauseln und das
vorgesehene Verfahren sind die Folge der Eigenständig-
keit, die sich beide Vertragsparteien bei der Durchfüh-
rung des Abkommens vorbehalten. Sie sind eine Konse-
quenz des Abkommensmodells, bei dem keine Harmoni-
sierungsverpflichtungen eingegangen werden und Streit-
fragen nicht durch Mehrheitsbeschlüsse entschieden
werden können. — Gestatten Sie mir noch ein paar
Bemerkungen zu Problemen einzelner Branchen.

Zur eisenverarbeitenden Industrie: Die Kommission
hat mit Befriedigung davon Kenntnis genommen, dass
die für die Kriegswirtschaft unerlässliche Walzkapazität
unserer Eisen- und Stahlwerke im Rahmen einer indu-
striellen Freihandelszone mit der EWG aufrechterhalten
bleiben soll, im weitern von der Sicherung des kriegs-
wirtschaftlichen Bereitschaftsgrades der eisenverarbei-
tenden Industrie durch «surveillance souple», sektorielle
Schutzklauseln und Schrottausfuhrverbot. Die Importe
sind statistisch zu erfassen. Der Vertreter des Bundesra-
tes, Herr Bundesrat Brugger, hat in der Kommission
erklärt, dass der Bundesrat die nötigen Vorarbeiten für
eine neue Gesetzesgrundlage, wahrscheinlich in der
Kriegsvorsorgegesetzgebung, an die Hand genommen
habe.

Zur Waldwirtschaft: Angesichts des Umstandes,
dass Holz in den internationalen Handelsbeziehungen
als ein dem Industriebereich zugehöriger Rohstoff be-
trachtet wird, war es in den Verhandlungen mit der
EWG nicht möglich, zusätzlich zu den eher aus Rezi-
prozitätsgründen getroffenen Sonderregelungen für die
wichtigsten Papierpositionen (Zollabbau 11 Jahre) und
für Spanplatten (Zollabbau 9 Jahre) einen generellen
Ausschluss der Holzerzeugnisse zu erreichen. Eine Si-
cherung besteht in den Artikeln 24 und 26, die bei
schwerwiegenden Störungen in einem Wirtschaftsbe-
reich oder im Falle von Schwierigkeiten, die zu einer
ernsten Verschlechterung der Wirtschaftslage eines Ge-
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bietes führen können, also bei sektoriellen und regiona-
len Schwierigkeiten, angewendet werden .können. Die
betroffene Vertragspartei kann gemäss den in Artikel 27
festgelegten Bestimmungen und Verfahren die geeigne-
ten Massnahmcn treffen, cl. h. die Schutzklauseln an-
wenden. Im Hinblick darauf sollte auch für die wichtig-
sten Tarifnummern eine statistische Ueberwachung der
Einfuhren verfügt werden.

Wir erwarten deshalb vom Bundesrat entsprechende
Vorschläge und Massnahmen, damit ein rechtzeitiges
und wirksames Handeln beim Eintreten der genannten
Tatbestände zugunsten der Waldwirtschaft, der Papier-
industrie und Spezialbetrieben gewährleistet ist.

Zur Landwirtschaft: Es ist richtig, dass die eigentli-
chen Landwirtschaftsprodukte nicht in die Freihandels-
regelung einbezogen worden sind. Das Abkommen wird
dadurch auch für bäuerliche Kreise annehmbar. Man
darf in diesem Zusammenhang nicht vergessen, dass die
Schweiz schon heute pro Kopf der Bevölkerung mehr
als jedes andere Land landwirtschaftliche Erzeugnisse
einführt.

Besondere Bedeutung kommt Artikel 15 zu, wo
unter ausdrücklicher gegenseitiger Anerkennung der
vollen agrarpolitischen Autonomie bestimmte Grundsät-
ze, die eine harmonische Entwicklung des landwirt-
schaftlichen Handelsaustausches fördern sollen, im Ab-
kommen verankert werden. Unsere landwirtschaftliche
Einkommens-, Produktions- und Handelspolitik kann in
ihrer bisherigen Ausrichtung und mit den bisherigen
Instrumenten (Anwendung des Landwirtschaftsgesetzes,
das Alkohol- und Getreidegesetz, die Butyra, das Drei-
phasensystem usw.) in autonomer Weise weitergeführt
werden. Jede Seite weiss somit genau, woran sie ist.
Von besonderem Wert scheint uns die letzte Bestim-
mung in Artikel 15 des Vertrags zu sein, wonach
allfällig entstehende Schwierigkeiten im landwirtschaft-
lichen Aussenhandel im Gemischten Ausschuss bespro-
chen werden können. Es ist zu hoffen, dass diese
Konsultationsmöglichkeit es ermöglichen wird, Schwie-
rigkeiten künftig rascher als in der Vergangenheit zu
lösen.

Die in Ergänzung der Freihandelsvereinbarung von
der Schweiz wie von der EWG für einige landwirt-
schaftliche Erzeugnisse zugestandenen Einfuhrerleichte-
rungen sind gesamthaft gesehen von geringer Bedeutung
und für die Landwirtschaft annehmbar; es sind daraus
keine Auswirkungen für die bäuerliche Einkommensbil-
dung zu erwarten. Schweizerischerseits handelt es sich
dabei um die Uebertragung einzelner bisheriger EFTA-
Zollpräferenzen auf die Europäischen Gemeinschaften.
Ich will diese nicht einzeln und im Detail anführen; Sie
finden sie in der Botschaft. Sie sind in der materiellen
Tragweite für die Landwirtschaft vertretbar. Verschie-
dene Vertragsbestimmungen und umfangreiche Zusatz-
protokolle betreffen die Grenzziehung zwischen Indu-
strieprodukten, die in den Genuss des Freihandels
gelangen, Landwirtschaftsprodukte, die ausgeschlossen
bleiben, und verarbeitete Nahrungsmittel, wie Schokola-
de, Biskuits, usw. Hier wurde zwischen einem Industrie-
schutzelement und einem zum Ausgleich des Agrar-
preisunterschieds notwendigen Teilbetrag unterschieden.
In Einzelfällen, die für die schweizerische Milchwirt-
schaft von Bedeutung sind, wurde auch für den Indu-
strieteil nur eine stark reduzierte Senkung zugestanden
(z. B. Speiseeis, Joghurt).

Wir sind dankbar, dass die Vorarbeiten für die
Anpassung des schweizerischen Ein- und Ausfuhrregi-
mes für die Erzeugnisse der Nahrungsmittelindustrie im
Gange sind, wobei auch die Notwendigkeit zur Einfüh-
rung eines landwirtschaftlichen Schutzes gegenüber un-
seren ehemaligen EFTA-Partnern besteht, sofern diese
Erzeugnisse dem EFTA-Frcihandel unterstellt waren.
Die EWG konzedierte der Schweiz gewisse Einfuhrer-
leichterungen für Schabzigcr, für Süsswasserfische, für
Schlachtvieh und Rindfleisch.

Auch die Landwirtschaft kann unter diesen Um-
ständen dem Freihandelsabkommen zustimmen, um so
mehr als auch unsere eigene Landwirtschaftspolitik nur
im Rahmen einer gesamthaft prosperierenden Volks-
wirtschaft denkbar ist. Unsere Unterhändler haben sich
mit Erfolg gegen die zum Teil sehr weitgehenden
Begehren gewisser Länder auf dem Agrarscktor zur
Wehr gesetzt.

Die Landwirtschaft erwartet anderseits sehr, dass in
naher Zukunft auf dem Gebiet der Milchprodukte die
Situation verbessert wird — ich denke vor allem an die
Käseein- und -ausfuhr. Wenn es nicht im Rahmen
dieses Abkommens geschehen konnte, sind diese Bestre-
bungen weiterzuführen und rasch zum Abschluss zu
bringen, ansonst schwerwiegende Auswirkungen finan-
zieller Natur auf unsere Staatsrechnung eintreten wer-
den.

Zur Entwicklungsklausel: Zwei Feststellungen schei-
nen mir hier von besonderer Bedeutung zu sein.

— Die Entwicklungsklausel bildet keine Rechts-
grundlage dafür, eine Ausdehnung der Beziehungen der
Schweiz zur EWG in irgend einer Weise materiell zu
regeln oder zu präjudizieren; dazu wäre auch die EWG
aus den ihr eigenen grundsätzlichen Erwägungen kei-
neswegs bereit gewesen.

— Unter dieser Voraussetzung scheint der Einbau
einer solchen Klausel deshalb wünschenswert, weil sie
ein sehr flexibles Verfahren festlegt, um Fälle weiterer
möglicher Zusammenarbeit zu prüfen. Angesichts der
engen Beziehungen unseres Landes zu der es umgeben-
den EWG sind zweifellos zusätzliche Abmachungen
über Gegenstände, die vom Abkommen nicht erfasst
werden und an sich nichts mit dem Freihandel zu tun
haben, in absehbarer Zeit unumgänglich. Diese Zusam-
menarbeit wird sich angesichts der geographischen Lage
der Schweiz in erster Linie auf die Gebiete des
Umweltschutzes und des Verkehrs beziehen. Auch die
währungspolitischen Probleme sind im Auge zu behal-
ten.

In gleicher Weise wie die Entwicklungsklauscl ist
die Funktion des Gemischten Ausschusses begrenzt.
Dieses paritätisch zusammengesetzte Gremium sorgt für
den Vollzug des Abkommens und dient dem Austausch
von Informationen und als Kontaktstelle für Konsulta-
tionen. Zusammenfassend stellen wir also fest, dass es
sich um ein abgeschlossenes Vertragswcrk für die im
Abkommen enthaltenen Sektoren handelt und die Ent-
wicklungsklausel Form und Inhalt anfälliger weiterer
Abmachungen mit Brüssel in keiner Art und Weise
präjudiziert.

Zum Referendum: In der Oeffentlichkeit und in der
Presse wird gegenwärtig diese Frage eingehend erörtert.
So begrüssenswert diese Auseinandersetzung um die
Rechte des Volkes an und für sich ist, so sollte
man sich doch davor hüten, dass dieses innerstaatliche
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Problem die gesamte Diskussion beherrscht und da-
durch der Hauptgegenstand, nämlich der Inhalt des
Abkommens, Gefahr läuft, in den Hintergrund gerückt
zu werden.

Die Aussenwirtschaftskommission liess sich die
Rechtslage eingehend erläutern; der Vertreter des Bun-
desrates und seine juristischen Mitarbeiter legten dar,
dass zwar keine rechtliche Verpflichtung, aber — und
das muss hier betont werden — auch kein rechtliches
Hindernis besteht, den von der Landesregierung vorge-
schlagenen Weg zu beschreiten. Es handelt sich hier
weniger um ein juristisches als um ein politisches
Problem. Die Schwierigkeit besteht nach praktisch
einhelliger Auffassung der Kommission darin, dass
unsere Verfassungsbestimmungen in dieser Materie der
heutigen Wirklichkeit nicht mehr angepasst sind.

Der vom Bundesrat vorgeschlagene Weg wäre somit
u. a. dann problematisch, wenn dadurch bei der Be-
handlung künftiger Fälle die Unsicherheit über die
Kriterien für eine Unterstellung unter das Verfahren
der Verfassungsgesetzgebung andauern sollte. Es ist
deshalb unerlässlich, dass der Bundesrat dem Parlament
unverzüglich Vorschläge über eine Neuregelung der
Verfassungsbestimmungen betreffend das Staatsver-
tragsreferendum unterbreitet, die den heutigen und
unbestrittenen Bedürfnissen Rechnung tragen. Die bis-
herige Verfassungspraxis mit den Kriterien der zeitli-
chen Dauer und der Kündbarkeit genügt nicht mehr,
denn dem Volk sollten auch Verträge unterbreitet
werden können, die erstens Eingriffe in unsere Staats-
struktur, zweitens eine Aenderung unserer Aussenpolitik
zur Folge haben, oder die drittens, wie das beim
vorliegenden Vertrag der Fall ist, sonst von ausserge-
wöhnlicher Bedeutung sind.

Um vom Juristischen wieder zum Politischen zu
kommen, so muss ich gestehen, dass der Bundesrat in
der Frage des Referendums nicht isoliert, sondern im
Konsens mit weitesten politischen Kreisen gehandelt
hat. Ich erinnere lediglich an die Vereinbarung über die
Legislaturziele der vier Bundesratsparteien und an die
Tatsache, dass im vergangenen April, anlässlich der
Behandlung der Richtlinien der Regierungspolitik,
gegen die Absicht des Bundesrates, das Abkommen mit
der EWG der Volksabstimmung zu unterstellen, in
beiden Räten keine nennenswerte Opposition laut wur-
de, obwohl die Umrisse dieses Abkommens zu diesem
Zeitpunkt schon bekannt waren. Unsere Parteien und
wir als Politiker stehen damit vor der Notwendigkeit,
auch in aussenpolitischen Belangen den Dialog mit dem
Volk zu führen und sein Urteilsvermögen auch in
Dingen, zu denen Stellung zu nehmen es bis jetzt nicht
gewohnt war, zu schärfen. Wir können diese Herausfor-
derung nicht ausschlagen.

Das sind die Gründe, weshalb die Aussenwirt-
schaftskommission auch hier dem Antrag des Bundesra-
tes einstimmig, bei keiner Enthaltung, gefolgt ist, näm-
lich das Abkommen Volk und Ständen in Form eines
besonderen Bundesbeschlusses zur Abstimmung zu un-
terbreiten.

Abschliessend möchte ich feststellen, dass uns hier
ein Vertragswerk vorgelegt wird, welches unseren Vor-
stellungen entspricht. Es ist dem Zusammenwirken
glücklicher Umstände, aber auch dem Geschick des
Bundesrates und unserer Unterhändler zu verdanken,
von denen in der Kommission mit Recht gesagt wurde,
sie verdienten die höchste Ehrung, die ein demokrati-

sches Staatswesen zu vergeben habe. Auch die wohlha-
bende Schweiz kann es sich nicht leisten, sich von
ihrem natürlichen Markt zu isolieren und sich der
ihrem hohen wissenschaftlich-technischen Entwick-
lungsstand entsprechenden Zusammenarbeit mit den
ändern westeuropäischen Staaten zu versagen. Etwas
anderes käme einer Vogel-Strauss-Politik gleich, die —
auch im Hinblick auf künftige Generationen — nicht
zu verantworten wäre, um so mehr, als wir diese Ziele,
ohne wesentliche Abstriche machen zu müssen, im
vorliegenden Abkommen erreicht haben.

Aus diesen Ueberlegungen beantragt Ihnen die Aus-
senwirtschaftskommission ohne Gegenstimme die Ab-
kommen zwischen der Schweiz und den Europäischen
Gemeinschaften und die vier Bundesbeschlüsse gemäss
Entwurf des Bundesrates gutzuheissen, ebenso wie den
Ergänzungsantrag des Bundesrates vom 16. August 1972.

Präsident: Es sind 8 Fraktionssprecher und 28
weitere Redner eingeschrieben. Ich beantrage Ihnen,
nach den Fraktionssprechern die Redezeit auf höch-
stens 10 Minuten zu beschränken. (Zustimmung —
Adhésion.)

Die beiden Anträge Aider und Reich zum obligato-
rischen Referendum werde ich erst in der Detailbera-
tung bei Artikel 2 des Bundesbeschlusses begründen
lassen.

M. Carrozzo, rapporteur: La commission des affai-
res étrangères a suivi de très près l'évolution de nos
négociations avec la CEE. Elle s'est fait renseigner
régulièrement et de première main sur l'avancement des
pourparlers, les difficultés rencontrées, la forme et le
contenu des arrangements envisagés. Enfin, dans sa
dernière réunion, elle a pu examiner l'accord définitif
avec les explications et les commentaires de MM. les
conseillers fédéraux Graber et Brugger et de M. l'am-
bassadeur lolles.

Etant donné la procédure inédite inaugurée en cette
affaire, c'est-à-dire l'attribution à deux commissions
différentes d'un seul et même objet, elle a respecté une
stricte division du travail et procédé à cet examen
essentiellement du point de vue de notre politique
extérieure. Elle a laissé à la commission sœur le soin de
parler économie.

D'emblée je peux vous déclarer que notre commis-
sion est satisfaite du résultat obtenu par nos négocia-
teurs. Elle leur adresse ses félicitations et ses remercie-
ments. Ils ont eu à discuter dans des conditions
difficiles, ils avaient peu de possibilités de choix, mais
ils sont parvenus à une solution qui permettra le
développement de notre économie, sans toucher aux
fondements de notre politique intérieure et étrangère.

Les conditions de départ étaient effectivement diffi-
ciles. Il faut reconnaître, même si cela déplaît à
quelques-uns, que dans le domaine de l'intégration
européenne, l'initiative s'est toujours trouvée du côté de
la CEE. Elle a été l'élément moteur et les autres pays
européens, dont la Suisse, n'ont fait que réagir par
rapport aux décisions des Six et au resserrement de leur
union. La création de l'AELE a été une réaction à la
constitution de la CEE. Les premières demandes d'ad-
hésion ou d'association présentées en 1961 par la
Grande-Bretagne et d'autres pays non-membres étaient
provoquées par la progression du Marché commun. Le
renouvellement de ces demandes en 1967 avait exacte-
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ment les mêmes causes. Enfin les discussion entre pays
non-membres et CEE n'ont eu lieu qu'au moment choisi
par cette dernière. Autrement dit, dans toute cette
évolution, nous nous sommes régulièrement trouvés sur
la défensive, nous avons régulièrement été les deman-
deurs. Et des demandeurs qui avaient une faible marge
de négociation, dont les choix étaient limités. L'adhé-
sion à la CEE, qui implique le renoncement à notre
liberté de décision dans plusieurs domaines, qui impli-
que aussi la reconnaissance des finalités politiques de la
CEE, est inconciliable avec le maintien de notre
neutralité. L'association n'est pratiquement qu'une étape
transitoire devant aboutir à l'adhésion. L'Etat associé
s'oblige à appliquer les décisions de la CEE, sans avoir
la possibilité de participer à leur élaboration. Il adopte
notamment le tarif douanier commun de la Communau-
té et les aménagements qu'il y apporte de manière tout
à fait autonome. L'association n'est donc pas non plus
compatible avec notre neutralité. Mais l'isolement, lui
aussi, n'est pas une solution concevable. L'interdépen-
dance des Etats modernes est une réalité, les liens que
l'économie et la technique ont tissés entre eux équiva-
lent souvent à une intégration de fait. La Suisse adhère
à l'ensemble européen, non seulement par la géographie,
mais par des échanges de tous ordres. Elle ne peut
risquer une perte de contact, même partielle, sans que
son développement en soit affecté et c'est particulière-
ment vrai pour son économie très fortement imbriquée
avec celle de ses voisins. 60 pour cent de nos importa-
tions viennent de la CEE à six, et 40 pour cent de nos
exportations y vont; avec la CEE à dix, les chiffres
seront respectivement de 75 et 60 pour cent.

Aussi, profitant du feu vert donné à La Haye en
1969 par les chefs d'Etat du Marché commun, la Suisse
rechercha-t-elle la conclusion d'un accord bilatéral
particulier, très large, portant sur des domaines variés:
libre-échange commercial, services, transports, collabo-
ration monétaire, lutte contre l'inflation, etc. C'était de
bonne politique, il faut demander beaucoup pour obte-
nir le plus possible. Mais le vis-à-vis dans la discussion
n'était pas particulièrement commode, et d'autre part le
temps manquait pour de longs palabres. C'est pourquoi,
de tous les objectifs possibles, seul put être retenu en
définitive celui du libre-échange des produits de l'indus-
trie et de l'artisanat. Mais c'est le plus important, celui
qu'il fallait absolument atteindre, sous peine de devoir
rétablir les barrières douanières déjà abattues entre la
Suisse et ses partenaires de l'AELE qui vont quitter
l'association à la fin de l'année. Sous peine aussi de voir
se perpétuer la partition de l'Europe en deux groupes
économiques séparés, mais l'un très diminué, l'autre
élargi et renforcé. Ni la Suisse ni l'Europe, même, ne
peuvent se payer cette fantaisie au moment où des
rapprochements commerciaux d'une importance ex-
traordinaire se dessinent entre les grandes masses de
l'économie mondiale: USA-URSS, Chine-Japon.

La solution d'un accord de libre-échange à laquelle
on a abouti, si elle ne satisfait pas tous nos besoins de
contact, a du moins l'avantage de ne pas toucher aux
grands principes sur lesquels est basée notre politique
étrangère: neutralité, universalité de nos relations, soli-
darité.

Notre politique de neutralité n'est pas touchée. En
effet, il faut bien souligner que la matière du traité est
strictement commerciale. Il ne s'y trouve aucune clause
politique ou pouvant avoir des conséquences politiques
immédiates. Il s'agit purement et simplement de disposi-

tions réglant l'échange de marchandises entre la CEE et
notre pays. D'autre part, les partenaires ont apporté un
soin extrême à garantir leur absolue autonomie de
décision. Le seul organe institué par l'accord, le Comité
mixte, n'a aucun pouvoir supranational. Il n'est autorisé
à prendre de décision que sur des points de détail et
même alors il ne peut les prendre que d'un commun
accord. Ce souci d'autonomie est visible tout au long
des articles du traité. Ainsi pour juger le respect des
règles de concurrence, il n'est prévu aucune juridiction
commune. Chaque partenaire agit selon sa propre
législation et sa propre organisation judiciaire. De
même, aucune procédure d'arbitrage n'est envisagée en
cas de recours aux mesures de sauvegarde. Toutes
réserves ont été également faites pour que les disposi-
tions du libre-échange ne puissent affaiblir en rien notre
défense nationale, première garante de la neutralité. Les
clauses de sécurité et de police autorisent expressément
la prise de toutes les mesures nécessaires du point de
vue de l'ordre public, de la sécurité publique, du
commerce des armes, etc., en tout temps et surtout en
temps de guerre ou de tension internationale grave.
L'interdiction d'exporter de la ferraille et les droits
grevant l'exportation des déchets de métaux non ferreux
subsistent, afin d'assurer à notre sidérurgie une source
d'approvisionnement autonome indispensable. Notre sys-
tème de réserves obligatoires est également maintenu.

Du point de vue de notre neutralité, l'exclusion du
libre-échange des produits agricoles est aussi très impor-
tante. Une libéralisation de nos échanges agricoles
aurait eu comme conséquence un affaiblissement grave
de notre agriculture. La solution choisie permet de
maintenir intacte notre politique agraire, c'est-à-dire
nous permet de conserver notre capacité d'autoapprovi-
sionnement sans laquelle une défense nationale serait
illusoire. Enfin disons qu'on peut même voir dans cet
accord une sorte de reconnaissance de revalorisation de
la neutralité. En effet, les patrons de la CEE pendant
longtemps n'ont pas été tendres pour les neutres, n'ont
montré que peu de compréhension pour leur situation et
maintenant le fait qu'ils signent ce traité en respectant
totalement la neutralité de leurs partenaires équivaut
chez eux à un revirement de leur attitude.

L'accord ne contrevient pas non plus à la règle de
l'universalité de nos relations étrangères. Nous n'adhé-
rons pas aux tarifs extérieurs communs de la CEE et
conservons ainsi notre totale liberté de mouvement à
l'égard de tous les pays tiers. L'accord ne contredit
aucun de nos engagements internationaux antérieurs. Il
a été conclu dans le même mouvement d'ensemble qui a
poussé, de manière coordonnée, les pays de l'AELE à
se rapprocler de la CEE. D'ailleurs, l'AELE réduite
subsistera et nos obligations envers elle sont mainte-
nues. L'accord est aussi conforme aux dispositions du
GATT, qui prévoit expressément la possibilité de créer
dse unions douanières et des zones de libre-échange
régionales. Si les USA s'en offusquent, ce n'est pas pour
des raisons de principe, mais simplement pour des
raisons de concurrence commerciale. Ils éprouvent
lourdement, comme nous l'éprouverions nous-mêmes si
cet accord n'était pas ratifié, le désavantage des barriè-
res douanières qui les séparent de ce marché européen,
plus solvable que tout autre et en pleine expansion.
Quant aux autres Grands de ce monde, ils n'ont aucune
raison de s'inquiéter. Le fait que la grande zone de
libre-échange ainsi créée coïncide avec ce que l'on
pourrait appeler l'Europe démocratique n'a rien d'éton-
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nant. Chacun connaît les parentés intellectuelles, les
liens historiques et pratiques qui font de cet ensemble
de pays un groupe à part dans le monde. Chacun
reconnaît, sans pouvoir la définir, une sorte d'identité
européenne. De ce point de vue, l'accord ne crée rien
de nouveau.

L'accord est, on peut l'affirmer aussi, l'expression
d'une solidarité internationale, l'expression de notre
volonté de «coopérer à l'œuvre de la construction
européenne», comme le dit le préambule, sans préciser
du tout ce que sera cette construction. Cette solidarité,
cette volonté de coopération, si elle s'exprime dans un
cadre uniquement européen, ne limite en rien nos droits
et nos obligations envers les autres, envers le tiers
monde, par exemple. Notre aide au développement ne
sera pas préférentiellement tournée vers l'Afrique, com-
me celle de la CEE, puisque nous n'adhérons ni aux
accords de Yaounde, ni au fonds de développement de
notre partenaire. Nous gardons aussi dans ce domaine
les mains totalement libres.

Il est donc évident que l'accord qui vous est soumis
est absolument conforme aux principes régissant notre
politique étrangère. Certains toutefois, tout en le recon-
naissant, craignent que la clause dite évolutive ne
permette des dérivations, une sorte d'intégration pro-
gressive par petits pas, qui nous amènerait à une union
trop étroite avec notre partenaire. L'avenir évidemment
ne nous appartient pas, mais il n'est en tout cas
absolument pas conditionné par cette clause. L'accord
forme un tout en soi. Il laisse entrevoir la possibilité de
nouveaux accords portant sur d'autres points, c'est tout,
et c'est tout à fait normal. En effet, c'est de cette
manière que nous parviendrons à atteindre les différents
buts que le Conseil fédéral se proposait dans sa
déclaration d'ouverture à Bruxelles. Mais, chaque fois,
il faudra redéfinir soit la procédure de négociation, soit
la procédure de ratification.

Mesdames et Messieurs, si notre commission s'est
abstenue d'aborder les problèmes économiques, elle a,
par contre, examiné l'opportunité de la votation popu-
laire proposée par le Conseil fédéral. Elle approuve le
recours au référendum, tout en reconnaissant qu'il ne
peut se baser sur aucun article de la constitution. Elle
l'approuve parce que l'accord est très important, par le
poids des partenaires avec lesquels nous le concluons,
par le volume d'échanges qu'il concerne, par l'influence
qu'il aura sur notre développement. Elle l'approuve
parce que l'accord est destiné à durer, bien qu'il soit
dénonçable avec un un an de préavis. On ne voit guère
qui pourrait avoir intérêt à le résilier puisqu'il est
bénéfique aux deux partenaires. Elle l'approuve parce
que ce référendum a été annoncé à nos partenaires
avant les négociations et que cette annonce a certaine-
ment influé sur leur comportement. Nos partenaires y
ont cru, et nous n'avons pas le droit de jouer avec leur
confiance. Elle l'approuve enfin, parce que ce référen-
dum a été promis au peuple, prématurément peut-être,
mais avec raison en définitive. Il est bon que, par ce
référendum, les Suisses prennent conscience de la
réalité du mouvement de l'intégration européenne, de
son dynamisme, qu'ils se rendent compte que cet accord
n'est pas un aboutissement définitif, mais un moment
d'une évolution à laquelle ils doivent participer, parce
que la Suisse ne peut pas vivre et prospérer seule.

Au nom de la Commission des affaires étrangères
unanime, je vous prie d'approuver les propositions du
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Conseil fédéral; elles sont conformes aux buts et aux
principes reconnus de notre politique étrangère.

Allgemeine Beratung — Discussion générale

M. Franzoni: Au nom du groupe démocrate-chré-
tien, je vous invite à approuver les quatre projets
d'arrêtés présentés par le Conseil fédéral. Ces derniers
mois, nous avons eu l'occasion d'entendre les jugements
les plus divers au sujet des accords passés entre, la
Suisse et les communautés européennes. D'aucuns les
définissent comme un traité commercial quelconque,
d'autres comme une option politique, d'autres encore
comme un acte de résignation d'une petite nation
envers les grandes puissances européennes. Le groupe
démocrate-chrétien voit dans ces accords le résultat
d'une politique clairvoyante du Conseil fédéral soucieux
de sauvegarder l'indépendance de notre pays, sa neutra-
lité et ses institutions, et aussi conscient de resserrer les
liens avec ses partenaires économiques traditionnels.

La signature de ces accord n'a sûrement pas la
signification d'un oui ou d'un non à l'Europe politique.
Nous sommes Européens et nous le resterons. Ces
accords sont, à nos yeux, un choix net de notre place
dans l'Europe économique. Certains milieux reprochent
au gouvernement d'avoir choisi l'Europe des affaires,
l'Europe du capital, et d'avoir voulu oublier l'autre
Europe, celle qui va de l'Atlantique à l'Oural. Rien de
moins vrai. Par ce traité, nous signons un accord
commercial avec la partie de l'Europe à laquelle nous
rattachent non seulement des liens d'intérêts séculaires,
mais aussi une étroite relation dans le domaine histori-
que et une longue pratique des civilisations latine et
germanique. Mais l'accord entre la Suisse et le Marché
commun est dominé, comme du reste tous nos traités
commerciaux, par la volonté nette et constante de
conserver à notre politique commerciale son caractère
d'universalité qui va au-delà du continent européen. Ce
caractère universel, qui peut paraître en contradiction
avec certaines règles du Marché commun, est souligné
par le refus du tarif extérieur commun et par le
maintien de la plus complète liberté d'action envers les
Etats tiers. Il y a enfin ceux qui refusent tout accord
par méfiance, par crainte, par peur de ternir l'image
d'une Suisse refermée sur elle-même, sourde aux appels
de l'histoire et aux rencontres avec l'histoire. Ces
derniers pensent que notre politique commerciale exté-
rieure peut être réglée par des conventions bilatérales
avec nos voisins et ils ne s'aperçoivent pas que le temps
actuel nous appelle à conclure des traités multilatéraux
de portée générale. Ceux qui passent leur temps à
regarder le nombril de la Suisse ne se rendent pas
compte qu'il n'y a pas d'alternative valable à longue
échéance à ce traité. Ne pas conclure l'accord avec le
Marché commun équivaut aussi à perdre notre position
au sein de la zone de libre-échange.

Le groupe démocrate-chrétien ne considère pas cet
accord comme un acte de résignation envers les puis-
sances du Marché commun, mais comme une solution
réaliste et positive aux problèmes posés par l'élargisse-
ment des communautés européennes. Pour ces raisons,
notre groupe remercie et félicite le Conseil fédéral pour
le travail accompli et pour les résultats acquis.

Il est naturellement dans l'ordre des choses que nous
n'ayons pas pu obtenir tout ce que nous aurions désiré.
Le gouvernement avait désiré — et son représentant avait
été son interprète à Bruxelles en novembre 1970 — que
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cet accord nous donne la possibilité de participer au
processus de décision concernant les problèmes de la
deuxième génération. Nous avons gardé pendant un
certain temps l'illusion de pouvoir coopérer efficace-
ment dans ce domaine avec la Communauté européen-
ne, ainsi que nous coopérons aujourd'hui dans le cadre
de l'ONU, par exemple, sans toutefois en faire partie.
Nous avons oublié que le Marché commun n'a, jusqu'à
présent, jamais admis qu'un Etat non-membre puisse
participer au processus de décision. Notre groupe garde
toutefois l'espoir que le jour où l'intégration de la
deuxième génération sera consolidée dans le cadre
même des communautés et qu'il y aura, à cet égard
aussi, une unanimité de conception entre la Suisse, la
Suède et l'Autriche, il sera possible de reprendre le
colloque à ce sujet.

Les mêmes considérations sont valables pour la
clause évolutive, qui a été réduite à une formule qui se
borne à ne pas exclure la possibilité de nouveaux ac-
cords.

Ces remarques ne sont nullement un reproche à
l'égard du gouvernement. Nous savons aussi bien que
lui qu'il n'est pas possible de tout obtenir et nous
savons aussi qu'il faut être à deux pour danser le tango.

Permettez-moi maintenant d'aborder la question du
référendum obligatoire auquel le Conseil fédéral veut
soumettre les accords avec la Communauté économique
européenne et avec celle du charbon et de l'acier. A cet
égard, on a l'impression que deux groupes se sont
formés dans l'opinion publique et à l'intérieur même
des groupes politiques: le groupe des gens de bon sens
et le groupe des juristes. Nous croyons, nous, qu'il est
concevable que les juristes aient du bon sens et que les
gens de bon sens connaissent le respect des règles
fondamentales du droit constitutionnel. Pour éviter
toute équivoque, le groupe démocrate-chrétien tient à
réaffirmer qu'il est partisan d'une large participation du
peuple aux décisions fondamentales d'ordre politique et
social. Nous croyons que la volonté de l'Etat doit se
faire à tous les degrés et de telle manière que les droits
du peuple ne soient pas réduits à un rituel démocrati-
que vide de sens, mais nous partageons aussi fermement
l'opinion que ces droits du peuple doivent être exercés
dans le respect absolu de la constitution. La décision
que le Conseil fédéral nous demande de prendre est une
décision politique importante et pratiquement irréversi-
ble. Il s'agit toutefois de savoir si l'accord avec la
Communauté économique européenne est d'une impor-
tance particulière et assez fondamentale pour justifier
l'application de la procédure de législation constitution-
nelle relative au référendum obligatoire.

Il y a importance particulière et fondamentale
lorsqu'un traité international comporte une emprise
substantielle sur la structure intérieure du pays ou
lorsque, comme dans le cas de la SdN, il impose des
décisions importantes d'ordre politique. Si l'accord que
nous discutons revêtait un tel caractère, il serait juste,
selon nous et selon les juristes les plus titrés, de le
soumettre à la votation populaire. Or presque tout le
monde, le Conseil fédéral en tête, admet que tel n'est
pas le cas. Ni l'importance de l'accord, ni son irréversi-
bilité, ni certaines modifications des structures fiscales
et de l'économie privée ne nous permettent de classer
cet accord dans la catégorie des actes qui doivent être
soumis à l'approbation du peuple et des cantons. Le
groupe démocrate-chrétien est d'avis que dans un pays
qui, comme le nôtre, ne connaît pas la Cour constitu-

tionnelle, il faut être particulièrement prudent dans
l'interprétation extensive de la constitution. Dans notre
œuvre de législateur, nous ne pouvons pas oublier la
maxime de Chamfort disant qu'il est plus facile de
légaliser certaines choses que de les légitimer. Du point
de vue constitutionnel et pour la sécurité du droit, qui
devrait particulièrement tenir à cœur aux citoyens d'un
Etat qui aime à être considéré comme Etat de droit, il
ne serait pas facile d'adhérer à la proposition du
Conseil fédéral. Il y a, il est vrai, des circonstances
atténuantes en faveur du référendum obligatoire. Ni
l'importance commerciale du traité, ni son irréversibilité
pratique ne font nécessairement partie de ces circons-
tances atténuantes. A notre avis, on peut approuver la
consultation du peuple et des cantons pour des raisons
tenant à des considérations à la fois d'ordre intérieur et
d'ordre extérieur. Parmi les raisons d'ordre intérieur, il
y a le fait que nous ne pouvons pas laisser naître dans
la conscience de nos concitoyens l'impression qu'on
voudrait leur enlever un droit qui leur avait été promis.
Depuis que les représentants du Conseil fédéral ont
solennellement proclamé à Bruxelles, en 1970, que le
gouvernement pensait soumettre au référendum un
accord qui, alors, pouvait à juste titre être considéré
comme substantiel, soit dans les lignes directrices, soit
dans les programmes de législature des partis gouverne-
mentaux, soit dans les déclarations successives des
conseillers fédéraux, on a toujours répété que le peuple
serait consulté. Toutes ces déclarations, et en particulier
celles des partis gouvernementaux, ont été faites parce
que, de bonne foi, on croyait que l'accord donnerait à
la Suisse la possibilité de prendre part au processus de
décision et d'obtenir une clause évolutive permettant un
certain automatisme, deux facteurs auxquels correspon-
draient en contrepartie une certaine emprise politique et
structurelle. Tel n'est pas le cas, mais, à deux mois de la
votation, il ne serait pas aisé d'expliquer tout cela à nos
concitoyens, qui se sentiraient privés d'un droit qu'on
leur promet depuis presque deux ans.

La considération d'ordre extérieur est parallèle à
celle d'ordre intérieur. Lors des pourparlers, la Commu-
nauté économique européenne a, elle aussi, tenu compte
du risque de refus que comportait la consultation
populaire si l'accord avait contenu des normes qui
pourraient déplaire au peuple. Pour la dignité de notre
pays et pour nos intérêts futurs aussi, nous ne devons
pas laisser surgir chez nos partenaires ne serait-ce que
l'ombre du doute que nous ayons avancé antérieure-
ment l'argument de la consultation populaire pour
obtenir certains avantages et que, les ayant obtenus,
nous renoncions à cette consultation.

Pour ces raisons, et compte tenu du fait que cet
accord, qu'on le veuille ou non, revêt un aspect
particulier en ce sens qu'il concerne la participation de
la Suisse à la création d'une Europe occidentale écono-
miquement libre et équilibrée, le groupe démocrate-
chrétien se déclare favorable à l'application de la clause
du référendum obligatoire. Il pose toutefois deux condi-
tions à son consentement. La première, que nous posons
du reste en commun accord avec les groupes gouverne-
mentaux, demande au Conseil fédéral de soumettre au
Parlement, le plus rapidement possible, un nouvel
article constitutionnel concernant le référendum en
matière de traités internationaux. Quand je dis «le plus
rapidement possible», je le souligne parce que je pense
qu'il y a déjà un postulat qui date de dix ans et deux
motions qui datent de deux ans. On ne voudrait pas
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qu'on applique la notion de rapidité à la revision de ces
articles comme on l'a appliquée dans l'évaluation des
avions.

La deuxième condition est que le Conseil fédéral
veuille bien donner, dans cette salle, l'assurance formel-
le qu'à l'avenir et tant que le nouvel article constitution-
nel n'est pas présenté, il n'invoquera cette procédure
référendaire ni comme précédent, ni comme justifica-
tion pour l'appliquer à des cas similaires qui pourraient
se produire soit à l'intérieur de notre pays, soit dans nos
relations internationales. Cette votation populaire est
une exception, elle doit rester une exception dans notre
vie politique.

Je terminerai en rappelant que nous ne devons pas
oublier que. si les portes des communautés européennes
se sont entrouvertes, la voie à parcourir n'est pas facile.
Je crois que, malgré toutes les difficultés et toutes les
déceptions, les communautés européennes deviendront
un jour une vraie puissance économique homogène qui
exercera une influence toujours grandissante dans la vie
européenne tout entière. A nous le devoir de conserver
un contact étroit avec les communautés, de soumettre à
un examen périodique et approfondi nos rapports avec
elles, de ne pas abandonner l'espoir de participer aussi
au processus de décision. A nous enfin de prendre
garde que la Suisse, dans le contexte européen, ne perde
sa personnalité pour laquelle importe, plus encore que
les données économiques, le maintien des meilleures
traditions de son peuple, ses énergies vivantes, sa foi
dans la liberté démocratique et la conviction que même
notre petit pays peut et doit apporter une contribution
d'une valeur certaine à l'Europe et au monde.

M. Vincent: II n'est pas possible et il n'est pas
permis de ne pas rappeler fort brièvement ce qu'est la
Communauté économique européenne, soit le Marché
commun, ce qu'elle veut et quelles sont ses «finalités».
C'est le mot dont elle use elle-même: c'est un bloc de
puissances. On nous dit que c'est surtout un bloc
économique, mais elle n'est pas seulement un bloc
économique, et elle n'est pas seulement une union
douanière, c'est une tout autre chose, le Marché com-
mun a d'autres ambitions beaucoup plus larges.

Et si l'on reprend les Traités de Rome du 25 mars
1957, les traités créant la Communauté européenne
économique et l'EURATOM après la Communauté
Charbon-Acier, on voit que ces communautés se don-
nent pour but la libre circulation des marchandises, des
capitaux, des services et des hommes. Les hommes étant
bien entendu placés à la fin de cette énumération, ce qui
en soi est symbolique. Les communautés se fixent aussi
des calendriers plus ou moins ambitieux sur la libéralisa-
tion des échanges commerciaux, un statut européen de
l'agriculture, un statut européen des transports, un statut
de la monnaie, des institutions sociales communes, puis
des institutions communes tout court. C'est-à-dire la
supranationalité.

Je sais bien que, pour nous rassurer, on nous dit que
tout cela est encore eri sommeil. Mais officiellement, le
but du Marché commun n'a pas changé. Ou bien ce but
est bon ou bien il est mauvais. S'il est bon, il vaut mieux
le réaliser et s'il est mauvais, il vaut mieux ne pas se le
fixer. D'ailleurs les rapporteurs viennent de vous dire
que personne, à aucun moment, n'a jamais songé ni à
une adhésion, ni à une association de notre pays au
Marché commun. Ils ont dit pourquoi ou tout au moins
ils l'ont laissé entendre. Une telle adhésion ou une telle

association signifierait la mort de l'agriculture suisse.
L'institution d'une monnaie européenne «d'institutions
européennes» et l'unification de la fiscalité, ce serait,
sans phrases, la fin de la souveraineté, de l'indépen-
dance, de la neutralité, de la démocratie directe et du
fédéralisme.

Alors de tous côtés et à l'envi, on nous promet, on
nous jure que nous n'en arriverons jamais là, qu'on ne
fera rien qui soit contraire à la. neutralité d'Etat, ni à
l'universalité des relations, qu'on ne consentira à aucun
sacrifice de souveraineté qui serait impensable ou inad-
missible. Mais avouez qu'il y a quelque paradoxe à nous
dire et à nous répéter, comme on l'a fait encore
aujourd'hui à cette tribune, que le but fixé par la
communauté ne nous intéresse nullement, et même que
ce but est inadmissilbe pour nous, qu'il constituerait la
fin de notre communauté nationale. Et puis tout aus-
sitôt, du même souffle et presque dans la même phrase,
on nous dit que ce but est malgré tout des plus
importants et des plus urgents, qu'il est indispensable
que nous nous rapprochions de cette Europe des six, des
sept, des huit, des neuf ou des dix.

Cette contradiction, ce paradoxe sautent aux yeux
dès les premières pages du message du Conseil fédéral.
Dès ces premières pages, on déclare qu'il faut sauvegar-
der la démocratie directe, les attributions du Parlement,
la politique étrangère libre, la neutralité, mais tout de
même qu'il faut établir aussi un lien durable et impor-
tant avec la Communauté européenne, lien si durable et
si important qu'il faut nécessairement engager le peuple
et les cantons. Nous reviendrons à cette question.

Cette équivoque est partout et ce paradoxe est
partout. Quand on parle de la réalisation des finalités de
la Communauté européenne, on nous dira: Soyez rassu-
rés, ça va prendre beaucoup de temps. Et on se félicite
que ça prenne beaucoup de temps. Les Européens sont
divisés entre eux, ils ont de la peine à réunir un sommet
et à lui donner un ordre du jour. On nous dit alors:
Mais tant mieux, on n'en est plus à Koudenhove Kalergi
ni à Schumann, à Adenauer et à De Gasperi, ni même à
Jean Monnet. Les négociateurs suisses disent: Tant
mieux. Le plébiscite français n'a pas été un succès pour
la Communauté européenne, le vote aux Communes, pas
davantage, on ne sait pas ce qu'il adviendra en Norvège
et au Danemark et là encore, on s'en félicite. Il faut
avouer que c'est là une attitude curieuse qu'on soit
conduit à se réjouir in petto de tous les malheurs de la
Communauté européenne et de toutes ses faiblesses tout
en désirant se rapprocher d'elle! C'est une étrange
situation, étrange et paradoxale, répétons-le. Dans tous
les cas, les Traités de Rome restent ce qu'ils sont, et
dans leurs principes et dans leur but proclamé et dans la
définition de leurs finalités. Et nous répétons que ces
«finalités» — le mot est dans le Traité de Rome —
menacent ou menaceraient, tous en conviennent, notre
indépendance, notre souveraineté, notre neutralité et
l'universalité des relations que nous proclamons et que
nous nous flattons de pratiquer.

L'autre explication un peu différente consiste à dire:
C'est un bloc inoffensif. — C'est bien un bloc économi-
que, c'est vrai. Mais il est inoffensif et il peut être utile.
Nous avons affaire à un simple traité de libre-échange
ordinaire, courant, banal. C'est ce qu'ont essayé de nous
prouver nos rapporteurs et c'est sans doute la raison
pour laquelle, du reste, le Conseil fédéral n'a délégué
que M. Brugger ici, pour bien marquer qu'il entendait
limiter le débat à cet aspect du traité qui instituerait une
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espèce de zone de libre-échange, un peu plus large que
l'ancienne et qui constituerait, nous dit-on, alternative-
ment un accord particulier ou un arrangement spécial,
pour les produits industriels seulement avec des clauses
de sauvegarde et avec la possibilité de le dénoncer avec
un préavis de douze mois. Même cela constitue déjà une
erreur.

Une zone de libre-échange, élargie certes mais fer-
mée, c'est déjà un bloc de puissances, c'est déjà un bloc
économique, mais un bloc qui veut devenir politique et
qui proclame ce but. On nous a dit aussi — et c'est bien
intéressant — que les Etats-Unis ont en quelque sorte
octroyé l'indépendance à l'Europe. Le président Nixon,
le 9 février, dans son message sur l'état du monde, a dit
ceci: «L'unification de l'Europe signifie la fin de la
tutelle américaine. Le problème est d'établir une nou-
velle unité atlantique fondée sur la conciliation de
politiques indépendantes plutôt que sur Pobervation des
instructions américaines.» Je répète: c'est le 9 février
que le président Nixon a tenu ces propos, et tout dans
ce texte vaut son pesant de dollars dévalués ou errants
ou d'eurodollars. Il y avait donc, une tutelle américaine.
Il y aura donc, une nouvelle unité atlantique. II faudrait
plutôt — le mot est très franc, il l'est même jusqu'au
cynisme, inclusivement — il faudrait plutôt des politi-
ques indépendantes. Sinon, on reprendra les instructions
américaines. Quel parrainage et combien nous sommes
heureux de voir que les Etats-Unis s'intéressent de si
près à cette Europe, à son économie et à son intégration
puisqu'ils formulent un peu plus que des conseils et à
peine moins que des menaces! D'ailleurs M. Brugger, en
une certaine occasion, a dû s'élever contre certaines de
ces injonctions. On a comparé au mois de février —
c'était le journal Le Monde — la politique de Kissinger,
le conseiller spécial du président Nixon, à celle de
Metternich. Là aussi, quel patronage et quel parrainage!
Et cela nous rapproche du débat que nous avons eu hier.

La fameuse clause évolutive, le caractère évolutif des
traités, ce n'est pas nous qui en avons parlé. On nous
fait reproche maintenant d'en avoir parlé, mais c'est le
Conseil fédéral qui, avec insistance, partout et toujours,
en toutes circonstances, a parlé de la clause évolutive. Il
est bien vrai, qu'à un moment donné, il y a mis une
sourdine, qu'il a oublié cette expression et qu'il l'a même
répudiée. Cela sentait un peu trop la maladie évolutive
dont nous avions parlé dans un récent débat et qui
évolue toujours dans le sens de l'aggravation. Pourtant
nous nous souvenons que, le 9 janvier 1972 à Arbon,
M. Brugger a dit: «L'intégration va nous forcer à rani-
mer la discussion sur la nature de notre communauté de
vie, sur la valeur du fédéralisme et de la démocratie
directe, ainsi que sur le sens de notre neutralité.» Il
paraît qu'il n'en subsiste rien aujourd'hui de cette clause
évolutive, ou une allusion si vague dans le préambule
des accords qu'on a de la peine à la comprendre. On
nous jure qu'il n'y aura donc pas d'évolution fatale et
préindiquée. Mais tout de même, vous avez entendu les
rapporteurs et vous avez lu la presse ces derniers temps,
et même M. Jolies parlant à Lausanne, l'autre jour,
disait encore: «L'Europe des Dix s'étendra du Cercle
arctique à la Sicile.» Il faut toujours «coller» une
explication géographique. En tout cas, elle ne s'étend
pas de l'Atlantique à l'Oural cette Europe-là. «L'intégra-
tion européenne, a-t-il dit, représente une nouvelle for-
me de coopération économique qui poursuit, en fin de
compte, un objectif politique.» Donc, même l'autre jour
encore, à Lausanne, M. Jolies, négociateur de la Confé-

dération, ne cachait pas que cette communauté dont on
veut se rapprocher poursuit un objectif politique. L'au-
tre jour, un de nos collègues avec lequel je mo trouvais
à la Radio de Lausanne a employé cette expression élo-
quente. Il a dit qu'il fallait «amarrer la Suisse à
l'Europe». Ce mot d'«amarrage» est à la fois assez
précis et assez cruel. M. Fontanet, puisque c'est de lui
qu'il s'agit, l'a tempéré en quelque sorte ensuite, en
disant: «Ah! mais j'ai voulu dire qu'il fallait amarrer
économiquement la Suisse à l'Europe.» C'est déjà plus
restrictif.

Je sais bien qu'on tombe facilement dans le lyrisme
européen. On parlait déjà de l'Europe occidentale.
C'était un abus. Ou de l'Europe chrétienne. C'était un
autre abus. Maintenant on dit, appréciez les formules: la
quatrième superpuissance, ou bien encore le nouveau
continent, ou bien encore l'Europe européenne, l'autre
étant probablement asiatique. Quant au Conseil fédéral
il préfère ne pas définir et c'est plus prudent. Il parle
seulement de notre «objectif traditionnel» qui est de
collaborer à l'intégration de notre continent. C'est une
expression géographique à la fois précise et assez vague.
Mais ce n'est pas le continent, c'est un quart du
continent, même en mettant les choses au mieux, un
tiers du continent.

Et disons-le nettement, répétons-le, c'est l'Europe
capitaliste. Pourquoi avoir peur de la définition, pour-
quoi reculer devant l'adjectif? C'est l'Europe capitaliste,
c'est l'Europe des affaires, c'est l'Europe des trusts. Oui,
Monsieur le vice-président, c'est l'Europe des trusts,
c'est l'Europe des patrons et non pas celle des peuples et
des patries. N'allez surtout pas nous dire le contraire.
Voyez le message, à la page 133. Que dit-il? «Il est hors
de doute que la libre circulation des marchandises en
Europe ne pourra que favoriser le processus de concen-
tration.» Qu'est-ce que cela signifie? Cela signifie favo-
riser les grandes firmes, les firmes multinationales, les
trusts et les monopoles. Pour tempérer et pour essayer
de nous rassurer, le message dit à la page suivante:
«L'intérêt bien compris de notre économie et de notre
pays, dans leur ensemble, exige que les petites et
moyennes entreprises soient en mesure de continuer à
remplir leur importante fonction.» Alors là, on reste
dans le vague. Comment sauvera-t-on ces petites et ces
moyennes entreprises qui seront nécessairement mena-
cées par ce processus de. concentration que la CEE
favorisera, nous dit-on? C'est la même chose pour les
régions. Je vous passe la citation du message.

Quant aux prix, pour eux c'est encore plus savou-
reux. Le message dit, à la page 135: «Nous espérons
néanmoins que le commerce saisira cette chance de
réduire les prix ou tout au moins de renoncer à des
hausses de prix.» On espère mais on ne garantit rien. Je
parlais d'ailleurs, tout à l'heure, des conférences que
M. Jolies a données à Lausanne. Il a beaucoup insisté —
un peu trop même à notre gré — sur le fait que l'accord
était très simple et très droit, et très honnête, qu'il n'y
avait pas de chausse-trapes, qu'il n'y avait pas de piège,
qu'il y avait une clause évolutive tellement vague qu'elle
n'engageait à rien. Et il a déclaré, si l'on en croit le
compte rendu du Journal de Genève, que, avant
le consommateur, c'est l'industrie qui profitera des
avantages économiques. De cela nous n'avons jamais
douté. Les consommateurs ne doivent pas, a-t-il dit,
s'attendre à bénéficier de réductions importantes parce
que les organisations de distribution verront là une
occasion d'élargir leurs marges plutôt que de répercuter
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l'avantage du libre-échange sur les consommateurs. Est-
ce assez éloquent? Et le Journal de Genève, qui n'est
pourtant pas un journal de gauche, commentait: «La
Suisse restera neutre, à la nuance près, comme ne l'a pas
dit M. Jolies, que la configuration de l'Europe s'est
radicalement modifiée et que la liberté de choix et
d'action de la Suisse se trouvera considérablement res-
treinte au sein d'un bloc qui sans être monolithique n'en
sera pas moins puissant et compact, privant, dans les
faits, la Suisse de toute alternative.» On pourrait vous
citer cent opinions pareilles.

Un moment après, M. Jolies s'est adressé aux pay-
sans, il leur a dit: «II n'y a pas de volet agricole, il y a
juste une toute petite lucarne.» Il a parlé des endives et
du vin. Il leur a expliqué que tout cela était trois fois
rien et là encore, avec une particulière insistance, il leur
a dit qu'il n'y avait pas eu de tractations sous la table,
qu'il n'y avait pas eu d'engagements verbaux. Décidé-
ment, est-ce que cela va devenir la mode qu'on nous
assure qu'il n'y a rien de secret, qu'il n'y a rien de
caché, qu'on a tout dit, toute la vérité, rien que la
vérité? C'est un peu curieux. D'ailleurs, M. Jolies a
avoué que, s'il y avait eu une adhésion de la Suisse au
Marché commun, les paysans suisses auraient perdu le
50 pour cent de leur revenu! Le même jour, le Journal
de Genève titrait une dépêche de Bruxelles «Trop de
petits agriculteurs en Europe» et donnait des chiffres
qui montrent avec quelle rapidité la taille moyenne des
exploitations grandit, la population agricole diminue et
la part de l'agriculture dans le produit national brut
diminue également. Cela signifie que les agriculteurs y
ont échappé encore cette fois, mais_qu'on verra ce qu'il
adviendra la fois suivante.

Alors, on nous dit qu'on ne peut pas mesurer encore
maintenant les effets de cette Europe sécessionniste.
Même s'il n'y a pas de clauses évolutives, ces effets sont
déjà là. Même sans accords supplémentaires, il y aura
déjà, vous le savez, une perte de 1 milliard de droits de
douane, ce qui va nous contraindre à changer l'impôt
sur le chiffre d'affaires et instituer la taxe sur la valeur
ajoutée. On nous dit bien qu'elle n'aura rien à voir avec
la TVA française ou allemande, mais c'est la preuve
qu'on est bel et bien, qu'on le veuille ou pas, avec ce
premier accord, dans un engrenage.

La contradiction est aussi dans la votation populaire
et la votation des cantons. Elle est impitoyable, inélucta-
ble, insoluble. D'un côté, on nous dit qu'il n'y a rien de
tout à fait nouveau, de fondamentalement nouveau, qu'il
n'y a pas de tournant, d'engrenage, mais on ajoute
aussitôt que c'est tout de même très important. Notre
vice-président, M. Franzoni, a eu tout à l'heure une
expression amusante. Il a dit qu'il y a «une irréversibili-
té pratique». C'est assez joli. D'autres parlent d'une
orientation durable, de potentialités nouvelles, de choix,
d'option. Un journaliste de la Gazette de Lausanne,
M. Béguin, parle de «la logique interne de nos relations
avec le Marché commun qui conduira inmanquablement
au développement progressif de nos relations». Et c'est
pourquoi, nous dit-on, il faut consulter le peuple et les
cantons, comme si c'était une modification constitution-
nelle. Remarquez-le et on vous le dira encore souvent à
cette tribune aujourd'hui et un autre jour encore, il n'y a
pas de nécessité légale ou constitutionnelle. Comme le
disait notre collègue, M. Aubert, rien ne permet une
telle consultation populaire, mais rien ne l'interdit. C'est
une curieuse règle. Au fond, nous disait-il aussi dans
une consultation juridique, «le droit est toujours l'ex-

pression d'une politique et toute politique peut être
traduite en règle de droit» — ce qui est très juste, et il
concluait cette consultation en disant In dubio pro
populo: dans le doute, s'il y a doute, quand il peut y
avoir doute, on donne la parole au peuple. Nous n'y
voyons pas d'inconvénient.

Nous ne voterons pas les propositions qui sont pré-
sentées ici pour soustraire cette question au vote popu-
laire et au vote des cantons.

Encore une fois, nous pensons que rien ne permet au
Conseil fédéral de le demander, mais que rien ne le lui
interdit. C'est une innovation. C'est le gouvernement
qui, avec notre assentiment tout de même, décidera sur
quoi et quand il aura besoin du concours populaire, de
l'avis et de l'accord du peuple! On peut dire ce qu'on
voudra et nous n'en ferons pas un drame quant à nous.
Ce n'est plus un référendum, c'est un plébiscite; c'est un
plébiscite napoléonien, gaulliste ou postgaullien. Mais, si
vraiment il n'y a rien de plus que ce traité, diront
certains, si vraiment il n'y a rien de caché, pourquoi
faire voter le peuple? Sinon pour que le peuple s'engage,
soit coresponsable et pour pouvoir lui dire plus tard «Tu
l'as voulu»!

Ce que nous redoutons est que, si le peuple dit «a»,
on l'oblige à réciter tout l'alphabet européen ensuite. Et,
nous préférons ne pas même répondre positivement à
cette première question. Nous dirons «non» ici et
demanderons au peuple et aux cantons de dire «non» les
2 et 3 décembre.

A ce propos et avant de terminer: quelle tragédie et
quelle catastrophe se passerait-il? Aucune. Le Conseil
fédéral se donne beaucoup de mal inutilement pour nous
expliquer qu'il y a un centre de gravité naturel des
échanges en Europe. Nous le savons bien. C'est un fait
et nous n'avons pas, nous autres marxistes, l'habitude de
contester les faits. Engels disait que les faits sont plus
têtus qu'un lord-maire.

On nous dit aussi que l'isolement n'aurait pas de
sens. Nous en sommes persuadés et il est inutile de nous
le prouver. Il y a une interdépendance économique.
Nous ne proposons pas de changer quoi que ce soit à
tout cela, mais nous ne voyons simplement aucune
raison d'institutionnaliser nos rapports avec le Marché
commun; qu'ils subsistent tels qu'ils sont, il n'y a pas
besoin d'aller plus loin.

Enfin et pour conclure, nous ne comprenons pas
pourquoi on montre tant d'empressement à l'égard de la
petite Europe, même si elle devient l'Europe moyenne,
et si peu d'enthousiasme pour la grande Europe, celle de
tous les pays et de tous les peuples. Il est vrai que la
petite Europe est celle des affaires et que la grande
Europe pourrait être celle de la paix. A la grande
Europe des peuples et des patries nous dirions résolu-
ment «oui», à celle des affaires et des patrons nous
dirons «non».

Etter: Die Fraktion der Schweizerischen Volkspartei
hat das Abkommen zwischen der Schweiz und den
Europäischen Gemeinschaften gründlich geprüft. Die
Fraktion ist der Auffassung, dass dieses Abkommen für
unser Land nach innen und nach aussen von ausser-
ordentlich grosser Tragweite ist.

Nach eingehender Beratung sind wir mit grosser
Mehrheit zum Schluss gekommen, dass dem Abkommen
grundsätzlich zugestimmt werden kann. Einige Kollegen
werden in der nachfolgenden Debatte den Bundesrat
um zusätzliche Aufklärungen über die Auswirkungen in
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aussenpolitischer, aber im besondern auch in binnen-
wirtschaftlicher Sicht bitten. Die Fraktion hofft, dass
der Bundesrat in der Lage ist, Vorbehalte und Bedenken
zu zerstreuen. Die Auswirkungen des zur Diskussion
stehenden Abkommens sind für die Zukunft unseres
Landes von so grosser Bedeutung, dass wir unsere Beur-
teilung in voller Kenntnis der Auswirkungen zu treffen
wünschen. In diesem Sinne bitten wir den Bundesrat um
Verständnis, wenn sich einige Kollegen gestatten wer-
den, zu einigen Punkten auch recht kritische Fragen zu
stellen.

In formeller und verfassungsrechtlicher Hinsicht tei-
len wir in der SVP-Fraktion die Vorbehalte, die in
bezug auf die vorgesehene Volksabstimmung hier bereits
angebracht wurden. Nachdem aber dem Schweizervolk in
mehreren Erklärungen seitens des Bundesrates in Aus-
sicht gestellt wurde, dass der Souverän schliesslich zur
Stellungnahme aufgefordert würde, glauben wir, dass es
im jetzigen Moment fehl am Platze wäre, aus rein
rechtlichen Bedenken einer Volksabstimmung aus-
zuweichen. Wir sind mit dieser Volksabstimmung ja
nicht allein. Auch andere Länder werden demnächst
dasselbe tun, wenn auch unter ändern Vorzeichen. Dazu
muss in aller Deutlichkeit darauf aufmerksam gemacht
werden, dass unser Abkommen mit der EWG weit über
die Bedeutung eines gewöhnlichen Handelsvertrages
hinausgeht. Die Kündigungsmöglichkeit ist wohl formell
vorhanden; wir dürfen uns aber darüber nicht hinweg-
täuschen, dass nur ganz ausserordentliche Verhältnisse
dereinst zulassen würden, vom Kündigungsrecht Ge-
brauch zu machen.

Schon allein aus dieser Sicht rechtfertigt es sich, den
Entscheid des Souveräns anzurufen. Dabei teilen wir die
Auffassung, dass unsere Verfassungsbestimmungen
grundsätzlich in jedem Fall zu beachten sind. In diesem
Sinne glauben wir, dass es richtig wäre, für ähnliche
Fälle auch in Zukunft Volksabstimmungen ausdrücklich
möglich zu machen.

Unsere Fraktion vertritt nicht zuletzt die Kreise um
die Landwirtschaft und das Klein- und Mittelgewerbe.
In bezug auf die Landwirtschaft sind wir dankbar, dass
diese von den Auswirkungen des Abkommens ausdrück-
lich ausgeklammert wurde und dass demzufolge unsere
schweizerische Agrargesetzgebung in vollem Umfange
intakt bleibt. Herr Kollege Fischer-Weinfelden wird
Ihnen aber dartun, dass wir trotzdem nicht in allen
Teilen beruhigt sind. In gleicher Weise wird Kollege
Leutenegger sich nach den Auswirkungen auf unser
Klein- und Mittelgewerbe erkundigen. Unsere Fraktion
ist der Auffassung, dass es nicht zulässig wäre, die
schwächeren Teile unserer Wirtschaft dem Konkurrenz-
druck von aussen wehrlos auszusetzen. Mit grosser
Genugtuung haben wir zur Kenntnis genommen, dass
das Abkommen mit der EWG keinerlei Verletzung unse-
rer Neutralität und Souveränität enthält, wenngleich
ohne Zweifel für unser Land mit diesem Abkommen
gewissermassen eine neue Zeitepoche in unserer Europa-
politik eintreten wird. Herr Kollege Hofer wird sich
dieser Fragen im besondern noch annehmen.

Die Fraktion der SVP bringt dem Abkommen mit
den Europäischen Gemeinschaften sehr viel guten Wil-
len entgegen. Wir hoffen, dass der Bundesrat in der
Lage ist, unsere Vorbehalte und Bedenken in klarer
Weise zu beantworten und zu zerstreuen, damit unsere
Fraktion dem Abkommen möglichst geschlossen zustim-
men kann.

Abschliessend danken wir unserer Verhandlungsdc-
legation in Brüssel, im besondern Herrn Bundcsrat
Brugger und Herrn Minister Jolies, für die kluge und
souveräne Art und Weise, wie sie bei den zähen Ver-
handlungen die schweizerischen Interessen vertreten
und gewahrt haben. Wir sind ausserordentlich froh, dass
wir heute einen Weg der Zusammenarbeit gefunden
haben, der unsern Interessen und unserer staatlichen
Eigenständigkeit weit besser Rechnung trägt, als das
beim ersten Gesprächsversuch vor rund 10 Jahren der
Fall gewesen wäre.

Brani: Der von der Schweiz erkämpfte Weg zur
eigenen innerstaatlichen Verständigung war lang und
dornenvoll. Schliesslich hat uns der feste Wille zur
Einigung nicht eine einige, aber eine cinigungswcrtc
Schweiz beschert. Aehnlich dürfte das Schicksal der
EWG verlaufen: Einigungswillc, Geduld, abermals Ge-
duld und hohe Verhandlungskunst können gute Früchte
bringen. Es liegt hier ein Acker vor unseren Toren, der
bestellt werden muss. Auch die Schweiz soll mithelfen,
auf hartem Boden zu pflügen, zu säen und zu ernten.
Sie darf nicht aus der Ferne zuschauen. Sie hat in dieser
Frage keinen Logensitz. Unsere grundsätzlich positive
Einstellung zum Vertragswerk EWG/Schweiz gründet in
den folgenden nüchternen und ehrlichen Ucbcrlegun-
gen:

Wenn wir als Realisten die machtpolitischc Situation
in der Welt nüchtern einschätzen, erkennen wir zwei
riesige Machtblöcke und dazwischen das eine Festigung
anstrebende Europa als weitere Kraft. Dieses gutwillige
Rest-Europa mit seinen rund 300 Millionen resignierten,
aber auch zukunftsgläubigen Menschen muss, wenn es
nicht zerfallen will, mit aller Energie die Einigungsbe-
strebungen beschleunigen. Realität ist ferner, dass die
Sowjetunion das Erstarken Europas mit meisterlichen
Ränkespielen zu erschweren versucht und bis zur Stunde
von der weltbeherrschenden Zielsetzung nicht abgewi-
chen ist. Ob ihr Instrumentarium kalt, warm oder hciss
ist, ändert nichts an dieser Tatsache, einer Tatsache, die
Westeuropa neben ändern Motiven zur raschen Eini-
gung und Erstarkung zwingt. Die russische Diplomatie
hat anlässlich der bevorstehenden europäischen Sicher-
heitskonferenz Gelegenheit, die Bedenken gegenüber
ihrer Politik mit überzeugenden Taten zu zerstreuen.
Die Welt, vor allem Europa, würde tief aufatmen. Wo
Russland politisch-militärisch seine Schatten auf Europa
wirft, liegt die Spannung Amerika/Europa in den han-
dels- und währungspolitischen Bereichen. Auch diese
Spannung muss mit aller Energie abgebaut werden,
weil Amerika und Europa in manchem Rivalen, im
Blick auf die unteilbare Freiheit aber Partner sind.

In dieser problembeladenen Situation hat Bundcsrat
Brugger den schweizerischen Standort in der EWG
richtig umschrieben, wenn er mit klarer Bestimmtheit
feststellt, dass die Schweiz grundsätzlich an der Schaf-
fung eines grossen europäischen Wirtschaftsraumes mit-
arbeiten und die weitere Respektierung ihrer bewährten
demokratischen Einrichtung und vor allem der bewaff-
neten Neutralität sichern wolle.

Besonders erfreulich ist, dass unsere Regierung die
Beziehungen zur EWG über den handelspolitischen
Bereich hinaus auf Gebiete ausdehnen möchte, deren
Schwerpunkte nicht im Materiellen liegen. Hier kann
die Schweiz, ohne politisch zu werden, schöpferische
Impulse geben und praktisch mitarbeiten. Der Beitrag
der Schweiz muss auch nach unserer Auffassung
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geistige Substanzen aufweisen. Damit komme ich zur
Frage der Entwicklungsfähigkeit, der unsere Fraktion
besondere Aufmerksamkeit schenkt. Es wäre widersin-
nig, diesem Vertragswerk zuzustimmen und eine daraus
sich sinnvoll ergebende weitere Zusammenarbeit im
unpolitischen Raum abzulehnen. Dass jede erweiterte
Zusammenarbeit unter strikter Wahrung unserer Souve-
ränitätsrechte geschehen muss, ist eine unabdingbare
Forderung.. Besorgte Aeusserungen, dass die in der
EWG betriebene wirtschaftliche Grossraumpolitik das
Sterben der Klein- und Mittelbetriebe fördern könnte,
sind ernst zu nehmen und näher zu untersuchen. Die
Erscheinung vom Sterben und Werden in der Wirtschaft
ist eine Welterscheinung. Untersuchungen zeigen, dass
den vielen Klein- und Mittelbetrieben, die auch bei
uns laufend schliessen, eine beachtliche Zahl von Neu-
gründungen gegenüberstehen, die in vielen Fällen pro-
sperieren und bei vernünftiger Expansion ihre Gewinne
erhöhen können. Gerechterweise müssen wir auch zuge-
ben, dass Routine und ungenügende Geschäftsführung
einen Kleinbetrieb belasten können. Die Klein- und
Mittelbetriebe haben jedoch nach Ansicht ausgewiesener
Kenner der Verhältnisse deshalb Erfolgschancen, «weil
sie ein Maximum an Phantasie besitzen, weil sie es
verstanden haben, Produkte zu entdecken und herzustel-
len, die die Grossen entweder übersehen haben oder die
sie zu spät auf den Markt gebracht haben». Ausbaufähig

. ist auch der Zulieferdienst an grosse Gesellschaften.

Eine interessante Analyse hat ergeben, dass von den
60 technischen Neuerungen, die als die wichtigsten des
20. Jahrhunderts gelten, mehr als die Hälfte davon
kleinen und mittleren Unternehmen oder allein arbeiten-
den Erfindern zu verdanken sind.

Nach den erhaltenen Auskünften in der Aussenwirt-
schaftskommission sind sich die Verantwortlichen der
EWG ihrer Verantwortung gegenüber den Klein- und
Mittelbetrieben bewusst. Dem Vernehmen nach sind
Verordnungen verabschiedet worden, die die Koopera-
tion unter den Klein- und Mittelbetrieben in der EWG
über die nationalen Grenzen hinaus zum Ziele haben.

Erfreulich ist auch, dass unsere Regierung angesichts
des wachsenden Trends zu Konzentrationen prüft, mit
welchen gezielten Förderungsmassnahmen — im spe-
ziellen ist an die Forschung gedacht — die gute gewerb-
liche Arbeit unterstützt werden könnte; Unterstützung
so verstanden, dass Selbst- und Staatshilfe sich sinnvoll
ergänzen. Auch für die Landwirtschaft dürfte heute —
es war ja nicht immer so — die Zustimmung zu diesem
Vertragswerk möglich sein. Unsere tüchtigen Unter-
händler haben die Bedeutung einer gesunden Landwirt-
schaft für Land und Volk immer erkannt und in zähen,
langwierigen Verhandlungen das Recht auf eine selb-
ständige Landwirtschaftspolitik im Rahmen der EWG
ausgehandelt.

Was die schützenswerten Interessen einzelner Wirt-
schaftszweige in besonderen Verhältnissen anbelangt, ist
in der Aussenwirtschaftskommission von Bundesrat
Brugger und Botschafter Jolies überzeugend dargelegt
worden, dass die Schweizer Delegation auch in dieser
Hinsicht das Bestmögliche erwirkt hat. Dass die sinnvol-
le Zusammenarbeit zwischen der EWG und den in der
EFTA verbleibenden Staaten gewährleistet ist, vermag
ebenfalls zu befriedigen.

Schliesslich ist erfreulich, dass in der sehr wichtigen
Frage der Ursprungsregelung Klarheit und Ueberein-

kunft besteht. Auch die Ausrichtung auf gemeinsame
Wettbewerbsregeln ist bedeutungsvoll.

Mit besonderer Genugtuung vermerkt unsere Frak-
tion die Uebereinkunft bezüglich des ergänzenden Uh-
renabkommens. Damit gelangen die Erzeugnisse der
schweizerischen Uhrenindustrie in den Genuss des Frei-
handels. Dieses Abkommen schafft zudem weitere viel-
versprechende Möglichkeiten: zweckmässigere Fabrika-
tionsaufteilung, Austausch des Normensystems, gemein-
same Forschung, Durchführung einer einzigen europä-
ischen Uhrenmesse. Wenn wir bedenken, dass der
Uhrenanteil Westeuropas an der Weltproduktion zwi-
schen 1951 und 1970 von 71 auf 58 Prozent und jener
der Schweiz von 52 auf 44 Prozent zurückgegangen ist,
kommt der engen europäischen Zusammenarbeit in
diesem für unser Land wichtigen Wirtschaftssektor sehr
grosse Bedeutung zu.

Auch das aufgestellte System von Schutzklauseln
vermag in seiner klugen Formulierung und Handhabung
zu befriedigen.

Erwähnenswert ist schliesslich auch der Gesichts-
punkt, dass unsere zukünftig vertieften Beziehungen
zur EWG unserer Mitarbeit im Europarat mehr Gewicht
zu verleihen vermögen.

Noch ein Weiteres, aus unserer Sicht sehr Wichtiges:
Die Gestaltung unseres Arbeitsmarktes und damit die
Kursbestimmung der Fremdarbeiterpolitik wird uns
nicht von aussen diktiert. Verschiedene Verhandlungs-
partner in Brüssel haben für die Besonderheiten des
schweizerischen Arbeitsmarktes und die dringend erfor-
derliche Zurückbildung der Ueberfremdung erfreulich
viel Verständnis gezeigt. Wichtig ist auch in diesem
Zusammenhang — ich glaube, es war in der Aussenwirt-
schaftskommission — die gegebene bundesrätliche Er-
klärung, dass die Auswirkungen dieses Vertragswerkes
zu keiner Verschlimmerung der bedrückenden Ueber-
fremdung führen dürfe. Es ist gefühlsmässig verständ-
lich, sachlich aber unrichtig, wenn bei der Wertung
dieses Vertragswerkes die Fremdarbeiterfrage miteinbe-
zogen oder gar zum Anlass für eine Ablehnung dieses
Vertrages genommen wird. Sie ist kein integrierender
Bestandteil dieses Vertrages. Diese Tatsache ist uns in
der Aussenwirtschaftskommission überzeugend nachge-
wiesen worden: Mit — wir verhehlen es nicht —
Unbehagen verfolgen wir die Intensivierung der Han-
delsbeziehungen mit gewissen Staaten des Ostblockes.
Der Staatsraison und dem Geschäft zuliebe halten viele
die Ohren zu, wenn Namen wie Imre Nagy, Maleter und
Dubcek genannt werden. Wir erinnern — für viele
vielleicht unbehaglich — auch an das Ostdeutschland
von 1953: Aufstand der Arbeiterschaft, Unterdrückung
durch russische Panzer. «Der Sozialismus ist wieder
gerettet worden», hiess es dann in der Folge in der
Presse. Mit der Wegmarke «Universalität» in der Hand
verhandeln wir mit jenen, die ihre eigenen Genossen,
die sich für einen gemässigteren Kommunismus wehren,
im Kerker schmachten lassen, prosten wir nach Ab-
schluss der Handelsverträge mit jenen, die laufend den
Geist und die Freiheit töten und im Falle der DDR bis
zur Stunde den Verpflichtungen gegenüber dem Schwei-
zer Eigentum nicht nachgekommen sind! Es ist, wie
einer geschrieben hat: «Manchmal scheint es, als ob
viele in dieser Frage nicht nur ein Brett, sondern sogar
eine Mauer vor dem Kopf hätten.» Wir meinen, dass
vorab im Falle der DDR die «Kratzfüsse» in den Augen
und Ohren weh tun. Das Argument «damit nicht der
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Eindruck aufkommt, wir würden uns einseitig gegen den
Westen öffnen» ist weder zwingend noch stichhaltig.
Wir meinen keineswegs: Keine Handelspolitik mit Staa-
ten des Ostblockes, wir meinen aber, weniger forciert
und weniger diensteifrig!

Zur Frage «Volksabstimmung — Ja oder Nein» kann
ich mich namens unserer Fraktion kurz fassen. Ich habe
mich darüber schon in der Aussenhandelskommission
unmissverständlich zustimmend ausgesprochen. Wir
können die ernsthaft vorgetragenen verfassungsrechtli-
chen Bedenken nicht einfach verneinen, vermögen sie
aber nicht so zu werten, dass auf eine Volksabstimmung
verzichtet werden müsste, geht es doch hier um nationa-
le Aufgaben ersten Ranges, die die Zustimmung des
Volkes rechtfertigen. Fraktionskollegc Reich wird zu
dieser Frage — es ist dies sein gutes Recht — mit
bedenkenswcrten Argumenten einen anderen Stand-
punkt einnehmen. Im übrigen sind wir mit der anbe-
gehrten Revision des Staatsvertragsartikels unserer Bun-
desverfassung einverstanden, damit inskünftig für ähn-
lich gelagerte Fälle eine klare Ausgangslage besteht.
Nachdem aus diesem Hauptvertrag im Laufe der Jahre
weitere Abkommen von unterschiedlichem Gewicht re-
sultieren werden, erwartet unsere Fraktion für die Zu-
kunft ein sauberes, dem Gewicht des jeweiligen Abkom-
mens angemessenes innerstaatliches Genehmigungsver-
fahren.

Die republikanische Fraktion stimmt der vorgeschla-
genen MitteHösung, die unsere Neutralität und unsere
politische Willensbildung nicht beeinträchtigt — nie
beeinträchtigen darf — und uns dennoch im Welthandel
faire Chancen eröffnet, aus Gründen der Vernunft zu.
Ich betone nochmals: Eine Isolation kann nicht in Frage
kommen, noch weniger aber der Vollbeitritt, wie er von
ungestümen Politikern, die mit erstaunlicher Unbeküm-
mertheit Bewährtes opfern wollen, gefordert wird. Wir
danken abschliessend allen, die im Hoch und Tief der
Verhandlungen unbeirrt blieben und der Aussage, dass
Verhandlungspolitik auch die Kunst des Möglichen sei,
viel Ehre erwiesen haben.

Abschliessend bekräftige ich nochmals das bereits
erwähnte Anliegen: Wir wissen uns einig mit Herrn
Bundesrat Brugger, dass die Mitarbeit der Schweiz in
der EWG sich nie in der Erreichung nur materieller
Ziele erschöpfen darf. Gerade unser Land ist berufen,
auch zur geistigen Bewältigung wichtiger Gegenwarts-
und Zukunftsprobleme Positives beizutragen. Die
Schweiz in der EWG wird vor allem nicht schweigen
dürfen und wird ihren leitenden Staatsideen gemäss zur
freiheitlichen Ordnung mahnen, wenn die ideologische
Aushöhlung unserer Gesellschaft zunehmen sollte.

Hubacher: Das Freihandelsabkommen mit der EWG
stelle den Versuch dar, erklärte treffend Professor Jac-
ques Frémond, einen mittleren Weg zwischen Beitritt
und Abseitsstehen einzuschlagen, den es nach der Theo-
rie gar nicht geben kann.

Das offenbar lange Zeit für unmöglich gehaltene
Vertragswerk liegt nun vor, und wir haben es zu
beurteilen. Da die Redezeit weder für eine umfassende
noch für eine abschliessende Bewertung ausreicht, be-
schränke ich mich auf ein paar wenige, nach Auffassung
der sozialdemokratischen Fraktion, in deren Namen und
Auftrag ich rede, allerdings bedeutsame Punkte. Zuvor
möchte ich Dank und Anerkennung unserer Fraktion an
die Verhandlungsdelegation von Brüssel ebenfalls wei-

tergeben, aber vor allem an die Bundcsrätc Brugger und
Graber sowie an Botschafter Jolies.

Die erste Frage: Was bedeutet das Abkommen?
Denis de Rougemont hat einmal geschrieben: «Die
Schweiz ist das Land, von dem ich mir am meisten
wünsche, dass es seinen geheimen Reiz der Zukunft
Europas zur Verfügung stellte.» Dieses gediegen formu-
lierte Bekenntnis zur Schweiz ist natürlich nicht im
Zusammenhang mit dem Freihandelsabkommen abge-
legt worden; aber es leitet zur Kernfrage über, ob die
kleine Schweiz das Wagnis riskieren darf, sich im
mächtigen EWG-Europa-Spannungsfeld vertraglich in-
tensiver als bisher zu engagieren. Das Abkommen weist
nach unserer Auffassung weder kühne Komponenten
auf, noch ist es gar vom revolutionären Atem idealisti-
scher Visionen eines wirtschaftlich und politisch verei-
nigten Europas mitgeprägt worden. Es stellt vielmehr
eine rein pragmatische Ausscnhandclsaltcrnativc zur
freiwilligen oder zur auferzwungenen Isolation dar. Ef-
fektiv wird mit dem EWG-Abkommen de iurc ratifi-
ziert, was de facto längst existierte. Darf ich daran
erinnern, dass schon heute 50 Prozent unserer ausländi-
schen Direktinvestitionen im EWG-Raum liegen, 75 Pro-
zent unserer Gastarbeiter kommen aus den EWG-
Ländern, zwei Drittel unseres Fremdenverkehrs kom-
men aus den EWG-Staaten, drei Fünftel der Auslandgc-
schäfte schweizerischer Versicherungsgesellschaften ent-
fallen auf den EWG-Raum, die EWG-Staaten sind mit
90 Prozent am SBB-Gütertransit durch die Schweiz
beteiligt. Die Schweiz ist weiter hinter Grossbritannicn
der zweitwichtigste Abnehmer von EWG-Agrarproduk-
ten, und heute schon gehen 40 Prozent unserer Exportc
in die Sechsergemeinschaft, und es kommen umgekehrt
60 Prozent der Importe von dort. Nach Erweiterung des
Gemeinsamen Marktes auf 10 Mitgliedstaatcn steigt der
Exportanteil auf 50 und der Importanteil sogar
auf 70 Prozent an. Und die Freihandelszone schlicsslich
— bestehend aus den 10 EWG-Ländern und den übri-
gen westeuropäischen Staaten — wird über 60 Prozent
unserer Exporte aufnehmen und rund 80 Prozent der
Importe liefern. Das Freihandelsabkommcn bringt uns
also genau das vertraglich, was effektiv längst
Praxis war. Es ist eine Vertragskonstruktion im Nach-
vollzug.

Die zweite Frage, die sich für uns gestellt hat, sind
die Auswirkungen dieses Abkommens. Gerät die
Schweiz — das ist eine wichtige und entscheidende
Frage — in den Sog der mächtigen EWG, oder besteht
langfristig sogar die Gefahr, wie das da und dort in der
Presse angetönt worden ist, der Satellisierung? Auf diese
Fragen antwortet der Bundesrat auf Seite 131 der Bot-
schaft nach unserer Auffassung mit sehr gesuchter
Beruhigungstaktik. Das Abkommen bringe — hcisst es
— keinen Eingriff in unsere direkte Demokratie und
den föderalistischen Staatsaufbau. Dazu wäre doch wohl
zu sagen, dass es diesen Föderalismus im Sonntagsge-
wand, der da konserviert werden soll, schon heute nicht
mehr gibt. Jüngste Beispiele interkantonaler Unfähig-
keit, anstehende aktuelle Probleme zu lösen, überführen
doch den hochgepriesenen Schulbuch-Föderalismus in
das Reich vergangener Wunschträume. Ich möchte da-
mit nur unterstreichen, dass die Herausstreichung des
innerstaatlichen Status quo um jeden Preis für uns nicht
das Gütezeichen dieses Abkommens bedeutet. Unser
Bundesstaat ist ja schliesslich auch nicht aus der Kon-
servierung des Bestehenden, sondern aus seiner Ucber-
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Windung und Weiterentwicklung entstanden. Mit der
Unterschrift zum Freihandelsabkommen wird sicher das
Rütli nicht abgeschafft; umgekehrt aber braucht das
Ziel, eine unberührte Schweiz zum europäischen Mu-
seum machen zu wollen, in keiner Weise erstrebenswert
zu sein. Die sozialdemokratische Fraktion tritt für dieses
Abkommen einmütig ein, nicht weil es eine minimale
Maximallösung darstellt, sondern obschon es nach unse-
rem Dafürhalten diese minimale Maximallösung bringt.

In diesem Zusammenhang darf auch nicht einfach
vergessen werden, dass die Schweiz ursprünglich ein
weitaus engeres Nahverhältnis zur EWG suchte, als wir
es nun bekommen sollen. 1962 war es Bundesrat Schaff-
ner, der vor dem EWG-Ministerkomitee ein wesentlich
weitergehendes Vertragsmodell befürwortete, und 1969
beispielsweise erklärte auch Botschafter Jolies vor dem
Handels- und Industrieverein Basel-Stadt, die Schweiz
sei stets zu einer möglichst weitgehenden Zusammenar-
beit bereit. Es ist also nicht das Verdienst der Schweiz,
sondern die für uns glückhafte Schuld der EWG, dass
ein Beitritt mit Neutralitätsvorbehalt oder eine Assozia-
tion nicht in Frage kam, so dass jetzt die Freihandelslö-
sung übriggeblieben ist.

Ob man es aber wahrhaben oder vorläufig noch
bestreiten will, das ändert nach unserer Auffassung
nichts an der Tatsache, dass die Schweiz mit diesem
Freihandelsabkommen auf verschiedenen Ebenen auto-
matisch in einen Sach- und Vollzugszwang geraten wird.
Der Niederschlag auf unsere innerstaatliche Struktur
wird nach unserer Meinung kaum ausbleiben. Erwähnen
wir nur die Währungs-, Steuer- und Kartellpolitik.
Glaubt jemand von uns wirklich, die Schweiz werde
inskünftig, unberührt von europäischen Impulsen, abge-
sehen von den weltweiten, eine nationale Währungsstra-
tegie verfolgen können? Die Schweiz werde als interna-
tional anerkannte Steueroase unter «Denkmalschutz»
gestellt bleiben können oder Kartelle in unserem Lande
würden weiterhin als heilige Kühe dastehen? Das wird
in Zukunft, und zwar mit oder ohne Abkommen, noch
sehr viel weniger möglich sein, als das bisher der Fall
war. Der Beziehungsreichtum mit dem EWG-Wirt-
schaftsraum wird nach unserem Dafürhalten verändern-
de Strukturspuren hinterlassen. Das nicht sagen zu
wollen, hiesse den Stimmberechtigten ein X für ein U
vormachen. Da aber bekanntlich Politik die Kunst des
Möglichen ist, bringt uns das Freihandelsabkommen
wenigstens einen Schritt weiter. Es entspricht helveti-
schem Pragmatismus neuzeitlicher Prägung und ist in
dieser Beziehung innenpolitisch das geringste Risiko.

Die dritte Frage ist das Referendum. Als Nichtjurist
fasse ich mich bei diesem umstrittenen Punkt sehr kurz.
Die Begründung des Bundesrates wirkt zweifellos kon-
struiert und ist nicht verfassungskonform. Eine Minder-
heit unserer Fraktion lehnt daher das Referendum ab,
weil sie erklärt, wir würden gezwungen, politisch etwas
rechtlich Unmögliches zu unterstützen. Ein Kollege hat
sogar von einer Verbeugung vor der politischen Rechts-
verwilderung gesprochen. Der Bundesrat legte sich nach
Auffassung der Mehrheit unserer Fraktion offensicht-
lich zu früh auf ein obligatorisches Referendum fest, so
dass es heute politisch nicht mehr vorstellbar ist, zu-
rückzubuchstabieren. Das Parlament, das ist zuzugeben,
ist dadurch in einen Sachzwang, unter einen politischen
Druck geraten. Wir können die Referendumsfrage nicht
mehr einfach als etwas betrachten, über das bisher
nichts gesagt worden ist. Politische Klugheit, man kann
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dem auch politischer Opportunismus sagen, lässt uns
praktisch keine Wahl mehr übrig. Mit aller Deutlichkeit
muss aber nach Meinung der Mehrheit unserer Fraktion
unterstrichen werden, dass es sich dabei nicht um ein
Präjudiz für die Zukunft handeln darf, und die Frage
des Referendums bei Staatsverträgen sollte nun endlich
auf eine rechtsstaatlich einwandfreie Verfassungsbasis
abgestellt werden.

Die vierte Frage, die uns beschäftigte, ist das Fremd-
arbeiterproblem. Es gibt also keine Leiche im Verhand-
lungskoffer unserer Brüsseler Delegation. Der Bundesrat
hat nach unserm Dafürhalten absolut glaubhaft und
überzeugend dargelegt, dass bezüglich der Fremdarbei-
terfrage keinerlei Geheimabkommen existieren. Der Er-
finder dieses Gerüchtes hat denn auch inzwischen Ab-
bitte geleistet. Hingegen wurde in unserer Fraktion die
Frage gestellt, wieweit allenfalls mit dem Freihandelsab-
kommen heute nicht voraussehbare Auswirkungen auf
dem Arbeitsmarkt zu befürchten seien. Obschon kein
direkter Zusammenhang zwischen Fremdarbeiterpro-
blem und Abkommen besteht und obschon wir am
3. Dezember nicht über die Stabilisierungspolitik des
Bundesrates auf dem Arbeitsmarkt, sondern über das
Abkommen mit der EWG abstimmen werden, besteht
natürlich eine gewisse Wechselwirkung. Das Protokoll
mit Italien spielt hinein, und die mit Brüssel abgeschlos-
sene Erklärung über die .Arbeitskräfte ist nun einmal
existent. Es wäre daher nützlich und würde klärend
wirken, vor allem weil unsere Fraktion kein Junktim
konstruieren möchte, wenn der Bundesrat in diesem
Hause erneut bestätigen könnte, dass die seit bald drei
Jahren beharrlich verfolgte Stabilisierungspolitik unver-
mindert und unbedingt beibehalten werden soll. Eine
solche Promesse könnte Missverständnisse beseitigen.

Zum Schluss: Die Schweiz hat nach Auffassung
unserer Fraktion in ihrem Integrationsprozess eine Zwi-
schenstation erreicht. Die 1960 gegründete EFTA hat
ihren Zweck erfüllt und ist eigentlich überflüssig gewor-
den. Mit der EFTA-Formation war die von Anfang an
vom Bundesrat konzipierte Absicht, nämlich gemeinsam
sich mit der EWG zu arrangieren, möglich geworden.
Das Abkommen ist damit unter einmaligen Umständen
auf einmalige Art zustande gekommen Das Abkommen
stellt aber nach unserer Meinung nur einen Ansatzpunkt
dar. Was wir für die Zukunft brauchen, ist ein europä-
isches Gesamtkonzept, ist eine Konzeption, wie wir
unsere Politik in diesem Europa inskünftig zu gestalten
gedenken. Die Entwicklung wird nicht bei der sehr
einfachen institutionellen Regelung, wie wir sie nun vor
uns haben, stehenbleiben. Die Schweiz aber muss wis-
sen, was sie in West- und was sie in Osteuropa anstreben
will und was auf uns zukommen wird. Die Schweiz
sollte im handelspolitischen Bereich ihre neutralitätspo-
litische Position auch gegenüber Osteuropa absolut ak-
zentuierter wahrnehmen. Sogar im Bericht der Strategi-
schen Kommission des EMD ist zu lesen, die nationa-
le Identifikation könne nicht einfach durch ständige
Beschwörungen schweizerischer Eigenart oder mit
schweizerischem Heimatstil erfolgen. Genau das meinen
wir Sozialdemokraten; das Freihandelsabkommen ist
nicht Endstation, sondern ist Abgangsstation. Abgangs-
station zu einer Fahrt in die europäische Zukunft, die
wir entweder mitgestalten können oder die sich gegen
uns durchsetzen wird.

Generali: L'accordo con la Comunità europea al di
là dei meri risvolti economici che esso comporterà e che
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ripromettono benefici tanto per la nostra economia
quanto per quelle che la attorniano, rappresenta per la
Svizzera un passo politico di innegabile importanza.
Malgrado la chiara vocazione internazionale da sempre
palesata dalla Confederazione, di cui sono testimonianza
gli innumerevoli buoni uffici prestati dalla nostra diplo-
mazia in infinite occasioni, per non dire della generosa
tradizione d'ospitalità ne confronti di meritevoli orga-
nizzazioni umanitarie e politiche, il nostro paese, sin
dell'epoca del Trattato di Roma che segnò la nascita
della Comunità economica europea, si è venuto a tro-
vare sempre più isolato sulla scacchiera politica europea.

E' pur vero che con l'Associazione europea di libero
scambio si creò una compagine di paesi altrettanto
omogenea ed efficace, in grado di controbilanciare le
risorse accumulate nell'altra area economica, ma che, a
differenza di questa, non si proponeva obiettivi politici.

A conti fatti è inevitabile concludere, dopo aver
assistito impotenti al lento ma inarrestabile sfaldamento
progressivo della zona di libero scambio, che probabil-
mente fu proprio l'assenza di quei presupposti politici a
dimostrarsi esiziale al consolidamento della coesione dei
paesi dell'Associazione europea di libero scambio.

Eventi e tempo hanno posto sempre più in critica
evidenza quanto necessario sia il cercare di sfuggire
all'isolamento. Basti ricordare le ricorrenti, virulente
crisi monetarie e la conseguente inderogabile necessità
di aprire uno sfogo ordinato alle potenti pressioni del
capitale errante, o il categorico impegno ad affrontare il
problema del rincaro, gravido di cupe prospettive sociali
e politiche.

Il tranquillo e forse un poco pavido isolazionismo
lascia il posto, per necessità, alla inevitabilità della
cooperazione e della collaborazione internazionali. Non
ci illudiamo tuttavia che l'avvicinamento alla Comunità
economica europea non comporti precisi interrogativi.

Pur se non sono in gioco né la sovranità politica, né
la struttura federalista, né il regime di democrazia
diretta e tanto meno l'autonomia dei nostri rapporti con
tutti gli altri Paesi del mondo, né quella legislativa in
ogni sfera, inclusa quella che governa l'attività agricola
e che regola la mano d'opera straniera operante nel
nostro paese, l'avvicinamento alla Comunità europea,
per tutti i presupposti che informano la sua azione e che
ne determinano le decisioni, rappresenta per la Svizzera
non soltanto un opportuno contatto, bensì riveste il
carrattere impegnativo di una scelta storica: e scelta
storica è, a non averne dubbio, quella che stiamo
prendendo.

E infatti, all'ombra delle laboriose trattative che il
Governo (e per esso con abilità e competenza il consi-
gliere federale Brugger e l'ambasciatore Jolies) ha
avuto con la Comunità economica europea, si è afferma-
ta una nuova volontà, nuova per il popolo svizzero e
nuova e innovatrice nella nostra storia: la volontà di
allargare, di centrifugare le nostre aspirazioni economi-
che e politiche giustamente costrette durante secoli per
felice intuizione e naturale modestia entro confini più
angusti, alle dimensioni più vaste, più temibili, ma anche
più coraggiose che il nostro tempo inderogabilmente
esige.

Non dobbiamo neppure dimenticare che una politica
comunitaria, appunto perché tale, richiederà un allarga-
mento delle ottiche, ristrutturazioni aziendali e ridiscus-
sioni di priorità e di scelte.

Certo non potremo esimerci, di fronte all'organismo
che domina l'Europa politica ed economica, das pren-

dere conoscenza dei traguardi a cui esso tende, dei
desideri che esso esprime e delle scelte che da esso
emanano e dal misurare traguardi, desideri e scelte.

Ma non sono forse questi traguardi pietre miliari nel
cammino di un'Europa unita? Il popolo svizzero, maturo
e moderato, deve sentire l'impegno morale a contribuire,
entro i limiti che gli sono concessi e nella misura delle
sue capacità, a quelle decisioni che, in ragione dell'evo-
luzione continua delle forze cconomiche e sociali che
ignorano ormai i confini politici, ne determinano il
destino.

Appunto perché trattasi di scelta tanto impegnativa
per il futuro del paese e di tutta la sua economia, si
risponde da sé la tanto controversa domanda a sapere se
sia opportuno o meno che essa sia sottoposta al giudizio
popolare.

Pur riconoscendo indiscussa legittimità a considera-
zioni d'ordine giuridico costituzionale che vedono anco-
ra divisi in fronti irriducibili eminenti giuristi, io tengo
qui ad affermare, anche a nome della stagrande mag-
gioranza del gruppo radicale-democratico che, tenuto
conto dell'importanza della decisione, essa merita di
essere sottoposta al responso di una votazione popolare.
Una consultazione dell'elettorato svizzero in merito a
questa scelta, che è con tutta probabilità una via senza
ritorno, e che rappresenta un primo passo di un cammi-
no verso ulteriori traguardi, varrà a valutare con chia-
rezza la serietà dell'intenzione del paese ad adottare
senza riserve l'impegno a stabilire — su piano economi-
co — vincoli di stretta collaborazione con altri Paesi e
ciò nell'interesse sì della propria economia ma anche di
quella più vasta rappresentata dall'Europa dei 16.

Varrà, io credo, a guadagnarsi e a guadagnare alle
più alte istanze del Paese quell'attributo di credibilità
che così spesso, purtroppo, le giovani generazioni ostina-
tamente mettono in dubbio. Varrà, io spero, a dare il
crisma della denominazione più vera, nel solco di una
tradizione mai tradita, ad una scelta che segnerà un
punto di riferimento, nella storia futura del Paese.

Per le considerazioni che ho avuto l'onore di esporre
a nome del gruppo radicale-democratico vi invito, ono-
revoli colleghe e colleghi, a votare l'entrata in materia.

Suter: Die Fraktion des Landesringcs bcgrüsst das
Freihandelsabkommen mit der EWG. Wir haben immer
die Auffassung vertreten, dass die Schweiz als kleines
Land im Herzen Europas nicht eine wirtschaftliche Insel
sein kann. Wir sind auf die Zusammenarbeit und den
Warenaustausch mit Europa, ja mit der ganzen Welt
angewiesen. Wir befürworten darum jeden Zusammcn-
schluss Europas, der unsere Unabhängigkeit und unsere
Neutralität nicht in Frage stellt. Das ist bei dem vorlie-
genden Abkommen ohne Zweifel der Fall, obschon es
sicher ein bescheidener, ja ein schüchterner Schritt in
ein Vereinigtes Europa ist. Es geht ohne Zweifel weni-
ger weit, als das ursprünglich geplant war. Unter den
gegebenen Verhältnissen aber glauben wir, dass der
Bundesrat und die Verhandlungsdelegation wohl das
Maximum erreicht haben. Ich möchte auch im Namen
meiner Fraktion Herrn Bundesrat Brugger und Herrn
Botschafter Jolies und allen seinen Mitarbeitern den
besten Dank für die geleistete Arbeit aussprcchen.

Ohne Zweifel hat das Abkommen eine grosse Bedeu-
tung für die schweizerische Wirtschaft. Vor allem wird
selbstverständlich die Exportindustrie profitieren durch
den erweiterten Markt und die Verbesserung der Kon-
kurrenzfähigkeit.
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Eine andere Frage ist, was für den Konsumenten
dabei herausschaut. Es wird vorausgesagt, dass im Jahre
1978 rund 800 Millionen Franken Zolleinnahmen aus-
fallen, die uns dann in der Finanzrechnung fehlen
werden. Das könnte zur Annahme verleiten, es werde
alles billiger. Mir scheint, es wäre falsch, die Konsumen-
ten in diesem Glauben zu lassen. Selbstverständlich wird
jeder verantwortungsbewusste Verteiler alle Vorteile an
die Konsumenten weitergeben. Ich glaube kaum, dass
die Verteiler den Vorwurf verdienen, den Herr Vincent
gemacht hat, dass sie nämlich die Zollermässigungen zur
Verbesserung ihrer Marge verwenden werden.

Man muss sich aber bewusst sein, dass das Abkom-
men auf Industrieprodukte beschränkt ist, dass also
Preisermässigungen nur auf diesem Gebiete in wesent-
lichern Ausmasse zu erwarten sind, beispielsweise bei
Automoibilen, wahrscheinlich auch bei Motorfahrrädern,
Maschinen und so weiter. Im übrigen werden sich
aber die 800 Millionen Zollausfälle aus unzähligen
kleinen Beträgen zusammensetzen, die wohl in der
Staatskasse ins Gewicht fallen, im einzelnen aber nicht
so leicht zu bemerken sind. Für die Hausfrau jedenfalls
wird nicht sehr viel herausschauen, bei ihrem täglichen
Einkauf wird sie also kaum etwas von einer Verbilligung
spüren.

Da ist einmal der ganze Sektor Landwirtschaft aus-
geklammert, das heisst also, dass bereits für rund die
Hälfte des täglichen Bedarfes keine Ermässigungen zu
erwarten sind. Früchte- und Gemüsekonserven sind
zwar industriell verarbeitete Produkte, werden aber in
diesem Abkommen ebenfalls als Landwirtschaftsproduk-
te behandelt und somit keine Zollreduktion erfahren.
Auch alle Importe aus den bisherigen EFTA-Ländern
waren schon bisher zollfrei. Es wird also dort ebenfalls
keine Veränderung eintreten. Bei den übrigen Artikeln
des täglichen Bedarfes sind Zollbelastungen auf zahlrei-
chen Artikeln so klein, dass sie kaum l bis 2 Prozent des
Verkaufspreises ausmachen und dies noch abbaubar in 5
Jahren.

Ich habe in der Kommission eine Reihe von Beispie-
len aufgrund sorgfältiger Kalkulationen angeführt. Ich
möchte Ihnen nur drei Beispiele nennen, um Ihnen
etwas die Proportionen zu zeigen. Die Differenzen sind
tatsächlich ausserordentlich klein.

Zum Beispiel: Auf einem Paket Cornflakes ist die
Zollbelastung 2 Rappen, abbaubar in 5 Jahren, dies
macht einen halben Rappen pro Jahr. Auf einem wolle-
nen Herrenanzug, der in den Konfektionsgeschäften in
der Preislage zwischen 190 und 400 Franken verkauft
wird, je nach Qualität und Gewicht, variiert die Zollbe-.
lastung zwischen 12 und 25 Franken, abbaubar in 5
Jahren, macht also maximal 5 Franken pro Jahr Abbau
aus auf einem Betrag von 200 bis 400 Franken. Für eine
Waschmaschine in der Preislage von 1400 bis 1500
Franken ist bisher nur ein Zoll von 25 Franken erhoben
worden, das ergibt eine jährliche Reduktion von 5 Fran-
ken. Es sind also Preisdifferenzen, die gar nicht ins
Gewicht fallen und natürlich allzu leicht durch Preisver-
schiebungen, durch Verteuerungen im Laufe der 5 Jahre
wieder aufgehoben werden. Es wird also sicher kein
direkter Einfluss auf den Lebenskostenindex zu erwar-
ten sein.

Es liegt mir aber fern, dadurch irgendwie den Wert
dieses Abkommens in Frage zu stellen. Es scheint mir
nur wichtig, die Konsumenten vor Illusionen zu warnen

und vor Enttäuschungen zu bewahren. Die Bedeutung
und der Wert des Abkommens dagegen sind nicht
weniger gross. Alle werden ohne Zweifel in allererster
Linie profitieren durch die allgemeine wirtschaftliche
Entwicklung, dann möglicherweise auch durch verstärk-
ten Wettbewerb, immerhin unter der Voraussetzung,
dass er nicht behindert wird, beispielsweise durch Ab-
machungen wie beim Käse. Auf Seite 75 der Botschaft
gibt des Bundesrat seiner Befriedigung Ausdruck, dass
die Zusammenarbeit mit der Schweiz im Rahmen des
Käseabkommens fortgesetzt werden solle, mit dem Ziel,
baldmöglichst weitere Fortschritte zu realisieren. Ange-
sichts der steigenden Einfuhren und der zunehmenden
Erzeugung werde es für unsere Milchwirtschaft beson-
ders wertvoll sein, wenn hier bald weitere Verbesserun-
gen erzielt werden könnten. Diese Verbesserungen wer-
den also darin bestehen, dass es unsern ausserordentlich
tüchtigen Unterhändlern gelingt, auch andere Länder
davon zu überzeugen , dass sie uns Käse teurer verkau-
fen oder bei bisherigen Lieferländern Preiserhöhungen
für solche Produkte zu erreichen versuchen. Der Konsu-
ment dürfte daran wenig Freude haben und wird auf
solche Fortschritte gerne verzichten. Ich weiss, dass
Vertreter der Landwirtschaft das nicht gerne hören,
aber ich glaube, es ist durchaus legitim, den Interessen
der Landwirtschaft, die wir achten, die nicht weniger
wichtigen Interessen der Konsumenten gegenüberzustel-
len. Auf Seite 111 der Botschaft spricht der Bundesrat
von den Meeresprodukten. Meeresprodukte waren bis-
her unter den EFTA-Abkommen als Industrieprodukte
behandelt und damit zollfrei. Im EWG-Abkommen sind
sie jedoch als landwirtschaftliche Produkte nicht zoll-
frei. Der Bundesrat schreibt nun, das Ausmass des
Einbezuges der Meeresprodukte werde noch zu prüfen
sein. Dänemark ist einer der grössten Lieferanten von
Meeresprodukten. Bisher waren z. B. die tiefgekühlten
Fischfilets zollfrei. Das ist ein wertvolles Nahrungsmit-
tel, proteinreich, preisgünstig und ein vorteilhafter Er-
satz für das recht teuer gewordene Fleisch. Wir hoffen
sehr, dass es dem Bundesrat gelingen möge, für diese
und andere Produkte der Nahrungsmittelindustrie eine
Verschlechterung zu vermeiden und damit den Konsu-
menten Preisaufschläge zu ersparen.

Was nun die Frage der Volksabstimmung anbe-
langt, so ist unsere Fraktion mehrheitlich dagegen, die-
ses Abkommen dem Volke zum Entscheid vorzulegen,
und zwar vor allem aus verfassungsrechtlichen Grün-
den, die Ihnen von meinem Fraktionskollegen Aider,
der einen entsprechenden Antrag eingereicht hat, noch
näher erläutert werden.

Mit diesem Vorbehalt beantrage ich Ihnen im Na-
men der einstimmigen Fraktion des Landesringes Zu-
stimmung zu den vier Bundesbeschlüssen und damit
Genehmigung der Abkommen.

Dürrenmatt: Im Namen und Auftrag der liberalen
und evangelischen Fraktion empfehle ich Ihnen, auf das
Abkommen betreffend den Vertrag mit der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und die übrigen Vorla-
gen einzutreten und ihnen zuzustimmen. Mit Bezug auf
die Frage, ob diese Abkommen der Volksabstimmung zu
unterstellen seien, hat meine Fraktion keine geschlosse-
ne Auffassung. Wir haben Befürworter der Volksabstim-
mung, und wir haben andere Kollegen, die wichtige und
ernstzunehmende Bedenken anzumelden haben. Ich
komme nachher noch auf dieses Problem zurück.
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Ich möchte mich vorgängig dem Dank anschliessen,
den alle Redner bis jetzt Herrn Bundesrat Brugger, den
Botschaftern Jolies und Languetin und ihrem Stabe
ausgesprochen haben. Ich kann mir vorstellen, dass
diese Herren die Dankeslitanei, die beinahe schon abge-
kartet aussieht, langsam oben am Halse haben. Aber ich
möchte Sie doch daran erinnern, dass wir in unserer
Republik keine anderen Möglichkeiten der Dankabstat-
tung besitzen. Orden verteilen wir nicht, ich möchte
sagen glücklicherweise, weder solche aus Blech noch aus
einem edleren Metall, noch solche mit oder ohne Band;
weil aber diese Möglichkeit fehlt, müssen die betreffen-
den Herren uns glauben, dass die Dankesbezeugung
ernst gemeint ist und — soweit das bei Politikern der
Fall ist — von Herzen geschieht. Der Dank ist in jeder
Hinsicht angemessen, einmal mit Bezug auf das unwahr-
scheinliche Arbeitspensum, das die Unterhändler zu
bewältigen hatten — ihnen sind Nachtsitzungen nie
erspart geblieben — und sodann in bezug auf das
Ergebnis, das davon zeugt, dass ein Maximum von
wichtigen, die Lebensinteressen unseres Staates berüh-
renden Errungenschaften mit den Vertrag eingehandelt
werden konnte. Sie werden sagen, dieser Hinweis auf die
nationalen Interessen der Schweiz, die in diesem Vertrag
erfüllt seien, klinge eng und klein. Aber wenn Sie die
Geschichte der EWG studieren, so werden Sie wahrneh-
men, wie wesentlich europäischer eingestellte Nationen
als die unsrige im Rahmen der EWG immer darauf
erpicht waren, ihre nationalen Interessen wahrzuneh-
men. Dabei kam natürlich den Unterhändlern die Atmo-
sphäre zugute, nämlich die Aufwertung der Neutralität,
die im Ablauf von 12 Jahren stattgefunden hat, so dass
wir jetzt nicht allein stehen mit unserem Vertragsab-
schluss, sondern ihn zusammen vornehmen mit ändern
neutralen Staaten des Kontinents. Die Neutralität ist
nicht mehr eine Haltung, für die man sich vorgängig
demütig zu entschuldigen hat. Die EWG hat aus Grün-
den, die wir jetzt nicht entwickeln wollen, erkannt, dass
die neutralen Staaten wegen ihrer Neutralität nicht
gegen Europa eingestellt sind. In diesem Rahmen ist es
unseren Unterhändlern gelungen, das Abkommen auszu-
handeln.

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen, die
damit im Zusammenhang stehen, dass ich persönlich
seit dem Eintritt in den Nationalrat im Jahre 1959 die
ganze Entwicklung miterlebt und mitgemacht habe. Ich
möchte eigentlich jetzt warnen vor der Meinung, was
wir da erreicht hätten, sei das selbstverständliche Ergeb-
nis günstiger Konstellationen; ich möchte davor warnen,
dass wir vergessen, wie die Dinge am Anfang beschaffen
waren. Ich möchte daran erinnern, dass wir schliesslich
das, was wir erreicht haben, auf der Grundlage eines
sehr klaren Konzeptes erreicht haben, und dieses Kon-
zept war in allen Phasen der Verhandlungen — Herr
Hubacher hat einige dieser Phasen umschrieben —
vorhanden. Es gab vier Punkte, die in diesem Konzept
die eigentlichen tragenden Pfeiler waren: die Erhaltung
der Neutralität in einem Zeitpunkt — ich habe es gesagt
—, wo das mit europäischen Sinne gar nicht populär
war; sodann die Rücksichtnahmen auf die föderalisti-
sche Struktur des Landes und auf die direkte Demokra-
tie, die wir leider, wie man im modernen Jargon sagt, in
Brüssel nicht verkaufen konnten. Unsere europäischen
Partner hatten kein Verständnis dafür, dass wir Struktu-
ren aufwiesen, die uns zum Sonderfall stempelten; trotz-
dem mussten wir versuchen, hier Einbrüche in die
Struktur zu vermindern. Weil wir daran gezweifelt

hatten, in wie grossem Umfang es möglich sein würde,
die Strukturen unversehrt zu erhalten, kam es zu den
vorzeitigen Beteuerungen, wir würden eine Volksabstim-
mung durchführen. Während dreiviertel der Verhand-
lungszeit hat niemand bei den massgeblichen Leuten
unserer Politik geglaubt, dass wir schliesslich ein Frei-
handelsprinzip einhandeln könnten.

Damit komme ich zur vierten Säule, zum Prinzip
des Freihandels, das unserer wirtschaftlichen Vergan-
genheit und Zukunft entsprach. Die Schweiz stand schon
in den Verhandlungen der fünfziger Jahre auf dem
Standpunkt, dass eine wirklich europäische Lösung ohne
zentralen Dirigismus dem Freihandelsprinzip entspre-
chen würde. Auf diesem Gebiet ist dann der über-
raschende Durchbruch erfolgt, indem schliesslich die
Freihandelsfrage, die bis 1970 im Rahmen der EWG
als vom «Beizebub» stammend betrachtet worden war,
nun plötzlich auf die Ebene der Diskussionswürdigkeit
heraufgehoben worden ist.

Gestatten Sie mir hier einen kurzen Hinweis. Die
Botschaft erwähnt die Verdienste von Bundesrat Schaff-
ner bei der Ausgangssituation. Ich möchte nun doch
daran erinnern, dass das Konzept mit allen vier Säulen,
besonders nachhaltig mit Bezug auf die erwähnten
inneren Strukturen der Schweiz, von Schaffner entwor-
fen und durch alle Anfechtungen hindurch auch als
unabdingbar, undiskutierbar durchgehalten worden ist.
Er hatte ein Konzept entworfen, und ich möchte sagen:
Weil wir ein Konzept hatten und weil wir uns bei aller
taktischen Notwendigkeit nie dazu verleiten licssen, die
wichtigsten Säulen dieses Konzeptes preiszugeben, sind
wir am Schluss durchgekommen. Es zahlt sich auch in
der hohen Politik aus, wenn man ein Konzept hat. Ich
kann mir diese Bemerkung im heutigen Augenblick
nicht verkneifen, weil wir ja soeben gewisse Ereignisse
hinter uns haben, die eher an die Frage des Konzeptes
rühren. Hier, in der EWG-Frage, haben wir das Kon-
zept noch gehabt. Das waren die prinzipiellen Bemer-
kungen, die ich anbringen wollte.

Nun ganz kurz zur Frage des Referendums, die bei
Behandlung von Artikel 2 in der Detailbcratung noch
einmal aufgegriffen werden wird. Ich habe Ihnen gesagt,
dass wir in unserer Gruppe dieselben Verhältnisse wie in
allen ändern Gruppen haben, Befürworter und Gegner.
Die Ausgangsposition ist bald für alle dieselbe: Die
Meinung, dass nach den verfassungsrechtlichen und den
übrigen rechtlichen Bestimmungen die Unterstellung
unter das Referendum nicht notwendig wäre, und die
Bedenken, dass wir da auf die Ebene der plebiszitären
Demokratie nach grossen Vorbildern abgleiten könnten,
ist in unserer Gruppe ungeteilt. Die Meinungen gehen
auseinander mit Bezug auf die Praxis. Sie werden noch
Gelegenheit haben, meine Kollegen anzuhören, die ihre
rechtlichen Bedenken entwickeln werden. Was wir bis
jetzt im Saale gehört haben, zeigt, dass die Zustimmung
fast ausschliesslich aus einem gewissen schlechten Ge-
wissen und unter Vorbehalten erfolgt. Jedenfalls bin ich
— wenn ich das Referendum befürworte — persönlich
ebenfalls der Meinung, dass die Revision des gan/.en
Referendumsrechtes zu Staatsverträgen dringlich gewor-
den ist. Ich bin persönlich der Auffassung, die hier auch
geäussert wurde, dass die reelle politische Situation uns
gewissermassen davongelaufen ist gegenüber der verfas-
sungsrechtlichen Situation. Wie ernsthaft die Lage ist,
können Sie etwa daraus entnehmen, dass sich meine
Ueberlegungen sogar mit denjenigen von Herrn Huba-
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eher decken. Das kommt nicht jeden Tag vor. Aber
Herr Hubacher hat sehr klar entwickelt, dass das Ab-
kommen indirekte Folgen haben wird. Ich möchte es so
sagen: Ich bin für die Volksabstimmung, damit wir
Gelegenheit haben, mit unserem Volke das Problem
offen zu diskutieren, dass wir uns immer deutlicher in
zwei politischen Dimensionen bewegen, aber davon
nicht Kenntnis nehmen. Wir nehmen nicht davon
Kenntnis, dass wir in Tat und Wahrheit ein hochinte-
grierter Staat sind, in europäischen und in Welt-Verhält-
nissen, und zwar nicht nur wirtschaftlich, nicht nur
deshalb, weil wir die zwölftgrösste Industrienation der
Welt sind und weil man behauptet, auf dem Gebiet der
Finanzpolitik seien wir die drittgrösste Macht, sondern
auch im Hinblick auf die kulturelle Entwicklung, z. B.
auf die Einflüsse des Fernsehens. Das müssen wir zur
Kenntnis nehmen, um zu wissen, wie diese Integration in
Tat und Wahrheit aussieht. Im übrigen aber leben wir in
den Kategorien des Kleinstaates, und die Dinge werden
besonders krass etwa ob der Tatsache, dass unsere
höchsten Wirtschaftsspitzen keine Zeit mehr haben,
sich in diesem Parlament mit den vielen kleinen Dingen
herumzuschlagen, weil sie heute in Tokio, morgen in
New York und übermorgen in London sind. Die Diskre-
panz zwischen einer tatsächlich fortschreitenden Inte-
gration durch die sogenannten Realitäten und dem tat-
sächlichen politischen Bewusstsein muss in der Volks-
abstimmung bewusst gemacht werden. Wir müssen wis-
sen, dass zwar zunächst alles beim alten bleibt, dass
aber die Ansätze für weitere Veränderungen gegeben
sind.

Es sind zwei Anträge eingereicht worden, derjenige
von Herrn Aider und der andere von Herrn Reich,
deren Ziel es ist, den Artikel 2 betreffend das obligato-
rische Referendum zu streichen. Ich möchte es so sagen,
und ich bitte natürlich sowohl Herrn Aider wie Herrn
Reich, nun nicht zu meinen, ich wolle ihnen etwas unter-
stellen: Ich glaube, Herrn Aider geht es um die Ueber-
legung — und er ist ein sehr überzeugter Europäer —,
dass man ein Abkommen, das eben nur ein Wirtschafts-
vertrag ist und politisch keine Konsequenzen hat, nicht
zu einer europäischen Aktion hinaufsteigern sollte, da
das nicht zum Abkommen passe und eine wirkliche
Zuwendung der Schweiz zu Europa ganz anders ausse-
hen müsste. Ich habe den Eindruck, bei Herrn Reich sei
gerade der gegenteilige Standpunkt massgebend: Er
möchte nicht, dass das Abkommen, dem er zustimmen
kann, weil es nur ein Wirtschaftsvertrag ist, durch die
Volksabstimmung in etwas hineingesteigert werden
könnte, das über die Grenzen der Schweiz hinausweist.
Ich bitte beide Herren — ich drücke mich modern aus
— sich ob dieser Behauptung nicht frustriert vorzukom-
men; beide haben ja die Gelegenheit, mich in der
Detailberatung zu apostrophieren. Aber ich meine, wir
befinden uns in der Situation zwischen zwei Möglich-
keiten und ich betone daher noch einmal, es sei die
politische Entwicklung über die rechtliche hinausge-
schritten. Aber ich bin deshalb der Auffassung, dieses
Faktum mache die Abstimmung von Volk und Ständen
notwendig. Das Interesse im Volk ist vorhanden. Das
Integrationsbüro des Bundeshauses hat jetzt schon von
60 verschiedenen Vereinigungen (nicht von politischen
Parteien) Anfragen für Referenten, für den Fall der
Abstimmung. Das Interesse ist vorhanden und die
Volksabstimmung wird offen und klar geführt werden
müssen; daran, dass sie notwendig ist, vermag ich
nicht mehr zu zweifeln.

Leutenegger: Der von der EFTA realisierte Gedanke
der Freihandelszone hat sich nun in den Beziehungen
der Schweiz zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
ebenfalls durchgesetzt. Wir sind überzeugt, dass dies
unserem Lande und auch seiner Umwelt gesamthaft
betrachtet zum Vorteil gereicht. Eine verstärkte Arbeits-
teilung im europäischen Raum wird aber zweifelsohne
Umstellungen in unserem schweizerischen Wirtschafts-
gefüge zur Folge haben, nachdem im industriell-gewerb-
lichen Bereich Zollfreiheit «Normalzustand» wird und
somit der Wettbewerb sich vermehrt nach marktwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten gestalten soll und wird.
Der Konkurrenzdruck wird sich also noch vermehrt
akzentuieren. Die wirtschaftliche Konzentrationsbewe-
gung dürfte eher noch zunehmen. Anderseits bietet uns
die Möglichkeit der zollfreien Einschaltung in einem so
bedeutenden und ausgedehnten Wirtschaftsraum und
der zu erwartende technologische Aufschwung viele,
heute noch nicht abschätzbare neue Möglichkeiten, der
sich auch kleinere und mittlere Unternehmungen nicht
verschliessen werden. Es liegt im Gesamtinteresse unse-
res Landes, dass die Inlandwirtschaft, die Klein- und
Mittelbetriebe auch weiterhin ihre wichtige Funktion
erfüllen können. Dazu braucht es offenbar vermehrter
bezüglicher Bestrebungen im Inland. Wir denken an die
Förderung gemeinschaftlich angewandter Forschung,
Erleichterung der Kapitalbeschaffung usw. Aber auch
eine aktive Regionalpolitik und Förderung wirtschaftlich
schwächerer Landesregionen ist zu erwähnen.

Wir sind überzeugt, dass die Landesregierung, vorab
auch das zuständige Volkswirtschaftsdepartement, sich
dieser wichtigen Fragen annehmen wird, so wie es
durch eine geschickte Verhandlungsführung unserer Un-
terhändler in Brüssel möglich wurde, mit der EWG eine
Vereinbarung auf der Grundlage des effektiv Realisier-
baren abzuschliessen. Wir gestatten uns deshalb —
fast im Telegrammstil —, zu einigen uns wichtig schei-
nenden Problemkreisen kurz Stellung zu nehmen oder
aber dazu dem Herrn Departementsvorsteher, Herrn
Bundesrat Ernst Brugger, einige Fragen zu stellen.

Obwohl das Freihandelsabkommen mit der EWG
keinerlei institutionelle Bindung der Schweiz an die
Europäische Gemeinschaft festlegt, wird doch von der
weiteren Entwicklungsfähigkeit unserer EWG-Beziehun-
gen gesprochen. Gedacht wird an handelspolitische Fra-
gen, an solche der Währungspolitik usw. Es sei deshalb
die Frage gestattet, ob zurzeit schon klare Vorstellungen
bestehen über die allfälligen späteren Entwicklungsmög-
lichkeiten. Oder könnte sich die Schweiz nicht eines
Tages unter dem Druck von Sachzwängen gedrängt
sehen, der EWG in einer schärferen Form von Mitglied-
schaft beitreten zu müssen?

Ueber die wirtschaftlichen Auswirkungen des Ab-
kommens auf die volkswirtschaftlichen Strukturen der
Schweiz können heute noch keine verlässlichen Angaben
gemacht werden, zumal die Ausgangslage in den ver-
schiedenen industriellen und gewerblichen Sektoren zum
Teil sehr unterschiedlich ist. Insbesondere würde uns
aber interessieren zu erfahren, welche Aussichten die
kleineren und mittleren Betriebe angesichts der zu er-
wartenden Umschichtungen zufolge verstärkter interna-
tionaler Arbeitsteilung und Umlenkungen der übernatio-
nalen Handelsströme haben. Sind seitens des Bundes
bereits bezügliche Untersuchungen gemacht worden
oder für die nächste Zukunft vorgesehen?

Im weiteren gestatten wir uns eine Frage zur Ur-
sprungsregelung. In den Genuss des vereinbarten, stu-
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fenweise bis 1977 durchzuführenden Zollabbaus für
industrielle und gewerbliche Produkte gelangen nur
Produkte, für die unter der Verantwortung der Zollbe-
hörden ein Ursprungszeugnis, also eine Warenvcrkchrs-
bcscheinigung ausgestellt wird. Die mit der EWG ausge-
handelte Regelung über die Warenherkunft ist einiger-
massen schwierig und kompliziert, doch glaubt man
zuständigerseits, mit der Zeit werde sich die Gestaltung
der Regeln vereinfachen lassen. In diesem wichtigen
Punkt sieht man einstweilen noch nicht sehr klar, und
die Frage bleibt offen, ob sie mit der Zeit immer besser
funktionieren werde. Eine ergänzende Auskunft des
Bundesrates wäre deshalb erwünscht.

Bei der Diskussion über das Freihandelsabkommen
mit der EWG wird man immer wieder gefragt, wie hoch
der Zollabbau ist und wie diese mehrere hundert Millio-
nen Franken Zollausfall gedeckt werden sollen. Man
weiss, dass der Bundesrat an die Einführung der Mehr-
wertsteuer denkt. Kann die Landesregierung schon jetzt
konkretere Angaben machen, wie die Bundeskasse ins-
künftig zu jenen Einnahmen kommt, die sie braucht, um
die Aufgaben des Bundes im Rahmen unserer Eigen-
staatlichkeit zu erfüllen?

Zum Schluss noch kurz zur Frage der Volksabstim-
mung über das Freihandelsabkommen mit der EWG.
Gestatten Sie auch einem Nicht-Juristen, seine Meinung
zu sagen. Das zur Diskussion stehende Freihan-
delsabkommen ist nicht einem der üblichen Handelsver-
träge gleichzusetzen, denn es lenkt die ganze Aussen-
handelspolitik der Schweiz in entscheidender und irre-
versibler Weise auf ein bestimmtes Geleise, dies aller-
dings, ohne unsere politische Selbständigkeit, die Neu-
tralität, unsere föderalistische Struktur und unsere Ver-
tragsfähigkeit mit Drittländern zu beeinträchtigen. An-
gesichts der aussergewöhnlichen Tragweite des Abkom-
mens mit der EWG für unser Land ist deshalb der
Bundesrat auf dem rechten Wege, wenn er dem Volk als
Souverän in unserer Demokratie die Mitsprache sichern
will. Es bleibt die Frage zu stellen, wieso Herr Professor
Hans Huber zu der Aussage gelangt — ich zitiere —:
«Unsere Aktivbürger zeigten im allgemeinen gar kein
grosses Verlangen, über dieses Freihandelsabkommen
abstimmen zu können.» Diese Frage ist doch in Wirk-
lichkeit vollkommen unabgeklärt. Gefährliche Präjudiz-
auswirkungen mit einer Volksabstimmung sind nicht zu
befürchten, weil Staatsverträge von der umfassenden
Bedeutung des Abkommens mit der EWG ja nicht an
der Tagesordnung sind.

Fischer-Bern: Das Abkommen, über das wir heute
zu befinden haben, ist der Schlusspunkt einer über 15
Jahre dauernden Auseinandersetzung über die Stellung
der Schweiz in Europa. Wir können heute sagen: Ende
gut — alles gut! Diese 15 Jahre haben uns aber auch
schon schlimmere Zeiten gebracht. Ich erinnere an die
Episode mit dem Assoziationsgesuch des Bundesrates in
den Jahren 1961/62. Es ist heute unbestritten, dass eine
Assoziation — die Lösung, die der damalige Bundesrat
vorgeschlagen hat — die schlechteste aller möglichen
Varianten mit der EWG gewesen wäre. Wir können
froh sein, dass damals General de Gaulle aufgestanden
ist und diesem Spuk auch für uns ein Ende bereitet hat.
Ich kann es nicht «verklemmen», eine gewisse Genug-
tuung zum Ausdruck zu bringen, dass der Schweizeri-
sche Gewerbeverband und ich persönlich damals —
übrigens sehr angefochten — dies schon gesagt haben:
dass eine Assoziationslösung nicht in Frage kommt.

Das, was wir heute haben, den Vertrag, über den wir
beschliessen müssen, darf nun ohne Uebertreibung als
eine optimale Lösung in jeder Hinsicht bezeichnet wer-
den. Ich habe meinerseits das Bedürfnis, Herrn Bundes-
rat Brugger, Herrn Botschafter Jolies und seinen Mitar-
beitern die Anerkennung auszusprechen für die Art und
Weise, wie diese Verhandlungen vorbereitet und geführt
worden sind. Es ist dies hohe Staatskunst, und wenn das
Ergebnis auch nicht allein darauf zurückzuführen
ist, so ist es doch ganz wesentlich durch diese gute
Verhandlungsführung geprägt worden. Es war zudem
eine glückliche Konstellation bei der EWG, die uns zu
dieser Lösung geführt hat.

Um was geht es nun? In erster Linie um eine
industriell-gewerbliche Freihandelszone. Das bedeutet,
dass wir ökonomisch, wirtschaftlich in diesen europä-
ischen Markt hineinkommen, integriert werden. Das hat
vor allem für die Inlandindustric Konsequenzen, denn
wir müssen uns darüber klar sein, dass es die Export-
wirtschaft ist, für die wir diese Integration benötigen,
nämlich zur Beseitigung der Zolldiskriminierung von
immerhin etwa 8 Prozent bei einem Markt von rund 300
Millionen Konsumenten. Die Inlandwirtschaft wird im
wesentlichen direkt der leidtragende Teil sein. Ich sage
aber sofort, dass dies kein Grund ist, dass man vom
Gewerbe aus, als wesentlicher Teil der Inlandindustric,
hier etwa dagegen sein würde; im Gegenteil, wir fühlen
uns mit der Exportwirtschaft verbunden, und wir sind
der Auffassung, dass die Folgen dieser Integration von
der Inlandwirtschaft getragen werden müssen und auch
getragen werden können. Die Hauptkonsequenz wird
sein, dass ein zusätzlicher Wettbewcrbsdruck entsteht,
der natürlich zu gewissen Erscheinungen, die wir heute
schon festzustellen haben (Konzentration usw.), führen
wird, die aber nicht zu umgehen sind, weil wir uns von
diesem europäischen Markt ganz einfach nicht isolieren
können. Wir sind hier also in einer Zwangslage, und es
ist deshalb notwendig, dass wir mutig diese Auswirkun-
gen auf uns nehmen. Es werden auch gewisse Konse-
quenzen auf dem Kartellgebiet entstehen, wobei sie
weniger gross sein werden, als man es sich hier vorstellt.
Das sind aber Details, auf die ich jetzt nicht eintreten
möchte.

Das Wichtigste an diesem Abkommen aber ist das,
was es nicht enthält. Die Landwirtschaft ist völlig
ausgeklammert. Es ist für uns aber vor allem staatspoli-
tisch von einer ausserordentlichen Bedeutung, dass die
Harmonisierung nicht stattfindet, das hcisst dass wir
unsere innere Wirtschafts-, Sozial- und Finanzgcsetzgc-
bung nicht anpassen müssen, dass es keine Niedcrlas-
sungsfreiheit usw. gibt. In diesem Zusammenhang möch-
te ich noch Herrn Botschafter Grübel ein Wort der
Anerkennung zollen; er wird ja jetzt wegen der Fremd-
arbeiterpolitik, die er da zwischen Scylla und Charybdis
durchschlängeln lassen muss, ziemlich viel angefeindet.
Er hat in Italien eine ausserordentlich glückliche Ver-
handlung geführt, die es ermöglicht hat, dass die
Fremdarbeiterfrage völlig aus diesem EWG-Komplex
ausgegliedert werden konnte. Das Abkommen enthält
ferner keine Institutionen. Ich weiss, dass es im Bundes-
haus gern gesehen worden wäre, wenn man gewisse
Institutionen vereinbart hätte. Glücklicherweise hat die
EWG hier nicht mitgemacht. Es gibt einen gemischten
Ausschuss, der aber rein technische und keine politi-
schen Funktionen hat. Ich möchte auch sagen: Glückli-
cherweise haben wir keine «gestaltende Mitwirkung»,
ein Postulat, das von der Schweiz am Anfang unserer
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Verhandlungen mit Brüssel etwas hochgespielt worden
ist; denn, wie ich schon gesagt habe, die EWG hat 300
Millionen Einwohner, wir haben deren 6 Millionen, und
es ist ganz klar, dass dies ein riesiges Machtgefälle zwi-
schen der EWG einerseits und der Schweiz anderseits
bedeutet. Wenn wir hier gestaltend mitwirken würden,
das heisst uns in den Meinung&bildungsprozess der
EWG einschalten könnten, würde die EWG sich umge-
kehrt auch in unsern Meinungsbildungsprozess einschal-
ten, und dann würden wir den Kürzern ziehen. Ich bin
deshalb sehr froh, dass hier nichts gelungen ist. Ich bin
auch froh, dass es im Abkommen keine Entwicklungsfä-
higkeit gibt, dass man sich auf eine Deklamation be-
schränkt hat, wobei ich heute keineswegs sagen möchte,
dass es nicht in spätem Jahren, über kurz oder lang,
notwendig sein kann, in gewissen Sektoren neue Ver-
handlungen zu führen und vielleicht zu gewissen neuen
Arrangements zu kommen. Aber sie sollen nicht heute
in diesem Abkommen involviert sein, sie sollen nicht
den Charakter einer Automatik haben. Auch in diesem
Sinne ist das Abkommen perfekt.

Noch ein Wort zur Volksabstimmung. Ich bin der
Ueberzeugung, dass es notwendig ist, dieses Abkommen
dem Volk und den Ständen zu unterbreiten, und zwar
aus einer Reihe von Gründen. Der Hauptgrund liegt
aber darin — was Herr Bundesrat Brugger uns in der
Aussenwirtschaftskommission des Nationalrates darge-
legt hat —, dass es sich um die Definierung der Stellung
der Schweiz in Europa handelt, und diese Definierung
der Stellung der Schweiz in Europa ist eine derart
hochpolitische, staatspolitische Angelegenheit, dass der
Souverän, der schliesslich auch die Konsequenzen der
ganzen Entwicklung zu tragen haben wird, die Verant-
wortung dafür übernehmen muss. Es geht einerseits um
den ökonomischen, den wirtschaftlichen Einbau unseres
Landes in diesen grossen Gemeinsamen Markt, und es
geht zum zweiten um die politische Abgrenzung dieses
Einbaus durch den Verzicht auf Einbussen bei der
Unabhängigkeit und Selbständigkeit, bei der Neutralität,
bei der staatlichen Struktur und bei unseren Volksrech-
ten. In diesem Sinne betrachte ich das Abkommen als
etwas ausserordentlich Wichtiges, das Volk und Ständen
unterbreitet werden muss und nicht gewissermassen auf
dem kleinen Dienstweg aus rein formalen Ueberlegun-
gen, durch das Parlament erledigt werden darf.

Hagmann: Das in Brüssel ausgehandelte Freihan-
delsabkommen mit den Europäischen Gemeinschaften
scheint uns eine gute und zweckmässige Lösung der
künftigen Gestaltung unserer handelspolitischen Bezie-
hungen zu sein. Wir danken daher dem Bundesrat und
seiner Verhandlungsdelegation. Das Abkommen trägt
unseren wesentlichen Interessen Rechnung und lässt
gerade die Landwirtschaft nach einer Zeit schwerwie-
gender Befürchtungen wieder aufatmen.

Die im Abkommen erreichte Ausklammerung der
Landwirtschaft bedeutet, dass wir in den unsere Agrar-
politik bestimmenden einkommens- und strukturpoliti-
schen Massnahmen selbständig und von Brüssel unab-
hängig bleiben. Zu Recht weist der Bundesrat auf die
grosse Bedeutung dieser Weichenstellung für unser Land
hin. Die neue Lage wird denn auch häufig als «Nahver-
hältnis» zur EWG bezeichnet. Ein solches «Nahverhält-
nis» bringt natürlich nicht nur Vorteile, sondern auch
Gefahren mit sich. Der Bundesrat wird trotz dieser
Annäherung auf die notwendige «Distanz» achten müs-
sen. Dies nicht zuletzt auch wegen unserer Handelsbe-

ziehungen zu den Drittländern, die wir nach wie vor in
aller Unabhängigkeit gestalten müssen. Das handelspoli-
tische «Nahverhältnis» zur EWG darf nicht eines Tages
zu einem Sog werden, dem wir im gesamtwirtschaftli-
chen und insbesondere im eigentlichen politischen Be-
reich nicht mehr zu widerstehen vermögen.

Die Ausklammerung der Landwirtschaft aus der
Freihandelsregelung darf uns wohl auch nicht glauben
machen, dass die Landwirtschaft vom Vertrag völlig
ausgenommen wäre. Es besteht immerhin ein Artikel 15,
der den Grundsatz der «harmonischen Entwicklung»
des gegenseitigen Handels mit landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen vorsieht. Allenfalls auftretende Schwierigkei-
ten werden in einem gemischten Ausschuss behandelt
werden. Damit entsteht eine neue Rechtsgrundlage für
die landwirtschaftlichen Aussenhandelsbeziehungen. Es
wird Sache des Bundesrates sein, Artikel 15 auszugestal-
ten. Bei aller Anerkennung des vorliegenden Vertrages
ist die Landwirtschaft diesbezüglich nicht ganz ohne
Sorge. Die bisherige Entwicklung des landwirtschaftli-
chen Aussenhandels war auf vielen Gebieten alles ande-
re als «harmonisch». Der in Artikel 15 enthaltene
Begriff «harmonische Entwicklung» darf nicht nur wert-
öder mengenmässig verstanden werden. Es sind auch die
Preise und vor allem auch die Preisunterschiede zu
beachten. Ferner ist zu berücksichtigen, dass sich das
Verhältnis zwischen landwirtschaftlicher Importware
und Inlandware auf dem Inlandmarkt ständig ver-
schlechtert. Wenn die Schweiz beispielsweise 5000 Ton-
nen mehr Käse in die Länder der EWG exportiert —
leider gingen unsere Exporte letztes Jahr sogar zurück
—, ist dies für den riesigen EWG-Markt durchaus
tragbar, um nicht zu sagen bedeutungslos. Wenn wir
aber in unseren relativ kleinen Markt 5000 Tonnen
mehr Käse importieren, was formell dem Begriff der
«harmonischen Entwicklung» durchaus entsprechen
würde, dann wird die Milchwirtschaft und die Milch-,
rechnung bereits vor allergrösste Schwierigkeiten ge-
stellt. Dass es sich dabei nicht um leere Befürchtungen
handelt, beweisen die seit einem Jahr von der EWG
entgegen eindeutigen vertraglichen Vereinbarungen er-
hobenen Grenzausgleichsabgaben. Während die EWG
diese Abgaben auf Druck der Vereinigten Staaten auf
den meisten Produkten abgeschafft hat, blieb die Bela-
stung unserer Käseausfuhr bestehen. Diese Behandlung
eines schwächeren Vertragspartners muss uns zu denken
geben.

Die aus dem Abkommen mit der EWG hervorge-
hende Autonomie unserer Agrarpolitik gestattet es dem
Bundesrat, die während den Verhandlungen in Brüssel
zutage getretenen Lücken im Einfuhrschutz auszufüllen.
Wir denken hier besonders an die ungebundenen Käse-
zölle. Die Steigerung der Käseeinfuhren hat ein beunru-
higendes Ausmass erreicht. Wir sind der Auffassung,
dass die Institution des gemischten Ausschusses nicht
dazu führen darf, dass wir die für unsere Landwirtschaft
als richtig und zweckmässig erachteten Massnahmen
vorher dem gemischten Ausschuss vorlegen. Die Bauern
sollen in der autonom gebliebenen Landwirtschaftspoli-
tik auch in Zukunft den sicheren Rückhalt ihrer Exi-
stenz fühlen.

Die von der Schweiz der EWG eingeräumten Zuge-
ständnisse sind nicht von grosser Bedeutung. Sie wurden
aber — und das soll kein Vorwurf an die Verhandlungs-
delegation sein — von der EWG auch in keiner Weise
abgegolten.
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Darf ich nochmals auf die seit langem anstehenden
Lücken im landwirtschaftlichen Aussenhandel hinwei-
sen: Steigende Käseimportc, schwere Belastung der Spe-
zialitätcncxportc durch die Abschöpfung der EWG, die
Verdrängung früherer Handelspartner vom Schweizer
Markt bei wichtigen Versorgungsgütern wie Getrei-
de, Zucker usw. In dieser Sache müssen neue Anstren-
gungen unternommen werden. Unserem bewährten
Dreiphasensystem in der Einfuhr von Früchten und
Gemüse ist besondere Aufmerksamkeit zu schenken.
Dem Absatz der einheimischen Produktion muss der
Vorrang gewährleistet bleiben. Als ehemaliges Mitglied
der Alkoholkommission ist mir aufgefallen, dass der
Zoll auch auf den Branntweinen abgebaut werden soll.
Die schweizerische Delegation hält in einem Brief dazu
fest, dass die Anwendung solcher Beschlüsse ihrer
Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft und des
Alkohols nicht widerspreche. Das scheint mir eine recht
allgemein gehaltene Erklärung zu sein, über die wir
gerne nähere Aufschlüsse erfahren möchten. Es wäre
erwünscht, wenn von Seiten des Bundesrates die Versi-
cherung abgegeben werden könnte, dass wir auch in
Zukunft die Fiskalbelastung der Branntweine nach den
Gesichtspunkten unserer Alkoholgesetzgebung und un-
serer volksgesundheitlich orientierten Alkoholpolitik frei
gestalten werden.

Zum Schluss wiederholen wir, dass die Landwirt-
schaft das Abkommen mit der EWG positiv zu würdi-
gen weiss und ihm zustimmen kann. Wenn wir über
gewisse Befürchtungen nicht hinwegsehen können, bit-
ten wir um Verständnis.

Fischer-Weinfelden: Im Gegensatz zu meinem ver-
ehrten Vorredner gehöre ich zu jenen, die sich noch
nicht zu einem vorbehaltlosen Ja für das vorliegende
Abkommen zwischen der Schweiz und den Europä-
ischen Gemeinschaften durchringen konnten. Der
Grund hiefür liegt darin, dass für mich noch einige
wesentliche, zum Teil sogar grundsätzliche Fragen, die
mit diesem Abkommen in einem unmittelbaren Zusam-
menhang stehen, im Augenblick noch offen sind. Auf-
grund der Antworten auf diese Fragen werde ich mir
und, wie ich weiss, viele jener Leute, die ich hier zu
vertreten die Ehre habe, die Meinung über die vorlie-
gende Angelegenheit bilden. Dabei möchte ich jedoch
nicht verhehlen, dass die in Brüssel ausgehandelten und
uns nun unterbreiteten Verträge für unsere Landwirt-
schaft bei weitem nicht so schlimm ausgefallen sind,
wie man während einiger Zeit aufgrund gewisser
Berichte aus der EWG-Metropole annehmen und be-
fürchten musste.

Die erste Frage, die für mich einstweilen noch offen
ist und die ich mir deshalb hier zu stellen erlaube,
betrifft die langfristigen staatspolitischen Konsequenzen
dieses Abkommens. Herr Bundesrat, können Sie uns die
Versicherung abgeben, dass wir uns mit diesem Vertrag
nicht in ein Verhältnis mit der EWG einlassen, das uns
über kurz oder lang zu einem Vollbeitritt zwingen wird?
Ich stelle die für mich grundsätzliche Frage vor allem
deshalb, weil jüngst von einem Mitglied der deutschen
EWG-Delegation diesbezüglich ungefähr folgendes zu
vernehmen war: «Macht Ihr Schweizer Euch ja keine
Illusionen! Bis in ein paar Jahren werdet auch Ihr als
Vollmitglieder mitmachen müssen, weil Euch die wirt-
schaftspolitischen Sachzwänge wegen der starken Ver-
flechtung von Wirtschaft und Politik gar keine andere
Möglichkeit mehr offen lassen werden.» Das würde also

bedeuten, dass, wenn wir nun heute A sagen zum
Freihandclsvertrag, wir dann in ein paar Jahren auch B
zu sagen hätten zum Vollbeitritt mit all seinen staatspo-
litischen Konsequenzen. Auf Seite 134 der bundesrätli-
chen Botschaft wird dieses Problem allerdings nur an-
deutungsweise angesprochen. Da es hier für mich um
eine erstrangige Angelegenheit geht, wäre ich für
eine eindeutige und verbindliche Antwort sehr dankbar.

Meine zweite Frage berührt die mutmasslichcn
strukturellen Auswirkungen in regionalpolitischcr Hin-
sicht.

Auf Seite 121 der bundcsrätlichcn Botschaft heisst
es: «Zweifellos wird der freie Warenverkehr in Europa
den Konzentrationsprozess begünstigen.» Etwas anders
ausgedrückt bedeutet das doch nichts anderes, als dass
die Zusammenballung der wirtschaftlichen Macht in
noch verstärktem Masse weitergehen wird. Dadurch
dürfte die Gefahr, dass sich das ganze wirtschaftliche
Potential unseres Landes noch stärker als bis anhin in
einigen wenigen grossen Zentren konzentriert, eher noch
grösser werden. Dass dieser Prozess mit einer entspre-
chenden Entleerung der ländlichen Räume cinhcrgeht
und verbunden ist, brauche ich wohl nicht speziell zu
betonen. — Auch der Bundesrat sieht diese Gefahr.
Deshalb postuliert er auf Seite 122 seiner Botschaft
«geeignete Massnahmen zur Sicherstcllung eines gleich-
gewichtigen regionalen Wachstums». Da die bisherigen
Erfahrungen in diesem Bereich aber zeigen, dass die
wirtschaftlichen Verhältnisse bis anhin jeweils immer
stärker waren als die wohlgemeinten behördlichen Emp-
fehlungen, frage ich: Ist der Bundesrat bereit, nötigen-
falls gegen stärksten wirtschaftlichen Druck, dem Parla-
ment innert nützlicher Frist Massnahmen vorzuschla-
gen, die die angestrebte gleichgewichtige wirtschaftliche
Entwicklung unserer Regionen gewährleisten? Ich stelle
diese Frage nicht zuletzt auch deshalb, weil sich der
Bundesrat in jüngster Zeit zweimal, nämlich bei der
Behandlung des Wohnungsbauverfassungsartikcls und
bei der Beratung der dringlichen Raumplanungsmass-
nahmen gegen derartige Vorstösse zur Wehr gesetzt hat.

Meine dritte Frage betrifft spezifisch landwirtschaft-
liche Anliegen. Wir stehen heute vor der Tatsache, dass
unser Instrumentarium für die Ein- und Ausfuhr von
Milchprodukten so rasch als möglich verbessert werden
muss. Die EWG verfügt auch hier, insbesondere im
Aussenhandel mit Käse, mit ihrem Abschöpfungs- und
Erstattungssystem über wesentlich bessere, wirkungsvol-
lere und schlagkräftigere Mittel als wir. Diese haben
zusammen mit ändern Faktoren dazu beigetragen, dass
sich unsere milchwirtschaftliche Aussenhandclsbilanz in
den letzten Jahren zusehends verschlechterte. So beträgt
zum Beispiel die jährliche Zuwachsrate unserer Käscim-
porte seit fünf Jahren durchschnittlich 8 Prozent, wäh-
rend anderseits unsere Käseausfuhrcn in jüngster Zeit
sogar rückläufig sind. Angesichts einer solchen Entwick-
lung werden unsere Milchproduzcnten natürlich kaum
verstehen, wenn sie über den Rückbehalt zu einer
grösseren Verlustbeteiligung herangezogen werden soll-
ten. Es ist deshalb unumgänglich, dass der Bund vor
allem auf dem Gebiet der Einfuhr von Käse und
Speiseeis die sich aufdrängenden Massnahmen unver-
züglich einleitet.

Nun meine konkrete Frage: Können wir nach der
Ratifikation des EWG-Abkommens diese dringend not-
wendige Verbesserung unseres Instrumentariums für eine
Ein- und Ausfuhr von Milchprodukten zum Beispiel
durch die Einführung bzw. die Uebernahme des EWG-
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Abschöpfungs- und Erstattungssystems in eigener Kom-
petenz, d. h. ohne Konsultation der EWG-Organe, noch
vornehmen, und wenn ja, ist der Bundesrat bereit, dies
beförderlich zu tun? Oder verstossen wir damit gegen
die in Artikel 15 des Abkommens paraphierte harmoni-
sche Entwicklung des Handels mit landwirtschaftlichen
Erzeugnissen?

Zum Votum unseres verehrten Kollegen Suter möch-
te ich sagen, dass er sich irrt, wenn er glaubt, unsere
diesbezüglichen Bestrebungen stünden im Gegensatz zu
den Interessen unserer Konsumenten. Wir wollen näm-
lich nicht, dass uns der ausländische Käse teurer ver-
kauft wird, wie er gesagt hat, sondern wir wollen diesen
an der Grenze preislich abschöpfen, um die dadurch
freiwerdenden Mittel für die Verbilligung der inländi-
schen Ware verwenden zu können. Dadurch dürfte also
für unsere Konsumentenschaft insgesamt keine Mehrbe-
lastung entstehen.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch die zwei
folgenden Zusatzfragen aus dem Bereich der landwirt-
schaftlichen Produktion stellen:

1. Kann uns der Bundesrat die Versicherung abge-
ben, dass das für uns äusserst wichtige Dreiphasensy-
stem durch die Einführung der sogenannten Generalli-
zenzen und durch die in den Zusatzabmachungen unse-
ren Vertragspartnern zugestandenen Konzessionen bei
einzelnen Früchtekategorien (Trauben, Pflaumen und
Zwetschgen) in seiner bisherigen Wirksamkeit nicht
beeinträchtigt wird und dass wir es hier nicht mit den
Anfängen einer systematischen Aushöhlung dieses be-
deutungsvollen handelspolitischen Instrumentes zu tun
haben?

2. Wird das unter Glas erzeugte Gemüse gleich
behandelt wie Freilandgemüse, d. h. fällt das Erstge-
nannte ebenfalls nicht unter die Bestimmungen des
Freihandelsabkommens? Ich stelle diese zweite Zusatz-
frage vor allem deshalb, weil bis anhin, namentlich in
bezug auf die Uebernahmepflicht, ein Unterschied ge-
macht worden ist zwischen Freilandgemüse und Gemüse
aus künstlich geheizten Häusern.

Meine letzte Frage beschlägt das Problem der Kün-
digung des Abkommens. Dabei gehe ich davon aus, dass
die in Artikel 34 verankerte Kündigungsmöglichkeit
nicht nur dekorativen Charakter hat. In der bundesrätli-
chen Botschaft heisst es auf Seite 145, dass die Kompe-
tenz zur Kündigung nach den allgemeinen Regeln beim
Bundesrat liege. Aller Voraussicht nach wird unsere
Stimmbürgerschaft über die Ratifikation dieses Abkom-
mens zu befinden haben. Das Abstimmungsdatum hat ja
der Bundesrat bereits festgelegt. Wenn nun aber das
Volk einen solchen Vertrag eingeht, sollte dann nicht
auch das Volk die Möglichkeit haben, diesen Vertrag
wieder aufzulösen, d. h. ihn zu kündigen, eventuell
entgegen der Meinung des Bundesrates und der Mehr-
heit unseres Parlaments? Wäre eine solche Kündigung
zum Beispiel durch die Annahme einer entsprechend
formulierten Verfassungsinitiative möglich?

Das sind, verehrter Herr Bundesrat, die Fragen, die
ich Ihnen unterbreite und die nicht nur mich, sondern
auch viele unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger bewe-
gen. Ich bin Ihnen deshalb für eine möglichst präzise
und verbindliche Auskunft über die angesprochenen
Probleme sehr dankbar.

M. Junod: Je voudrais tout d'abord joindre ma voix
à celles qui viennent de se prononcer en faveur du traité
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signé avec la CEE. Je suis également de ceux qui
considèrent que les résultats obtenus par nos négocia-
teurs sont les meilleurs que nous pouvions attendre,
compte tenu des circonstances. Je dirai même à mon
collègue M. Fischer-Weinfelden que l'accord tel qu'il est
conclu me paraît indubitablement nous mettre à l'abri
du souci d'une intégration future de la Suisse dans la
CEE, y compris donc pour son agriculture. Je m'abstien-
drai de m'exprimer au sujet du référendum proposé par
le Conseil fédéral, bien qu'il s'agisse là d'une question
importante touchant précisément aux institutions que
nous avons réussi à sauvegarder dans notre accord avec
Bruxelles. Si finalement, je me résouds à admettre la
proposition du Conseil fédéral tendant à soumettre ce
traité au vote du peuple et des cantons, c'est à contre-
cœur, et cela essentiellement en raison des déclarations
faites à ce sujet par nos hauts magistrats et qui prennent
valeur de promesses.

Ainsi puisque, très vraisemblablement, consultation
populaire il y aura, il me paraît important que chacun
soit, autant que faire se peut, au clair sur la portée de
cet accord. Aussi, en complément de celles soulevées par
mes collègues MM. Hagmann et Fischer-Weinfelden,
cela m'amène-t-il à poser quelques questions à M. le
conseiller fédéral Brugger, à propos de l'agriculture.

Les gens de la terre ont toujours manifesté une
certaine crainte vis-à-vis du Marché commun. Ces réser-
ves s'expliquent, elles se justifient même pleinement
dans une perspective historique. Que l'on songe aux
conséquences qu'aurait pu avoir une adhésion pleine et
entière de la Suisse à la Communauté économique
européenne, adhésion qui aurait elle-même entraîné
notre soumission à la politique agricole commune. La
publication du fameux Plan Mansholt ne pouvait qu'a-
jouter à ces craintes.

Mais aujourd'hui il ne s'agit pas de cela puisqu'en
principe l'agriculture n'est pas touchée par ces accords.
Je dis bien en principe, car, s'il n'y a pas de volet
agricole, il y a néanmoins, selon l'expression de M.
l'ambassadeur Jolies, une «lucarne agricole». M. Vincent
le rappelait tout à l'heure en défenseur désintéressé et
inconditionnel de l'agriculture!...

Sur le plan des principes, l'article 15 est d'une
importance fondamentale. Il sanctionne l'autonomie des
parties en matière de politique agricole. Mais, à ce
propos, il me paraît indispensable que le Conseil fédéral
explicite et précise ce qu'il faut entendre par «dévelop-
pement harmonieux des échanges agricoles» que les
parties se déclarent prêtes à favoriser. Il ne saurait, à
notre sens, s'agir d'une augmentation pure et simple du
volume des échanges. Nous distinguons dans cette for-
mule — dont la mise au point n'a pas été facile semble-
t-il — d'une part, une notion de réciprocité et, d'autre
part, une notion de qualité dans les termes de nos
échanges. Nous évitons ainsi, d'une part, la perturbation
de notre marché intérieur par des marchandises vendues
à des prix artificiellement bas. Nous maintenons, d'autre
part, les portes ouvertes à nos exportations qui ne
devraient pas se heurter à des exigences prohibitives de
la part de nos partenaires.

En ce qui concerne les concessions dites autonomes
de la CEE et de la Suisse, elles sont considérées comme
marginales et sans portée préjudiciable pour la Suisse. Il
en est de même des dispositions prises pour les produits
agricoles transformés, singulièrement ceux touchant no-
tre industrie laitière. J'aimerais cependant demander au
Conseil fédéral, et c'est là ma deuxième question,
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quelles sont les mesures concrètes qu'il entend prendre
sur le plan de la législation interne afin de pouvoir
déclencher la clause de sauvegarde ou pour appliquer le
régime particulier prévu dans le protocole additionnel
n° 2. Il nous paraît indispensable que les mesures qui
devraient être prises puissent entrer en vigueur simulta-
nément avec le traité lui-même.

Une dernière réflexion me servira de conclusion: la
sauvegarde de notre politique agricole, le maintien intact
de notre législation dans ce domaine, ne sauraient avoir
de portée purement formelle. Ils doivent signifier la vo-
lonté de l'appliquer pleinement. Il s'agit en effet de faire
en sorte que l'agriculture puisse continuer à assumer ses
missions dans des conditions comparables à celles des
autres secteurs de l'économie. Il serait souhaitable que le
Conseil fédéral confirme sans équivoque cette volonté.

Cavelty: Wie wir von zahlreichen Rednern bereits
hören konnten, handelt es sich bei den vorliegenden
Verträgen mit der EWG um Verträge von wirtschaftlich
eminenter Bedeutung und grundsätzlicher Wichtigkeit
für die Zukunft der schweizerischen Wirtschaft. Ich
stimme dieser Wertung zu und votiere daher für diese
Verträge. Dabei ist es uns Vertretern der wirtschaftlich
benachteiligten Bergregionen selbstverständlich nicht
entgangen, dass durch diese Verträge in erster Linie und
direkt die Industrie profitiert, namentlich die Exportin-
dustrie, und dass wir erst in zweiter Linie und indirekt
Nutzen davon ziehen. Wir bejahen selbstverständlich
diese Folge; wir gönnen neidlos den Mehrbevorzugten
diesen Vorteil, erlauben uns aber bei dieser Gelegenheit,
an die Solidarität jener zu appellieren, die mehr von
diesen Verträgen haben als wir, wenn es darum geht,
unser Berggebiet mit seiner Landwirtschaft, seinem Tou-
rismus und dem Kleingewerbe zu fördern, zu entwik-
keln, und wenn es darum geht, tätiges Verständnis
unseren speziellen Problemen entgegenzubringen, ein
Verständnis, das sich nicht in einer negativen Haltung,
in Verboten äussert, sondern in einem positiven Wohl-
wollen. Im Moment der innerstaatlichen Solidarität
glaubte ich, an diese Solidarität ebenfalls appellieren zu
dürfen.

Als zweiter Punkt beschäftigt mich die Frage des
Referendums. Es wurde hier schon vieles darüber ge-
sagt. Unsere Bundesverfassung kennt entweder das fa-
kultative Staatsvertragsreferendum gemäss Artikel 89
oder das obligatorische Verfassungsreferendum. Nie-
mand hier behauptet, dass die vorliegenden Verträge
unter diese zwei Kategorien fallen. Ein drittes aber, ein
freiwilliges Referendum, kennt unsere Verfassung nicht.
Es ist für mich daher schwer verständlich, wie der
Bundesrat beantragen kann, man möchte dennoch den
nicht gangbaren Weg eines freiwilligen Referendums
beschreiten und die Vorlage Volk und Ständen unter-
breiten. Es scheint mir, dies bedeute nichts mehr und
nichts weniger als eine Ritzung, eine Verletzung der
Bundesverfassung. Ich kann mich bei dieser Argumenta-
tion auf meinen berühmten Landsmann Professor Gia-
cometti berufen. Die Verfassungsverletzung erfolgt zu-
gegebenermassen zu einem guten Zweck, denn materiell
würde sich das Referendum rechtfertigen. Aber der
Zweck sollte auch hier die Mittel nicht heiligen. Man
sollte auch hier vor lauter Wirtschaft nicht das Recht,
die Verfassung, übersehen. Ich bin daher froh, dass wir
bei der Detailberatung auf diese Fragen konkret zurück-
kommen können, und dass bereits entsprechende Anträ-
ge vorliegen, die eine Streichung des Referendums

vorsehen. In der Ausscnwirtschaftskommission sprachen
wir frühzeitig über dieses Problem; Herr Kollega
Schlumpf regte damals den einzig gangbaren Weg an,
mit dem. man zu einem Referendum hätte kommen
können, nämlich den Weg eines Zusatzes zur Verfas-
sung. In der Kommission wurde dieser Weg mehr oder
weniger stillschweigend bejaht, und wir waren der Mei-
nung, man würde diesen Weg auch beschreitcn. Nun
stehen wir vor der Situation, dass wir nur für oder gegen
das Referendum stimmen können. Ich für meinen Teil
stimme gegen das Referendum, obwohl mir bcwusst ist
— angesichts der bereits erfolgten Stellungnahmen der
Fraktionen —, dass dieser Antrag, der von ändern
Herren begründet werden wird, kaum Chancen hat,
angenommen zu werden. Immerhin möchte ich dem
Bundesrat doch sagen, dass wir es jetzt und auch in
Zukunft begrüssen würden, wenn man die Verfassung
strikte und genau respektierte.

Aider: Blicken wir auf die vom Bundcsrat seit Ende
der fünfziger lahre verfolgte Europapolitik zurück, so
ist dem Bundesrat beizupflichten, wenn er das vorliegen-
de Freihandelsabkommen als die Frucht einer langjähri-
gen, mit Hartnäckigkeit verfolgten Politik darstellt,
nämlich: Abschaffung der Handelsschranken zur EWG.

Die Verwirklichung des Freihandels für Industricer-
zeugnisse zwischen der Schweiz und der um vier Staaten
erweiterten EWG ist an sich bestimmt zu begrüssen. Das
Abkommen hilft mit, die schweizerische Position im
europäischen Wettbewerb zu verbessern, und wird vor
allem sicherstellen, dass sich die Kontakte zwischen der
Schweiz und der Gemeinschaft auf einer vertraglichen
Basis vertiefen und möglicherweise auch weitcrentwik-
keln.

Als origineller und zukunftsweisender Beitrag der
Schweiz zur europäischen Integration kann der Frcihan-
delsvertrag aber sicher nicht bezeichnet werden. Es ist
auch irreführend, wenn das Abkommen in der Botschaft
als mittlere Lösung zwischen den Varianten des Beitritts
und des Abseitsstehens angepriesen wird. Schon rein
organisatorisch betrachtet steht der Freihandelsvertrag
selbst hinter dem EFTA-Abkommen zurück; handelte es
sich beim Beitritt der Schweiz zur EFTA um den
Beitritt zu einer Organisation, so ist dem künftigen
Verhältnis zwischen der Schweiz und der EWG jedes
organisatorische Element fremd. Mehr noch: Wurde die
EFTA als Organisation von Anfang an nur als Weg zur
Schaffung eines grossen europäischen Marktes verstan-
den, so wird uns mit diesem gewöhnlichen Handelsver-
trag eine sogenannte Gesamtlösung vorgelegt.

Ich bewundere eigentlich den Mut des Bundcsratcs,
uns die Beseitigung der Zölle auf Industricproduktc im
Verhältnis zur EWG als Gesamtlösung dauerhaften
Charakters anzupreisen. Tatsache ist, dass dieses Ab-
kommen im Grunde genommen nur die Probleme der
Vergangenheit löst bzw. deren Lösung zu Ende führt.
Der Abbau der Handelshemmnisse erscheint, auch wenn
er ein wichtiger Bestandteil des Gemeinsamen Marktes
ist, als relativ unbedeutend angesichts der grossen Auf-
gaben auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Währungspo-
litik, die es heute und in den nächsten lahrcn in Europa
zu lösen gilt. Vergeblich suchen wir im Freihandclsver-
trag nach Regeln, die sich auf diese bedeutenden Aspek-
te der wirtschaftlichen Zusammenarbeit beziehen. Wir
stehen vielmehr vor der Situation, dass aufgrund des
vorliegenden Abkommens zwar ein freier Markt für
Industrieprodukte im Verhältnis zum Gemeinsamen
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Markt geschaffen wird, dass aber kaum Bestimmungen
für die Ordnung und keine wirtschafts- und währungs-
politischen Regeln für die harmonische Entwicklung
dieses Marktes vereinbart wurden. Unter diesem Blick-
winkel betrachtet, kann von einer Mittellösung keine
Rede sein. Das Abkommen bewegt sich vielmehr hart
am Rande des Abseitsstehens. Es gestattet unsern Pro-
duzenten, Händlern und Krämern erleichterten Zugang
zum Gemeinsamen Markt, und damit basta. Bester
Beweis dafür waren die Referate der Kommissionsrefe-
renten, die sich detailliert mit den handelspolitischen
Aspekten des Vertrages befassten, zur europäischen
Integration selbst aber kaum viel zu sagen wussten.

Zugegeben, der Bundesrat hat in seiner Erklärung
vom 10. November 1970 in Brüssel den Wunsch geäus-
sert, ein Abkommen mit der Gemeinschaft zu schliessen,
das mit mehr Leben erfüllt sein sollte, als das, was uns
nun vorgelegt wird. Leider gelang es ihm nicht, diesen
Wunsch zu realisieren. Die Leichtigkeit, mit der in der
Botschaft über diesen teilweisen Misserfolg hinwegge-
gangen wurde, schafft ihn aber nicht aus der Welt. Ein
Blick auf die Eröffnungserklärung vom 10. November
1970 in Brüssel zeigt deutlich, dass dieses Abkommen
hier weit hinter den ursprünglichen Erwartungen des
Bundesrates zurückbleibt. Das ist, scheint mir, kein
Zufall. Die schweizerische Europapolitik im allgemeinen
wie die Aushandlung des vorliegenden Abkommens im
besondern zeichnen sich vor allem durch einen Katalog
von Einschränkungen des helvetischen Engagements in
Europa aus. Er reicht von der Neutralität über die
Souveränität bis zur Referendumsdemokratie, der ja vor
allem eigen ist, dass der Stimmbürger über relativ
unbedeutende Dinge abzustimmen hat, wie z. B. über
diesen Handelsvertrag, der entgegen dem klaren Wort-
laut und Sinn der Verfassung und gegen alle politische
Vernunft sogar dem Verfassungsreferendum unterstellt
werden soll. Ich werde dazu später bei der Begründung
meines Gegenantrages detailliert Stellung nehmen.

Man fragt hierzulande nicht danach, welches der
eigene Beitrag, die eigene Leistung der Schweiz zum
grossen Werk der europäischen Integration sein könnte,
sondern man bemüht sich vorab darum zu begründen,
weshalb man nicht mitmachen wolle. Man drängt sich
vorab zur europäischen Futterkrippe, war und ist aber
nicht, oder jedenfalls noch nicht, bereit, Seite an Seite
mit den Staaten der EWG und mit gleichen Rechten
und Pflichten wie diese, im Interesse der Unabhängigkeit
Europas von den Supermächten am Aufbau der Ge-
meinschaft und ihrer Weiterentwicklung zu einer umfas-
senden europäischen Föderation mitzuwirken. Ich halte
dies für sehr bedauerlich. Von seiner Geschichte, von
der Vielfalt seiner Kultur und seiner innerstaatlichen
Struktur her wäre nämlich kaum ein Land in Europa
mehr prädestiniert, aktiv an der europäischen Einigung
mitzuwirken, als die Schweiz. Es liegt in unserem
ureigenen Interesse, dass sich die westeuropäischen
Staaten in einer föderalistisch aufgebauten und demo-
kratisch kontrollierten Gemeinschaft zusammenfinden,
einer Gemeinschaft von Staaten, in welchen nach ge-
meinsamen Regeln und aufgrund gemeinsamer Be-
schlüsse die grossen zwischenstaatlichen und europä-
ischen Probleme, wirtschaftliche und politische, gelöst
werden.

Die Staaten der EWG haben vor 14 Jahren begon-
nen, diesen Weg zu gehen. Dabei waren es vor allem die
Benelux-Länder, d. h. die kleinen Staaten der Gemein-
schaft, welche die supernationale EWG-Lösung dem

zwischenstaatlichen System, wie es im vorliegenden
Abkommen zugrunde liegt, vorzogen. Die supcrnationale
Lösung sichert gerade den kleinen Staaten wesentlich
mehr Einfluss auf den Lauf der Dinge als das herge-
brachte zwischenstaatliche Konzept. Dass man das aus-
gerechnet den Schweizern immer und immer wieder
erklären muss, gehört allein schon zu den Merkwürdig-
keiten helvetischer Politik. Man glaubt sich durch die
Beschwörung der staatspolitischen Zauberformel Neu-
tralität, Souveränität und Unabhängigkeit der europä-
ischen Integration im eigentlichen Sinne entziehen zu
können und so die Freiheit des Vaterlandes zu retten,
und merkt nicht, dass die Unabhängigkeit längst zu
einer Scheinunabhängigkeit und die Souveränität längst
zu einer Scheinsouveränität geworden ist, die sich
auch mit der Neutralitätspolitik, d. h. bewusster aussen-
politischer Abstinenz, nicht mehr wiederherstellen lässt.
Es wäre höchste Zeit, dass man sich endlich dazu bereit
findet, die tatsächliche Situation des schweizerischen
Kleinstaates in Europa zur Kenntnis zu nehmen und die
eigene föderalistische Erfahrung europäisch nutzbrin-
gend anzuwenden.

Der uns zur Genehmigung vorgelegte Freihandels-
vertrag beinhaltet keine politische Option. Er lässt,
formal betrachtet, die Autonomie der Schweiz intakt,
berührt in keiner Weise die innerstaatliche Struktur und
tangiert auch die hergebrachte Aussenpolitik nicht. Es
handelt sich um einen klassischen Handelsvertrag, abge-
schlossen zwischen zwei formell unabhängig bleibenden
Partnern. Die bereits bestehende tatsächliche Abhängig-
keit der Schweiz von ihren europäischen Nachbarn wird
aber, und hierin dürfen wir uns nicht täuschen, fortbe-
stehen. Wir werden uns in Zukunft den Auswirkungen
der EWG-internen Integration, der EWG-Wirtschafts-
und Währungspolitik usw. sogar noch weniger entziehen
können als in der Vergangenheit. Wir werden mit oder
ohne Handelsvertrag, das spielt gar keine Rolle, in eine
Situation geraten, die Herr Hubacher vorhin mit Recht
als Sach- und Vollzugszwang bezeichnete. Wir werden
mitbetroffen von der Wirtschafts- und Währungspolitik
der EWG, ohne auf diese Politik direkt einwirken zu
können. Ich halte dies für verhängnisvoll. Die Schweiz
hätte den Mut haben sollen, mit liebgewordenen Fiktio-
nen langsam aufzuräumen und den Vollbeitritt zur
Gemeinschaft wenigstens in Aussicht zu nehmen. Nur
wenn unser Land als gleichberechtigter Partner in den
Institutionen der Gemeinschaft vollumfänglich mitwirkt,
werden wir in der Form der Mitbestimmung einen Teil
der faktisch gar nicht mehr bestehenden wirtschafts-
und währungspolitischen Selbstbestimmung zurückge-
winnen.

Das vorliegende Abkommen scheint mir nicht oder
jedenfalls nicht zwingend auf eine solche Entwicklung
angelegt zu sein. Hier muss ich leider Herrn Fischer-
Weinfelden beruhigen. Jedenfalls bietet auch die ohne-
hin nichtssagende Entwicklungsklausel keine Handhabe
für Schritte in Richtung Vollbeitritt. Ich bedaure dies
und bedaure insbesondere, dass nicht einmal in der
Präambel zum Abkommen ein Bekenntnis der Schweiz
zur europäischen Integration enthalten ist. Wenn ich
dem Vertrag trotzdem zustimme und auf einen Nicht-
eintretens- bzw. Rückweisungsantrag verzichte, dann
bloss deshalb, weil der Freihandel auch Bestandteil eines
umfassenden Gemeinsamen Marktes sein müsste. Ich
verbinde damit die Hoffnung, dass in späteren Jahren
doch einmal Einsicht und europäisches Engagement
obsiegen und die Schweiz als vollberechtigtes Mitglied
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ihren Platz in der EWG und einer künftigen politischen
europäischen Föderation einnehmen wird.

M. Richter: «L'isolement économique est impensa-
ble», ainsi s'exprimait le conseiller fédéral Max Petit-
pierre alors qu'il demandait ici. le 17 mars 1960 au
Conseil national, d'approuver la participation de la
Suisse à la Convention européenne de libre-échange.
Aujourd'hui, ces mots ont toujours la même résonance.
Pays à commerce mondial, la Suisse ne peut s'isoler ni
s'enfermer dans un système. Elle doit sa prospérité
essentiellement à l'exportation de ses produits, ne l'ou-
blions pas. Si l'AELE est née de l'impossibilité de
réaliser en 1960 une association multilatérale qui aurait
groupé alors tous les pays membres de l'ancienne OECE
et qui aurait été le complément du Marché commun,
reconnaissons qu'aujourd'hui elle a correctement pour-
suivi ces deux objectifs. Elle a assuré la défense des
intérêts économiques de ses membres en corrigeant les
conséquences d'une discrimination tarifaire par une
compensation qui a permis d'intensifier nos échanges
avec les autres pays de l'Association européenne de
libre-échange, elle a permis de créer les conditions d'une
négociation avec la CEE.

Aujourd'hui comme en 1960, nos exigences fonda-
mentales sont demeurées les mêmes. Nous voulons nous
associer aux efforts qui permettront progressivement
d'établir en Europe une vaste zone de libre-échange,
sans mettre en cause notre indépendance. Nous voulons
conserver intacts notre politique de neutralité, le fonc-
tionnement de nos institutions démocratiques, le statut
si particulier de notre agriculture. L'accord entre la
Suisse et les communautés européennes marque une
nouvelle étape sur la voie qui permettra d'atteindre
l'objectif que représente l'établissement d'un marché de
libre-échange industriel s'étendant à l'ensemble de l'Eu-
rope. Certes, les communautés n'ont pas voulu d'une
zone unique et multilatérale de libre-échange couvrant
l'ensemble des pays intéressés. Elles ont préféré con-
clure des arrangements bilatéraux de libre-échange avec
leurs différents partenaires. Ce n'est pas tout à fait la
même chose, mais le progrès est considérable par rap-
port à la situation précédente.

L'importance de l'accord ne découle pas seulement
du fait que nos produits industriels auront progressive-
ment libre accès au Marché commun élargi, mais il
permettra en outre de préserver notre pays de l'isole-
ment économique dans lequel il se trouverait dès l'en-
trée, le 1er janvier prochain, de la Grande-Bretagne, du
Danemark et de la Norvège dans la CEE. Ainsi les
résultats déjà acquis dans le cadre de l'AELE seront
entièrement sauvegardés. Nous nous devons donc
d'adresser un grand coup de chapeau à nos négociateurs
qui, tout en assurant avec fermeté le respect de nos
exigences inconditionnelles, ont réussi à obtenir que les
objectifs fixés soient pour l'essentiel atteints. Il fallait le
faire.

Notre reconnaissance s'adresse tout d'abord à vous,
Monsieur le conseiller fédéral, et également à tous les
collaborateurs du Conseil fédéral dont le travail fut en
l'espèce, nous devons le reconnaître, considérable, et la
ténacité digne d'éloge. Issu de l'industrie horlogère,
nous avons mesuré vos efforts et apprécié votre compré-
hension tout au long de ces difficiles négociations dont
l'aboutissement se concrétisera, pour les horlogers
suisses, par la mise en œuvre du contenu de l'accord

complémentaire avec la Communauté économique euro-
péenne sur les produits horlogers. Cet accord répond
pour l'essentiel aux vœux de l'industrie horlogère.
Quand bien même les démobilisations tarifaires souffri-
ront certaines exceptions, on peut se féliciter du contenu
de l'accord qui a permis l'inclusion de l'ensemble des
produits horlogers dans le régime de libre-échange
industriel institué par l'accord global.

Nous nous permettons donc, de recommander à
votre approbation également l'arrêté fédéral approuvant
l'accord complémentaire sur les produits horlogers.

Nous ne sommes pas émus par les oppositions qui
ont surgi aujourd'hui. Elles relèvent généralement d'un
manque d'informations ou de préjugés. Que M. Vincent
s'oppose à tout ce qui contribue à renforcer l'Europe
occidentale ne nous étonne guère. M. Vincent est un
traditionaliste, je dirai même en l'espèce un conserva-
teur. Nous souhaitons qu'il évolue, qu'il rajeunisse. Il est
fidèle à sa ligne de conduite habituelle. Il s'était d'ail-
leurs livré à l'époque, avec la même habileté qu'aujour-
d'hui, au décorticage amusant et savant du projet de
convention de l'AELE. Aujourd'hui c'était plutôt, di-
rons-nous, un «strip-tease sadique». Il était opposé aussi
à la participation de la Suisse à l'OCDE, au GATT;
aurait-il eu aujourd'hui une attitude différente que nous
en aurions été peines.

Nous nous posons cependant une question. Si ce
Marché commun tant critiqué aujourd'hui s'était appelé
COMECON, M. Vincent aurait-il tenu les mêmes pro-
pos tout à l'heure? Ce que M. Vincent oublie, c'est que
nous appartenons à l'Europe, et non pas par exemple u
la Sibérie, et si nous voulons jouer notre rôle d'Euro-
péens dans le monde, nous nous devons de collaborer au
renforcement de l'unité économique du continent.

Des défis ont été jetés à l'Europe. Nous ne saurions
dès lors nous soustraire à un devoir commun.

Je voudrais terminer mon intervention par deux
remarques. S'agissant des conséquences de l'accord, on
suppute pour 1978 une perte de recettes douanières de
l'ordre de 1010 millions de francs. A la page 139 de son
message, le Conseil fédéral pose la question de l'oppor-
tunité d'adopter le système fondé sur la valeur ajoutée,
auquel d'ailleurs de nombreux Etats européens se sont
ralliés ces dernières années. Certes ce n'est pas encore
l'heure d'appréhender l'introduction de la TVA en
Suisse puisque nous ne connaissons pas la forme qui lui
sera réservée. Cependant, lorsque nous considérons les
effets inflationnistes et «administrativo-inflationnistcs»
de son introduction dans d'autres pays, nous osons
espérer qu'en l'espèce le Conseil fédéral nous proposera
un système simple, pratique, une solution «à la suisse».

Enfin, et ce sera notre dernière remarque, nous nous
déclarons favorables à la soumission de l'accord à la
votation populaire in dubio pro populo. Nous ne redou-
tons pas le verdict du peuple suisse, il saura faire preuve
de sa sagesse habituelle. Nous souhaitons cependant que
la campagne d'information qui s'ouvrira demain soit
objective et qu'elle mette l'accent sur les conséquences
irréversibles qu'entraînerait un isolationnisme économi-
que de notre pays.

Schmid-St. Gallen: «Die EWG ist salonfähig gewor-
den!» Mit diesen Worten überschrieb ein Wirtschafts-
journalist seinen Kommentar über das Abkommen
Schweiz—EWG. Er wies zugleich darauf hin, dass es
eine Zeit gab, wo der damalige Leiter der Handclsabtci-
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lung und spätere Bundesrat, Hans Schaffner, über die
EWG spottete. Ins gleiche Hörn stiess damals der
frühere Chef des Vororts, Hornberger, sekundiert von
Franz Aschinger, damals Wirtschaftsredaktor der «Neu-
en Zürcher Zeitung». Diese Zeiten sind vorbei. Mit dem
vorliegenden Abkommen sollen ja die Zölle auf Indu-
strieerzeugnissen zwischen der Schweiz und der EWG
innert fünf Jahren schrittweise beseitigt werden.

Das Abkommen lässt sich aufgrund rein verstandes-
mässiger Ueberlegungen kaum bekämpfen. Der Bundes-
rat schreibt in seiner Botschaft zu Recht, dass ein
Verzicht auf eine Regelung mit der EWG keine wirkli-
che Alternative eröffnet. Dessen ungeachtet möchte ich
im folgenden auf einige Probleme hinweisen, die sich
aus dem Abkommen für unser Land ergeben. Es geht
um die Frage, was denn für die Konsumenten heraus-
schaut, um die Probleme der Arbeitnehmer, insbesonde-
re die Sicherheit des Arbeitsplatzes, und um das Mit-
spracherecht unseres Landes bei der EWG.

Zu den Wirkungen für die Konsumenten: Der Zoll-
abbau bedeutet für die ohnehin nicht allzu reichlich
dotierte Bundeskasse einen beträchtlichen Einnahmen-
ausfall. Die Bundesaufgaben aber sind gegeben. Sie
werden in Zukunft eher zu- als abnehmen. Man ist sich
ferner einig, dass künftige Ausgaben durch entsprechen-
de Einnahmen gedeckt werden sollen. Andernfalls wird
der Bund zu einem Inflationsherd. Daraus ergibt sich
die Notwendigkeit, zusätzliche Einnahmequellen zu er-
schliessen. Man spricht von der Mehrwertsteuer, welche
die Mitgliedländer der Europäischen Gemeinschaften
bereits haben. Die Mehrwertsteuer, wie die indirekten
Steuern überhaupt, aber ermöglicht in der Regel die
Ueberwälzung der Steuerlasten auf die Konsumenten. In
diesem Lichte kann man sich fragen, ob der Konsument
mit dem ganzen Prozess überhaupt etwas gewinnt. Der
Bundesrat selbst schreibt in seiner Botschaft, der im
Abkommen vorgesehene jährliche Zollabbau sei ange-
sichts der heutigen Inflationsrate zu niedrig, als dass er
die Preisentwicklung spürbar zu beeinflussen vermöchte.
Selbst wenn das aber der Fall wäre, würde ja der
Verbraucher durch die Mehrwertsteuer zusätzlich bela-
stet. Daraus ergibt sich, dass für den Konsumenten in
bezug auf die von ihm zu zahlenden Konsumgüterpreise
kaum viel herausschauen wird.

Probleme ergeben sich zudem auf einer ändern
Ebene. Der Zollabbau bedeutet für zahlreiche Branchen
einen Wegfall des bisherigen Schutzes gegenüber der
ausländischen Konkurrenz. Das wird da und dort zur
Folge haben, dass Betriebe schliessen müssen. Damit
komme ich zu den Problemen für die Arbeitnehmer.
Solche Umstrukturierungen sind meist auch mit Entlas-
sungen von Arbeitskräften verbunden. Derartige Entlas-
sungen bedeuten für die Betroffenen aussergewöhnliche
Härten. Namentlich für ältere Arbeitnehmer, die miter-
leben müssen, wie ihre bisherigen Qualifikationen wert-
los werden, ist eine Neuorientierung überaus schmerz-
lich. Ich frage daher Herrn Bundesrat Brugger, welche
Massnahmen der Bundesrat zur Milderung der Härten
der zu erwartenden Umstellungen zu ergreifen gedenkt.

Man mag einwenden, das sei Schwarzmalerei. In der
Tat hat der EFTA-Vertrag, der ja auch eine Beseitigung
von Zöllen brachte, gezeigt, dass die Probleme der
Umstrukturierung erstaunlich schmerzlos gelöst werden
konnten. Ich erinnere aber daran, dass z. B. die Papier-
industrie sehr nachdrücklich vom EFTA-Vertrag betrof-
fen wurde. Ich erinnere ferner daran, dass Probleme der

Umstrukturierung der Wirtschaft, die nicht selten Arbei-
terentlassungen zur Folge haben, schon heute bestehen.
Sie werden sich in Zukunft wahrscheinlich eher ver-
schärfen. Es hat daher keinen Sinn, die Situation zu
bagatellisieren. Der Hinweis auf das WTiederanziehen der
Konjunktur genügt nicht; ebenso wenig genügt der
Hinweis auf die durch den Wegfall der EWG-Zölle
resultierenden zusätzlichen Absatzchancen unserer Ex-
portindustrie. Unser Land besteht ja nicht nur aus der
Exportindustrie. Zudem kann diese wegen des akuten
Arbeitskräftemangels die durch den Zollabbau erhöhten
Exportchancen im EWG-Raum gar nicht richtig aus-
schöpfen.

Ein weiterer Nachteil des EWG-Vertrages ist das
Fehlen eines gestaltenden Mitspracherechts. Die
Schweiz hatte zu Beginn der Verhandlungen gehofft, ein
solches zu erhalten. Sie musste sich jedoch von der
EWG sagen lassen, das Mitspracherecht müsse den
Beitrittskandidaten vorbehalten bleiben. Somit haben
wir keine Gelegenheit, auf die künftigen Entscheidun-
gen der Gemeinschaft einzuwirken. In zukunftsträchti-
gen Bereichen wie der Wirtschafts- und Währungsunion,
dem Umweltschutz und der Regionalpolitik wird die
EWG handeln, ohne auf uns Rücksicht zu nehmen.
Unser Land kann nachher die Beschlüsse auf autonome
Weise nachvollziehen, d. h. es kann nach schweizeri-
schem Recht EWG-ähnliche Beschlüsse fassen und sich
nachher der Illusion einer weiter bestehenden Selbstän-
digkeit hingeben. Hier liegt der Kern der EWG-Proble-
matik. Wir sind dazu verurteilt, der EWG-Entwicklung
nachzuhinken. Es nützt auch nichts, Ideen zu formulie-
ren, wenn wir rechtlich keine Möglichkeit haben, sie in
den zuständigen EWG-Gremien zu vertreten und bei
der Beschlussfassung mitzuwirken.

Trotz den erwähnten Nachteilen und ungelösten
Problemen empfehle ich Ihnen, auf die Vorlage einzu-
treten. Wie erwähnt, eröffnet ein Verzicht auf eine
Regelung mit der EWG keine wirkliche Alternative. Ich
bin trotz der Nachteile des Abkommens überzeugt, dass
unsere Verhandlungsdelegation in Brüssel das Bestmög-
liche herausgeholt hat. Es ist ihr immerhin gelungen, für
unser Land die Vorteile einer Verbindung mit dem
grossen europäischen Markt zu schaffen und zugleich
einen Grad an Souveränität zu behalten, wie man sich
das ursprünglich kaum vorgestellt hatte. Dafür möchte
ich meine Anerkennung aussprechen.

Schalcher: Der Anteil der EWG am Weltexport be-
trug schon 1969 28 Prozent, mit den Beitrittskandidaten
37 Prozent, gegenüber bloss 14 Prozent der USA und 4
Prozent der UdSSR. Die EWG verkörpert damit die
grösste Handelsmacht der Welt. Daraus sind zwei
Folgerungen zu ziehen.

Erstens: Es ist sehr erfreulich, dass Europa, das
nach dem Kriege so hoffnungslos geschwächt darnieder-
lag, zu einem so ernstzunehmenden Wirtschaftsraum
geworden ist. Das ist gegenüber der Handelsmacht USA
und der kommenden Macht von Japan sehr wichtig.

Zweitens: Es ist klar, dass wir bei einem Gebilde
von solcher Bedeutung nicht einfach abseits stehen kön-
nen, sondern in angemessener Form mitmachen müssen.

Ein Beitritt kann nicht in Frage kommen. Dem steht
entgegen, neben der — immer wieder erwähnten — Er-
haltung unserer Neutralität und Unabhängigkeit, vor
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allem die — weniger erwähnte — nach unseren Begrif-
fen noch recht wenig demokratische Struktur der EWG.
Es entscheidet dort die Exekutive, unter Ausschaltung
der Volksvertretung und des Volkes. Entgegen stehen
weiter die Freizügigkeit der Arbeitskräfte, der freie
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, die Niederlassungs-
freiheit und die nach ganz ändern Grössenordnungen
orientierte Konzeption der Landwirtschaft.

Hingegen ist ein Mitmachen in der uns angemesse-
nen Form möglich geworden durch die Schaffung
besonderer Beziehungen, durch ein Abkommen über
eine industriell-gewerbliche Freihandelszone, wie es hier
nun vorliegt.

Wir begrüssen dieses Abkommen und sind auch,
leider nur zu einem Teil, dem ich mit Entschiedenheit
angehöre, dafür, dass dieser wichtige wirtschaftli-
che Schritt in der gefundenen Form des Genehmigungs-
beschlusses als Verfassungszusatz der Abstimmung des
Volkes und der Stände unterstellt wird. Wenn das Volk
schon darüber befinden kann, ob wir mehr oder weniger
Taggeld erhalten, dann muss es sicher auch zu einem so
wichtigen wirtschaftlichen Schritt seine Meinung sagen
können. Wir werden ohnehin gut daran tun, zum Abbau
des bestehenden Malaises eine Ueberprüfung und Neu-
ausrichtung der Mitwirkung des Volkes nach der Wich-
tigkeit der Geschäfte vorzunehmen. Für die Volksab-
stimmung ist es wichtig, dass klare Erklärungen des
Bundesrates hinsichtlich der Fremdarbeiterfrage und
des Nichtbestehens von Geheimabkommen vorliegen,
und man sollte sich auch hüten, dem Abkommen
irgendwelchen politischen Anstrich zu geben. In dieser
Beziehung verstehe ich nicht, warum sich in letzter
Minute noch Bundesrat Graber einschaltete. Das Ab-
kommen hat keine politische Bedeutung, und es soll
keine haben; es ist ein industriell-gewerbliches Freihan-
delsabkommen und nicht mehr. Wir werden im Auge
behalten müssen, dass keine zu grosse Wirtschafts-
konzentration erfolgt und dass unsere gesundheitlichen
Belange nicht durch ein Monopol der Grosschemie ge-
fährdet werden. In diesem Sinne sind wir für Eintreten
und Genehmigung.

M. Duvanel: Dans son excellente intervention, en
juin dernier, lors du débat sur les Grandes lignes de la
politique du Conseil fédéral, notre collègue Gilbert
Baechtold, s'agissant de la votation populaire sur les
accords de Bruxelles, dont il était déjà question, s'expri-
mait ainsi: «Mon but n'est pas de m'opposer au référen-
dum désiré par les partis; mais ne pourrait-on pas élar-
gir le débat, dépasser l'approbation d'un simple accord
de commerce? Si non, quel langage tiendront les
hommes politiques dans les assemblées publiques? Le
langage des chiffres? Celui de la statistique, de la tech-
nique commerciale et monétaire? Le langage du monde
des affaires? Passionnera-t-on l'opinion par de savantes
démonstrations sur l'évolution de la marque Swiss Made
et la concurrence des fabricants de montres européens?
Sur des questions d'arbitrage? Allons donc, les citoyens
n'aiment pas les experts et restent sceptiques devant les
arguments techniques. Pour intéresser le peuple — votre
but déclaré, Monsieur le Président — il faut élever le
débat et poser des questions fondamentales.»

Ces propos auraient pu être les nôtres à l'époque
déjà, et d'autres, dans cette salle, partageaient cet avis.
Quant à moi, je n'ai pas changé d'idée depuis, bien au
contraire!

Je sais combien il pourrait paraître maladroit pour
un parti, quel qu'il soit, de s'opposer à une votation
populaire. Quelle mauvaise publicité pour lui! Aussi est-
ce, bien sûr, à titre personnel que je m'exprime ici.

Depuis l'annonce de la signature, le 22 juillet à Bru-
xelles, de l'accord de libre-échange entre la Suisse et la
CEE, les déclarations se multiplient. Dans un effort
d'information auquel il convient de rendre hommage,
MM. les conseillers fédéraux, chefs de notre économie
et des affaires étrangères notamment, se dépensent sans
compter pour renseigner le public sur la portée de cet
accord. Avec un souci d'objectivité qui les honore, ils
ont dressé l'inventaire des arguments qui militent contre
la clause référendaire dont ils nous proposent, aujour-
d'hui, paradoxalement d'assortir l'arrêté fédéral concer-
nant cet accord. Accord dont l'importance exception-
nelle et l'irrévocabilité justifient à leurs yeux une telle
disposition.

Il est intéressant de relever ici en passant que, dans
ses commentaires consacrés aux accords de Bruxelles, la
presse s'en prend davantage à la question du référen-
dum qu'aux accords eux-mêmes.

Le message du Conseil fédéral s'étend longuement,
lui aussi, sur cette question. Pas moins de sept pages lui
sont consacrées. On y lit, en page 159, qu'«après avoir
pesé le pour et le contre, nous (le Conseil fédéral) nous
sommes finalement décidés à vous proposer de sou-
mettre l'arrêté d'approbation au référendum constitu-
tionnel». Cette phrase, nous la retrouvons quelque peu
modifiée dans le communiqué officiel du Conseil fédé-
ral. Elle trahit bien, à notre avis, l'embarras du gouver-
nement. «Après avoir pesé le pour et le contre» d'une
votation populaire (dit le communiqué), le Conseil fédé-
ral a décidé de proposer aux Chambres, auxquelles
appartient la décision en dernier ressort, de soumettre
l'approbation des accords au peuple et aux cantons.

Le Conseil fédéral nous dit avoir pesé le pour et le
contre de ce référendum, et nous comprenons quant à
nous, les raisons de cette hésitation. Ce qui m'amène à
lui poser la question suivante: Quand le Conseil fédéral
en a-t-il pesé le pour et le contre? Il y a plusieurs mois
déjà? Mais alors comment pouvait-il le faire valable-
ment puisqu'il ne connaissait pas encore le texte de
l'accord!

Ces derniers temps? C'est-à-dire après la rédaction
du texte définitif? Mais alors pourquoi MM. les conseil-
lers fédéraux, chefs de notre économie et de notre poli-
tique étrangère, ont-ils clamé depuis des mois, urbi et
orbi, qu'il y aurait référendum! Ces déclarations
n'étaient-elles pas prématurées, dangereusement
prématurées? Le Conseil fédéral n'cst-il pas lié aujour-
d'hui par des déclarations faites trop tôt. l'en veux pour
preuve la réponse du Conseil fédéral à la question
urgente posée par notre collègue Aider dans le courant
de juin. En effet, dans sa réponse, le Conseil fédéral
rappelle que, lors de sa déclaration faite à Bruxelles, il a
estimé qu'un arrangement aussi substantiel que celui que
nous visions serait, après sa conclusion, soumis au réfé-
rendum. Il est résulté des négociations menées à Bru-
xelles que l'accord projeté aura moins d'ampleur que la
Suisse le souhaitait à l'origine.

Je ne veux pas m'arrêter sur les aspects juridiques de
cette consultation. Nous sommes ici en pleine contro-
verse. Elle n'est du reste pas terminée et d'autres, plus
qualifiés que moi, viendront sans doute à cette tribune
dénoncer «le vide juridique» qui entoure le référendum
qu'on nous propose aujourd'hui.
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Les partisans du référendum invoquent l'importance
exceptionnelle des accords de Bruxelles. On dérange le
peuple, disent-ils, pour des questions d'intérêt limité.
Pour une fois qu'il y a un problème d'intérêt général
intéressant toute la Suisse, et son avenir, il serait vérita-
blement choquant de ne pas le consulter.

Il est exact qu'on dérange souvent le peuple pour
des questions d'importance mineure, ou à la fois très
techniques et très limitées. Mais, en fait, le texte qu'on
entend lui soumettre aujourd'hui n'est-il pas l'addition
de dispositions techniques et limitées?

Si l'on voulait lui soumettre une question politique-
clé, il eût fallu retranscrire cet accord en termes politi-
ques et consulter le peuple à leur sujet, mais avant de le
signer!

De toutes façons, nous disent également les partisans
du référendum, par celui-ci, on oblige le peuple à réflé-
chir et à analyser le problème de nos relations avec
l'Europe, à se poser des questions... Et cela est déjà en
soi excellent!

A ceux-là, je répondrai: quelles questions le peuple
doit-il se poser? Cet accord, sur nombre de points, ne
regarde en fait que les milieux industriels. Or nous ne
sommes pas un pays où l'industrie est le bien de tous, et
les réflexions du peuple n'ont guère de sens à leur sujet.

Il est pratiquement impossible, pour le profane, de
saisir la portée juridique et économique exacte de ces
clauses, et moins encore, par conséquent, d'en apprécier
la portée politique.

Il est vrai que les accords font l'objet de commen-
taires utiles auxquels le citoyen peut faire appel pour en
comprendre plus aisément le texte. Ces commentaires
sont précieux certes, mais d'une valeur toujours relative,
il faut le dire. En présence de textes aussi techniques,
aussi hermétiques pour le profane, le commentaire sera
tout et c'est en définitive le commentaire que le peuple
votera.

Et pour qui ces accord sont-ils en définitive si im-
portants? Pour les salariés? N'y verront-ils pas le danger
d'une attaque à leur pouvoir d'achat par le truchement
de la TVA, d'une tentative de mettre fin à toutes
améliorations sociales et salariales motivées par la pers-
pective d'une concurrence accrue? Les différences de
développement entre les régions ne vont-elles pas
s'accentuer, en dépit des promesses faites à ce sujet.

Il est du reste intéressant de rappeler ici à ce propos
ce qu'écrivait en 1965 M. Alexandre Hay, directeur de
la Banque nationale: «Le Marché commun européen
obligeant l'industrie Suisse à envisager des concentra-
tions, l'absence relative de grandes industries en Suisse
romande accentuera encore la prépondérance économi-
que de la Suisse alémanique. Les concentrations en effet
se font souvent au profit de la Suisse allemande: Séche-
ron, Zyma, Hispano-Suiza — ou de l'étranger — Matisa,
Vautier, Les Raffineries du Rhône.»

Präsident: Herr Duvanel, Ihre Redezeit ist abgelau-
fen. — Je demande une prolongation de cinq minutes.

Abstimmung — Vote
Für eine Verlängerung der Redezeit 46 Stimmen
Dagegen 36 Stimmen

Duvanel: Les consommateurs? Il ne faut pas s'atten-
dre à voir baisser sensiblement le prix des produits im-
portés dans nos magasins.

Les locataires? L'Europe des grands ensembles, des
entreprises supranationales et des concentrations indus-
trielles sera-t-elle aussi l'Europe des locataires?

Un mot encore, si vous le permettez, au sujet de
l'irrévocabilité de l'accord. Lors de l'entretien télévisé
qu'il a accordé à M. Bouchât, M. le conseiller fédéral
Graber a qualifié cet accord d'irrévocable. Or, nous
l'avons vu, l'accord est dénonçable, chaque année
moyennant l'observation d'un délai de douze mois. A ce
sujet, le message du Conseil fédéral est plus nuancé. Il
nous dit, à la page 107 — je cite —: «Le délai de
dénonciation est de douze mois. Il est vrai que par sa
nature, l'accord a un caractère durable. Il est néanmoins
important, pour un Etat neutre, que soit évitée toute
apparence d'engagement irrévocable et que, comme par
le passé, il soit possible de rétablir le statu quo ante en
cas d'évolutions politiques non prévisibles» (fin de cita-
tion). La contradiction, entre les deux déclarations,
n'est-elle qu'apparente?

La seule question fondamentale qui eût justifié la
clause référendaire: adhésion ou non-adhésion, n'a pas
été posée. Le Conseil fédéral a opté lui-même pour une
formule se situant à mi-chemin entre l'isolement, que
nous ne voulons pas, et l'adhésion qu'appellent de leurs
vœux ceux qui souhaitent construire l'Europe. Or que
propose-t-on au souverain? Choisir entre un accord
commercial ou pas d'accord du tout!

Domaine Public a raison lorsqu'il écrit que cette vo-
tation a un caractère plébiscitaire si évident qu'elle ne
pourra qu'indisposer ceux qui souhaitent comme ceux
qui craignent la construction européenne, sans réussir à
intéresser la masse des gens de moins en moins sensibles
aux arguments commerciaux!

Aux questions déjà posées, j'en ajoute deux, ou plu-
tôt trois, auxquelles je serais heureux que le Conseil
fédéral veuille bien répondre:

— Est-il satisfait des accords de Bruxelles tels qu'ils
sont sortis des négociations?

— Et en quoi consistait exactement cette ampleur à
laquelle il est fait allusion dans la réponse du Conseil
fédéral à la question urgente posée en juin par le con-
seiller national Aider et que j'ai rappelée tout à l'heure.

— La décision du Conseil fédéral d'assortir l'arrêté
concernant les accords de Bruxelles d'une clause réfé-
rendaire me permet de penser qu'il a examiné les consé-
quences d'un rejet éventuel, par le peuple, de cet
accord. Une telle éventualité ne pouvant être écartée, a-
t-il prévu une solution de rechange? Si oui, laquelle?

Müller-Zürich: Die Staatsrechtler sind sich darüber
einig, dass das EWG-Freihandelsabkommen der
Schweiz nach dem Wortlaut von Artikel 89 Absatz 4
der Bundesverfassung weder dem fakultativen noch dem
obligatorischen Referendum unterstellt werden muss
oder kann. Eher wäre eine solche Interpretation des zi-
tierten Bundesverfassungsartikels anlässlich des EFTA-
Beitritts denkbar gewesen, als die Schweiz die Vollmit-
gliedschaft unter Staatsvertrags-Partnern erwarb und
der Vertrag ursprünglich langfristig gedacht war. Da
der Wortlaut von Artikel 89 Absatz 4 verbietet, die
Abkommen mit der Europäischen Gemeinschaft dem
fakultativen Referendum zu unterstellen, weicht der
Bundesrat offenbar auf die Lösung des obligatorischen
Referendums aus. Wenn sich der Bundesrat im vorlie-
genden Falle dennoch das Plazet des Souveräns einho-
len möchte, um sich Décharge erteilen zu lassen, so
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zweifellos aus der gewichtigen, stichhaltigen Ueberle-
gung, dass das Volk in weit unwichtigeren Landesfragen
zur Urne gerufen wird und es nicht verstanden würde,
wenn in dieser zukunftbestimmenden Schicksalsfrage
ihm das Mitbestimmungsrecht verweigert würde. In der
Tat handelt es sich auch nach dem Eingeständnis des
Bundesrates bei unserem EWG-Abkommen um
staatsvertragliche Uebereinkommen von gewaltiger
Tragweite, die wir derzeit noch gar nicht voll ermessen
können. Der Zentralvorstand der Nationalen Aktion hat
darum die Bereitschaftserklärung des Bundesrates zur
Volksabstimmung sofort begrüsst. Wer unbeeinflusst
von den meinungsbildenden Massenmedien Vertragstext
samt Anhängen und Botschaften, die laut Artikel 33 des
Abkommens einen integrierenden Bestandteil desselben
bilden sollen, durchgeht, erkennt, dass es sich um eine
langfristig gedachte, bleibende Institution handelt, die
zwar nicht de jure, aber doch der Sache nach minde-
stens unter den Artikel 89 Absatz 4 der Bundesverfas-
sung zu subsumieren wäre. Die einjährige Kündigungs-
möglichkeit in Artikel 34 des Abkommens ist zwar
theoretisch gewahrt, praktisch aber undurchführbar. Es
wird Jahre dauern, bis sich das Abkommen überhaupt
auf allen Wirtschaftssektoren eingespielt hat und die er-
forderlichen Umstrukturierungen, die für viele Klein-
und Mittelbetriebe mit ihrer Belegschaft Härten bringen
dürften, vorgenommen sind. Der durch das Abkommen
gesicherte Schritt vom nationalen zum kontinentalen
Freihandelszonenmarkt wird noch einige andere Danaer-
geschenke beinhalten. Die intensive supranationale Ver-
flechtung wird derartige Sachzwänge herbeiführen, dass
hieraus nolens volens politische Bindungen sich heraus-
bilden können. Das war doch auch die politische Ziel-
setzung der EWG, und die Entwicklungsklausel im Ab-
kommen selbst bestätigt es. Ich erinnere in diesem Zu-
sammenhang bloss am Rande an unser 1964er Abkom-
men mit Italien, das als vermeintlich harmlose Regelung
der Emigration italienischer Arbeitgeber begann und
heute unser Land in die Abhängigkeit eines angrenzen-
den Nachbarlandes geführt hat. Diesem Abkommen
blieb ebenfalls das fakultative Referendum unseres Vol-
kes versagt, und gerade dieser Umstand beweist deut-
lich, dass unsere Verfassung in diesem Punkte revisions-
bedürftig geworden ist. Im Zuge der Staatenblockbil-
dungen und der internationalen Durchdringung des
westlichen Wirtschaftsblocks sind auf allen möglichen
Gebieten weitere internationale Abkommen zu erwarten,
und bevor dies geschieht, muss unser Verfassungsrecht
so modifiziert werden, dass inskünftig unser Volk mit
seiner Stimme an seiner eigenen Zukunft bei allen
Staatsvcrträgen, die kündbar, aber unbefristet sind, mit-
wirken kann. Darum hat die Nationale Aktion die
Unterschriftensammlung für eine Staatsvertragsinitiative
bereits in die Wege geleitet.

Das vorliegende Abkommen mit der EWG beschnei-
det jedenfalls in der Praxis unsere Souveränitätsrechte.
Auch Zweck und Ziel unseres Staates im Sinne von
Artikel 2 der Bundesverfassung werden dahin erweitert,
dass als neue Aufgabe der Eidgenossenschaft unsere
Mitarbeit am Aufbau Europas zusätzlich stipuliert wird.
Beispiele sollen kurz erläutern, wie das EWG-Abkom-
men bei näherer Betrachtung unsere landeseigenen Be-
fugnisse einschränkt.

Artikel 15 Absatz 2 des Abkommens bestimmt z. B.,
dass auf dem Gebiete der Veterinär-, Gesundheits- und
Pflanzenschutzbestimmungen die Vertragsparteien ihre
eigenen Regelungen nicht diskriminierend anwenden

und davon absehen, neue Massnahmen zu treffen, die
den Warenverkehr unangemessen behindern. Es hat fol-
gende Konsequenzen:

1. Unsere Bundeskompetenz laut Artikel 69bis der
Bundesverfassung wird eingeschränkt. Unsere vorbildli-
che Lebensmittelgesetzgebung wird nach unten nivelliert
und die Möglichkeit, Gesundheit und Wohlbefinden der
Bevölkerung gemäss bisheriger Gesetzgebung beizube-
halten, wird weitgehend aufgehoben. Angesichts der
Entwicklung der Lebensmittelpräparierung, Konservie-
rungsmittel, Pflanzenschutzchemikalien und der hoch-
wirksamen Pesticide im allgemeinen bedeutet die ge-
schilderte Differenz der Vorschriften einen gefährlichen
Spielraum für skrupellose Produzenten und eine künf-
tige Gefahr für die schweizerischen Konsumenten.

2. Unsere Lebensmittelgesetzgebung wird durch das
EWG-Abkommen mindestens partiell tangiert. Bisher
konnten wir gefährliche Waggonladungen mit Salaten,
angereichert mit gesundheitsgefährdetcn Pflanzen-
schutzmitteln, zurückweisen. Wenn sie künftig den
EWG-Normen entsprechen, dürfen wir sie nicht mehr
diskriminieren. Kenner des DDT-Problems und Medi-
ziner warnen vor dieser Gefährdung.

3. Die Einführung schärferer Schutzbestimmungen
gemäss Forschungsergebnissen in der Wirtschaft und
dem Willen unserer Bevölkerung wird unmöglich wer-
den, wenn im EWG-Raum tolerantere Bestimmungen
gelten.

Weitere offene Fragen bilden Artikel 20, 29—32
über die Bildung und Zusammensetzung der gemischten
Kommission und die Geschäftsordnung, insbesondere
Artikel 27 des Abkommens. Mit ändern Worten: Weder
das Parlament noch der Bundesrat können bei Entschei-
dungsfragen von solcher Tragweite allein die Verant-
wortung tragen. Am Ungeheuerlichsten aber lesen sich
das Protokoll der gemischten italienisch-schweizeri-
schen Kommission für das Auswandercrabkommen ita-
lienischer Arbeiter nach der Schweiz vom
luni dieses Jahres und die Anhangerklärungcn zum
EWG-Abkommen hierüber. Da bereitet unsere Landes-
regierung tatsächlich den Totalausvcrkauf unserer
Heimat vor, und zwar um den Preis eben dieses EWG-
Abkommens, das zur Diskussion steht. Es würde zu weit
führen, alle Forderungen der italienischen Unterhändler
und die Versprechungen der schweizerischen Delegation
hier wiederzugeben. Unter dem Titel «Einheit des
EWG-Einheitsmarktes» dürften wir so oder so einem
ungeheuren Einwandererdruck entgegensehen. Dieser
Preis für ein noch so vorteilhaftes Abkommen erscheint
mir sehr hoch, wenn bei solcher Gelegenheit auch die
Anerkennung für die gekonnte Verhandlungsarbcit un-
serer Unterhändler in Brüssel keineswegs geschmälert
werden soll.

Die Simultanverhandlungcn in Rom bezeugen, dass
in Brüssel erst unterzeichnet werden konnte, nachdem
die italienischen Forderungen erfüllt worden waren.

Aus den dargelegten Gründen bitte ich Sie, dem An-
trag des Bundesrates stattzugeben, das Abkommen dem
obligatorischen Referendum zu unterstellen, wobei
dafür gesorgt werden muss, dass eine faire demokrati-
sche Meinungsbildung diesmal mindestens über Radio
und Fernsehen, ohne erneute Parteinahme seitens der
Fernsehsprecher, endlich ermöglicht wird. Nur so kann
die Volksabstimmung über das Abkommen ein wahres
Bild der Volksmeinung ergeben und die schweigende
Mehrheit an die Urnen bringen.
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Mit den angebrachten Vorbehalten kann ich mich
nur unter schwersten Bedenken zum Eintreten auf
die Vorlage bereit erklären.

Wüthrich: Ich möchte mich in dieser Debatte ganz
kurz zu drei Sachgebieten, die mit dem Abkommen in
Zusammenhang stehen, äussern und am Schluss dem
Bundesrat einige Fragen stellen:

1. Zur Bewertung des Abkommens, 2. zur Volksab-
stimmung und 3. zum politischen Zusammenhang mit
dem Ausländerproblem.

Zum Punkt 1: Ich schliesse mich gerne und
vorbehaltlos den anerkennenden Worten unserer
Berichterstatter an die Adresse unserer Unter-
händler in Brüssel an. Diese haben in der Tat einen
Freihandelsvertrag zustande gebracht, der unsern
schweizerischen Verhältnissen und unsern schweizeri-
schen Möglichkeiten angemessen Rechnung trägt. Der
Vertrag enthält keine Harmonisierungsverpflichtungen
und beeinträchtigt infolgedessen unser innenpolitisches
Staatsgefüge in keiner Weise. Er respektiert unsere
direkte Demokratie und die Neutralität. Der Vertrag
dürfte zwar vermutlich die Strukturveränderungen in
der Richtung der Spezialisierung in unserer Wirtschaft
beschleunigen. Es ist auch nicht ausgeschlossen, dass
das Abkommen Konkurrenzverschiebungen im eigenen
Lande zwischen Binnen- und Exportwirtschaft, nament-
lich auf dem Arbeitsmarkt, zur Folge haben könnte.
Darüber kann ich Herrn Kollega Schmid-St. Gallen
beruhigen, indem ich feststellen darf, dass zurzeit bereits
Besprechungen zwischen den Partnern über Richtlinien
betreffend Massnahmen bei strukturbedingten Betriebs-
schliessungen stattfinden. Solche möglichen Auswirkun-
gen werden jedoch meines Erachtens besser verkraftet
werden können als die Gefahr einer handelspolitischen
Isolierung, wenn wir abseits stehen würden. Der Schwei-
zerische Gewerkschaftsbund hat denn auch nie ein Hehl
daraus gemacht, dass er sich positiv zur wirtschaftlichen
Zusammenarbeit mit der Europäischen Gemeinschaft
einstellt.

Zu Punkt 2, Volksabstimmung, ganz kurz: Der
Bundesrat erklärt in seinen Richtlinien zur Regierungs-
politik, dass er gedenke, den eidgenössischen Räten zu
beantragen, den Freihandelsvertrag dem Referendum zu
unterstellen. Er hat nun mit überzeugenden Argumenten
diesen Beschluss gefasst. Ich verweise auf die Botschaft
und insbesondere auf die Darlegungen des Bundesrates
in der Aussenwirtschaftskommission. Eine Abkehr von
diesem Versprechen würde meines Erachtens die Glaub-
würdigkeit des Bundesrates sehr in Frage stellen. Es
besteht übrigens auch gar kein Grund für uns, weniger
demokratisch zu sein als der Bundesrat selbst.

Nun zu Punkt 3, zum Ausländerproblem: Es ist
unbestritten, dass das Ausländerproblem nicht in einem
direkten Zusammenhang mit dem Freihandelsabkom-
men steht. Wie die Botschaft auf Seite 101 sagt, bildete
es aber schon Gegenstand der Eröffnungserklärung vom
10. November 1970 in Brüssel. Die Schweiz war in der
Folge bestrebt, bis zum Abschluss der Brüsseler Ver-
handlungen mit der italienischen Regierung über den
Status der italienischen Arbeitskräfte in der Schweiz ein
Arrangement zu treffen. Das ist ihr gelungen, so dass
dieser Punkt nicht mehr Gegenstand des Freihandelsver-
trages war, oder, anders ausgedrückt, die italienische
Delegation keinen Grund mehr für ein Veto hatte. So
gesehen könnte man annehmen, diese Frage sei erledigt.

Nationalrat — Conseil national 1972

Das wäre zweifelsohne auch der Fall, wenn das Abkom-
men nicht noch über die politische Bühne, d. h. durch
die Volksabstimmung müsste.

Der Bundesrat könnte einen wesentlichen Beitrag
zur Beruhigung leisten, wenn er vor der Volksabstim-
mung den Bundesratsbeschluss über die Begrenzung der
Zahl der erwerbstätigen Ausländer an das neue italie-
nisch-schweizerische Protokoll anpassen würde. Ich sage
das nicht, wie mir in der Kommission vorgeworfen
wurde, um den Bundesrat zu erpressen, sondern aus der
Sorge um das Schicksal des Abkommens. Diese Sorge ist
heute noch grösser, nachdem, wie Sie wissen, auch die
Vereinigung Schweizerischer Angestellten-Organisatio-
nen den gleichen Wunsch wie der Schweizerische Ge-
werkschaftsbund an den Bundesrat gestellt hat.

Zum allermindesten sollte der Bundesrat auch im
Plenum die Erklärungen, die er auf meine Intervention
in der Kommission gemacht hat, wiederholen. Diese
waren präzis und verbindlich. Sie lauteten nach meinen
Notizen: 1. Ob das Abkommen angenommen werde
oder nicht, der Bundesrat werde an seiner Ausländerpo-
litik nichts ändern; 2. die bundesrätlichen Richtlinien
der Regierungspolitik über die Fremdarbeiter gelten; der
Bundesrat sei bereit, diese Erklärung wo immer es sei zu
wiederholen; 3. der Bundesrat werde nicht Beschluss
fassen über die Begrenzung der Zahl der erwerbstätigen
Ausländer ohne vorangehende Besprechung mit den
Wirtschafts- und Sozialpartnern.

Darf ich Herrn Bundesrat Brugger bitten, diese
Erklärungen auch hier vor dem Plenum des Rates
abzugeben? Ich betone nochmals, dass dies weder eine
Pression noch eine Drohung ist, sondern ganz einfach
eine politische Notwendigkeit. Die Stellung des Gewerk-
schaftsbundes und die Stellung der Vereinigung Schwei-
zerischer Angestellten-Organisationen würde durch eine
solche Erklärung sehr erleichtert.

M. Tissières: Fruits de négociations longues, ardues,
difficiles, les accords, dont nous pouvons espérer de
grands avantages pour notre économie, pour notre indus-
trie, ont été paraphés et approuvés par le Conseil
fédéral. Les Chambres sont aujourd'hui appelées à les
ratifier conformément aux compétences, selon certains
conformément aux prérogatives que leur confère l'arti-
cle 85 de la constitution fédérale.

Je tiens à adresser mes compliments au Conseil
fédéral, à remercier MM. Brugger et Graber, conseillers
fédéraux, à féliciter aussi nos distingués et habiles
négociateurs, MM. les ambassadeurs Jolies, Languetin et
Wurt. Les délais prévus ont été tenus. Aucun volet
agricole ne nous a été imposé, ce que je considère
comme essentiel en ma qualité de représentant de
régions rurales. Nous n'avons été contraints de souscrire
à aucune clause politique. Elles eussent été dangereuses
pour l'avenir de la Confédération. Contrairement aux
affirmations de notre honorable collègue, M. Schwar-
zenbach, affirmations qui tiennent du reste davantage
du roman-feuilleton que de la réalité, aucune clause,
aucune promesse prévoyant immédiatement ou à terme
une libre circulation de la main-d'œuvre étrangère n'a
été prévue dans les accords ou dans leurs annexes.

Notre structure politique, notre démocratie directe,
notre neutralité, notre fédéralisme n'ont pas été mis en
cause.

Cependant je me dois de relever les craintes des
milieux agricoles de ma région. Je partage les soucis de
MM. Hagmann, Fischer-Weinfelden et Junod. Les pay-
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sans croient toujours que l'augmentation des exporta-
tions de nos produits industriels, qui sera la conséquence
des accords, aura pour corollaire une importation plus
massive encore, si c'est possible, de produits du sol. Or
l'agriculture est déjà gravement menacée. Le jour où elle
aura disparu, un équilibre millénaire sera rompu. Notre
pays changera de structure, changera de visage. Je vous
demande donc, Monsieur le conseiller fédéral, de bien
vouloir rassurer formellement nos paysans de plaine et
de montagne par une déclaration sans équivoque selon
laquelle la politique agraire de la Confédération ne sera
pas modifiée par ces accords. Alors, les paysans, le
peuple, pourront voter avec conviction les accords qui
leur seront soumis. Sans eux, notre pays mourrait
étouffé au centre de l'Europe. Ces accords ouvrent la
porte à une collaboration commerciale, économique,
industrielle, avec les Dix, prélude, je le souhaite, con-
trairement à M. Vincent, à d'autres collaborations,
pourvu qu'elles sauvegardent des intérêts, des valeurs
que nous considérons comme essentiels.

Avant la séance de la commission du commerce
extérieur au cours de laquelle nous avons discuté de la
proposition du Conseil fédéral de soumettre l'arrêté au
référendum, j'étais opposé à ce dernier. Je me ralliais
alors aux arguments du professeur Schindler. Le Conseil
fédéral n'avait-il pas déclaré en effet en 1960, lors de
notre entrée à l'AELE, et cette déclaration est publiée
dans la Feuille fédérale, page 877: «Ce sont des considé-
rations tenant à notre Etat de droit qui interdisent qu'un
organe qui tient ses compétences de la constitution les
abandonne selon son bon plaisir.» Certes, il y avait le
précédent de 1920. La raison ne me paraissait pas
suffisante. J'estimais avant la séance de la commission
du commerce extérieur ne pas pouvoir admettre le
référendum parce qu'il ne me semblait pas fondé en
droit; parce qu'il me paraissait contraire à notre ordre
juridique; parce que les arguments exprimés dans le
message étaient, sinon contradictoires, du moins nulle-
ment convaincants; parce que les accord ne touchaient
pas à notre système constitutionnel; parce que je me
refuserai toujours à faire passer l'opportunité avant le
droit; parce que je ne peux pas admettre la pratique du
référendum plébiscitaire; parce que le parlement, le
gouvernement, ont accepté des compétences, des préro-
gatives qui leur ont été données par le peuple et qu'ils
ne peuvent pas s'y soustraire; parce que je considérais ce
référendum obligatoire comme un précédent inoppor-
tun, redoutable et dangereux, suceptible de compro-
mettre un jour le fonctionnement normal de nos institu-
tions.

A tout prendre, compte tenu des déclarations selon
lesquelles les accords ouvraient la porte à une liaison
durable avec l'Europe, j'aurais préféré une modification
de l'interprétation de l'article 89,' 4e alinéa, de la
constitution fédérale et le référendum facultatif. Cepen-
dant, j'ai été ébranlé par les explications qui nous ont
été données à la commission par M. l'ambassadeur
Bindschedler. J'ai pris l'avis d'autres spécialistes, je me
suis entretenu de ces problèmes avec M. le professeur
Jean-François Aubert, notre collègue, j'ai consulté son
traité de droit constitutionnel. J'ai ainsi modifié mon
point de vue et j'ai admis qu'une législation constitu-
tionnelle, qu'un additif constitutionnel n'est nullement
contraire à notre ordre juridique. Par ailleurs, je recon-
nais volontiers l'opportunité d'une consultation du peu-
ple et des cantons. C'est pourquoi je me rallie, sans
grand enthousiasme, au référendum prévu à l'article 2

de l'arrêté. Pour conclure, une fois n'est pas coutume, je
rejoins volontiers M. Vincent. Moi aussi, à l'Europe des
affaires, je préférerais et j'émets le vœu que se crée un
jour l'Europe des patries, l'Europe des nations, l'Europe
de l'esprit et l'Europe de la paix.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 13.05 Uhr
La séance est levée à 13 h 05



Schweizerisches Bundesarchiv, Digitale Amtsdruckschriften

Archives fédérales suisses, Publications officielles numérisées

Archivio federale svizzero, Pubblicazioni ufficiali digitali

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft. Freihandelsabkommen

Communauté économique européenne. Accord de libre-échange

In Amtliches Bulletin der Bundesversammlung
Dans Bulletin officiel de l'Assemblée fédérale
In Bollettino ufficiale dell'Assemblea federale

Jahr 1972
Année

Anno

Band IV
Volume

Volume

Session Herbstsession
Session Session d'automne
Sessione Sessione autunnale

Rat Nationalrat
Conseil Conseil national
Consiglio Consiglio nazionale

Sitzung 03
Séance

Seduta

Geschäftsnummer 11323
Numéro d'objet

Numero dell'oggetto

Datum 20.09.1972 - 08:00
Date

Data

Seite 1434-1464
Page

Pagina

Ref. No 20 001 296

Dieses Dokument wurde digitalisiert durch den Dienst für das Amtliche Bulletin der Bundesversammlung.

Ce document a été numérisé par le Service du Bulletin officiel de l'Assemblée fédérale.

Questo documento è stato digitalizzato dal Servizio del Bollettino ufficiale dell'Assemblea federale.



2.1. September 1972 1465 Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

#ST# Vierte Sitzung — Quatrième séance

Donnerstag, 21. September 1972, Vormittag
Jeudi 21 septembre 1972, matin

8.00h

Vorsitz — Présidence: Herr Vontobel

11323. Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft. Freihandelsabkommen

Communauté économique européenne.
Accord de libre-échange

Fortsetzung — Suite
Siehe Seite 1434 hiervor — Voir page 1434 ci-devant

Präsident: Zum Eintreten sind noch 15 Redner
eingeschrieben. Ich beantrage Ihnen, die Rednerliste zu
schliessen. (Zustimmung — Adhésion.)

Schwarzenbach: Dem abgewogenen Votum unseres
Fraktionssprechers haben Sie, Herr Bundesrat, wohl mit
Genugtuung entnommen, dass dem Freihandelsabkom-
men aus dem Schosse der republikanischen Fraktion
nicht der befürchtete Widerstand erwächst. Wir qualifi-
zieren mit der grossen Mehrheit dieses Rates den Ver-
trag mit Brüssel sowohl als gute Leistung diplomatischer
und wirtschaftlicher Verhandlungskunst wie als eindeu-
tige Bekundung zur Wahrung unserer innen- und aus-
senpolitischen Entscheidungsfreiheit. Freilich bedurfte
es zur überzeugten Vertretung des heutigen Standpunk-
tes nebst der behördlichen Information gegenüber der
Oeffentlichkeit und den zahlreichen Hearings in der
Aussenwirtschaftskommission noch eines weiteren, per-
sönlichen Vorstosses, den Sie, Herr Bundesrat, im vorge-
strigen Fernsehinterview zurückhaltend als «Politik» zu
bezeichnen beliebten, während ich in der uns vertrauten
militärischen Terminologie lieber von «bewaffneter Auf-
klärung» sprechen würde.

Nur ein Argloser, ein Vertrauensseliger, ein politi-
scher «Parsifal» vermag bei einem mit politischen Schat-
tierungen durchwirkten Freihandelsabkommen zwischen
der Schweiz und den Europäischen Gemeinschaften das
Vorhandensein von Vertragsklauseln, die nicht veröf-
fentlicht werden dürfen, von vorneherein als Ding der
Unmöglichkeit auszuschliessen. Zugegeben, solche Klau-
seln und ergänzenden Protokolle wären unschön, würden
den Grundsätzen von Sauberkeit und Ehrlichkeit nicht
entsprechen, wären aber auf dem «diplomatischen
Kriegsschauplatz» Brüssel, wo viele Fäden hinter den
Kulissen gesponnen werden, und auch nach den neuesten
Gepflogenheiten schweizerischer Aussenpolitik zum min-
desten denkbar und vorstellbar. — Nicht alles liegt
heute so klar und so offen auf der Hand, als dass alle
Staatsverträge in ihrer ganzen Tragweite dem Volk auf
dem Präsentierteller dargeboten werden könnten. Das
Vertragswerk von Brüssel beispielsweise enthält einen
Passus, der, als blosser Anhang bewertet, sich, von der
Sonnenseite angestrahlt, wie eine liebenswürdige Bedeu-

tungslosigkeit einer bloss schweizerischen Absichtserklä-
rung ausnimmt, von der Schattenseite dagegen eher das
Gesicht einer durch massive italienische Pressionen ver-
narbten Kraterlandschaft zeigt.

Auch Entwicklungsklauseln sind, je nachdem, unver-
bindliche Absichtserklärungen oder ausgesteckte Bauge-
spanne, für die irgendwo versteckt in den Schubladen
der fixfertige Plan vorliegt. Um solche Ueberlegungen
in der heutigen Zeit als abwegig zu bezeichnen, müsste
man den Geschichtsunterricht an den Schulen abschaf-
fen, dem Bürger das Lesen von Büchern und vor allem
von Zeitungen und das Mithören von Radio und Fernse-
hen verbieten; und selbst dann — ja, vielleicht erst dann
— bliebe der gesunde Menschenverstand und beim
verantwortungsbewussten Politiker immerhin der Wille
nach Klarheit.

Gerüchte, zu welchem Zweck auch immer von Brüs-
sel ausgestreut, Gerüchte, die durch ihre Präzisierung
schon eher die Qualität von Nachrichten erreichten,
deren Ernsthaftigkeit und Wahrhaftigkeit verbindlich
bekräftigt wurden und die schlimmstenfalls der Brüsse-
ler Phantasie, nicht aber meinem phantasiearmen Ge-
hirn entspringen, wie Herr Kollega Hubacher aus einem
verständlichen Analogiekurzschluss meinte, veranlassten
mich, an Herrn Dr. Eckenstein einige präzise Fragen zu
stellen, Fragen nach dem Vorhandensein von Geheim-
klauseln und nach dem Gewicht des Anhangs über die
Arbeitskräfte; Fragen, die durch Schärfe und Gewicht
nach einer klärenden Antwort des Bundesrates rufen
mussten. Diese Antwort ist vierfach erfolgt: durch Sie,
Herr Bundesrat, in einer Besprechung, durch ein Com-
muniqué des Bundeskanzlers, durch Herrn Botschafter
Jolies und durch einen ausführlichen Kommentar von
Herrn Dr. Eckenstein. Meine Politik der «bewaffneten
Aufklärung» hat ihren Zweck voll und ganz erreicht
und zu einem positiven Ergebnis geführt, für das ich
Ihnen, Herr Bundesrat, danke. Vierfach ist heute in aller
Oeffentlichkeit bestätigt, dass ausserhalb des vorgelegten
Vertragswerkes keine unveröffentlichten Klauseln und
Ergänzungen bestehen und dass — worauf ich besonde-
ren Wert lege — der Anhang über die Arbeitskräfte für
die schweizerischen Entscheidungen in keiner Weise
bindend und verpflichtend ist, weil dieser Anhang nicht
integrierender Bestandteil des Vertragswerkes ist und
somit weder dem Parlament noch dem Volk zur Geneh-
migung unterbreitet werden kann und muss. Der Bun-
desrat wird sich daher bei einer kommenden Neurege-
lung seiner heutigen Stabilisierungspolitik niemals auf
eingegangene Verpflichtungen gegenüber der EWG be-
rufen können. Die bange Frage, ob die Vertragspartner
diesen Anhang ebenfalls als blosse Absichtserklärung
qualifizieren, braucht uns daher in Zukunft nicht länger
zu beschäftigen. Fazit: Das Freihandelsabkommen ent-
hält keine weiteren Klauseln und legt unserem Land in
der Regelung der Fremdarbeiterfrage keine Verpflich-
tungen auf.

Wenn Sie sich, sehr verehrter Herr Bundesrat, mit
meinen Schlussfolgerungen ohne Vorbehalt einverstan-
den erklären können, wird die Schweizerische Republika-
nische Bewegung bei einer Volksabstimmung mit gröss-
ter Wahrscheinlichkeit die Ja-Parole oder allenfalls
Stimmfreigabe für das Freihandelsabkommen ausgeben.
Ich sage: mit grösster Wahrscheinlichkeit, weil der
Beschluss der Delegiertenversammlung noch bevorsteht.
—• Ich persönlich trage wegen meines Vorstosses gerne
für eine geraume Weile das neue Attribut eines «Zür-
cher Barzels» und danke in aller Form für die zusätzli-
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ehe Mehrarbeit, die ich Ihnen, Herr Bundesrat, dem
Herrn Bundeskanzler und Ihrem Pressechef allenfalls
mit meiner Politik bereitet habe.

Röthlin: Wie viele meiner Vorredner vom Mitt-
woch stehe ich positiv zum Freihandelsvertrag mit der
EWG. Gestatten Sie mir jedoch einige kritische Bemer-
kungen, die indirekt mit dem Abkommen im Zusam-
menhang stehen. Vorerst jedoch danke ich für die
erfolgreiche Arbeit unserer Delegation, mit Botschafter
Jolies an der Spitze, sowie für den aktiven Einsatz
unseres Volkswirtschaftsdepartementes.

Durch die Genehmigung des Abkommens treten wir
in Wettbewerb mit 300 Millionen Europäern. Dieser
europäische Wettbewerb stellt an unsere gesamte Wirt-
schaft grosse Anforderungen, denn das Armbrustzeichen
allein bringt uns keine vermehrten Exportaufträge, son-
dern nur unsere Leistungsfähigkeit auf hoher Qualitäts-
stufe. Auf das Problem der Volksabstimmung über
dieses Abkommen möchte ich nicht näher eintreten.
Nachdem uns der Bundesrat — nach meiner Meinung
— durch allzu frühe Stellungnahmen in eine Sackgasse
geführt hat, wird trotz fehlender Verfassungsbestim-
mungen eine Volksbefragung kaum zu umgehen sein.
Die unbeantwortete Frage des Diskussionsleiters in der
Fernsehsendung «Tatsachen und Meinungen», ich
zitiere: «Kann das Parlament Verantwortung delegie-
ren?», trifft nach meiner Meinung den Kern des Pro-
blems. Viel wichtiger scheint mir jedoch ein volkswirt-
schaftliches Problem, nämlich die Auswirkung des Frei-
handelsvertrages auf unsere Bergregionen. 90 Prozent der
vom Abkommen erfassten Erzeugnisse sind industrielle
Produkte. Die Zollsenkungen werden sich deshalb in
erster Linie auf eine weitere blühende Entwicklung der
Industriegebiete unseres Landes auswirken, was wir
sicher begrüssen. Der Sog aus den Bergregionen in die
Industrieagglomerationen wird jedoch dadurch noch
grösser. Wieder einmal profitieren nicht die Berggebiete
von dieser wirtschaftlichen Entwicklung. Dieser Situa-
tion müssen wir solidarisch, ganz im umfassenden Sinne
von Artikel l des Abkommens, entgegenwirken, ich
zitiere: «Die Verbessserung der Lebens- und der Be-
schäftigungsbedingungen in der Schweiz» — und damit
ist doch sicher das ganze Land gemeint — «und in der
Gemeinschaft zu fördern».

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf eine Bemer-
kung von Herrn Kollega Schmid-St. Gallen betreffs
möglichen Liquidationen von Betrieben infolge grösse-
ren Konkurrenzdruckes aus dem EWG-Raum entgeg-
nen: Es ist sicher Pflicht der Verantwortlichen, unter
anderem Investitionen zukunftsgerichtet vorzunehmen,
damit ihre Betriebe rationell arbeiten und überleben
können. Dazu gehört natürlich auch eine positive Ein-
stellung der Arbeitnehmerschaft zum Unternehmen. Es
kann sicher nicht Aufgabe des Staates sein, eventuelle
Abgangsentschädigungen für zu entlassende Arbeitneh-
mer bereitzustellen, wie man aus Ihrer Frage, Herr
Schmid, hätte entnehmen können.

Zurück zu unserem Problem. Um den aufwendigen
infrastrukturellen Aufgaben in den Berggebieten nach-
zukommen, ist ein Aufschwung der gesamten Volkswirt-
schaft in diesen Regionen dringende Notwendigkeit. Ich
danke dem hohen Bundesrat, dass in dieser Richtung
mit der Vernehm lassung des Bundesgesetzes über Inve-
stitionshilfe für Berggebiete ein erster Schritt gemacht
wurde. Dieses Gesetz kann sich segensreich auswirken,
wenn sich alle betroffenen Regionen auf ihre volkswirt-

schaftlichen Aufgaben besinnen und zukunftsweisende
Leitbilder erarbeiten. Erfreulicherweise sind in einigen
Bergregionen positive Kräfte bereits am Werk. Davon
zeugen verschiedene PR-Aktionen wie zum Beispiel
«Obsi Obwalden», «Nidwaiden, Dein Arbeitsplatz» und
die kürzlich gestartete Aktion «Schwyz-Schwciz». In der
Botschaft des Bundesrates lesen wir, das Abkommen
werde für uns eine zusätzliche Veranlassung bilden,
geeignete Massnahmen zur Sicherstellung eines gleichgc-
wichtigen Wachstums und namentlich zur Förderung
der wirtschaftlich schwächeren Regionen unseres Lan-
des zu ergreifen. Ich rechne zuversichtlich mit einer
raschen Verwirklichung dieses Postulates und möchte
folgende Fragen an Herrn Bundesrat Bruggcr richten:
Bis wann soll das Bundesgesetz über Invcstitionshilfe für
Berggebiete in Kraft treten? Bis wann ist das Gutachten
Kommission Stocker zu erwarten? Die dritte Frage ist
gleichlautend, wie sie Herr Kollega Fischcr-Weinfclden
gestellt hat: Welche weiteren Massnahmen zur Sichcrstel-
lung eines gleichgewichtigen Wachstums zur Förderung
der schwächeren Regionen — nebst der Raumplanung
— stellt Ihr Departement in Aussicht? In diesem Zu-
sammenhang verweise ich auf Artikel 31bis der Bundcs-
verfassung.

Viertens: Sind Sie nicht auch der Ansicht, dass der
im Juli bestellten Kommission für regionale Wirtschafts-
förderung zu viele Theoretiker und zu wenig Praktiker
angehören?

Fünfte und letzte Frage: Wie wird sich die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit innerhalb der Rcst-EFTA-
Staaten weiter entwickeln?

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und
empfehle Ihnen, das Abkommen mit der EWG zu
genehmigen.

Riiegg: Die Abkommen mit den Europäischen Ge-
meinschaften sind ein bescheidener Schritt in Richtung
Europa. Sie sind aber unserem kleinen Industriestaat,
der sich seit jeher um Fortschritt in der Liberalisierung
des Welthandels bemüht hat und der gleichzeitig
peinlich darauf bedacht war, seine Neutralität und
Souveränität zu wahren, angemessen. Wenn auch ver-
schiedene Faktoren das Zustandekommen des Frcihan-
delsabkommens begünstigt haben, so ist doch unserer
Delegation Dank und Anerkennung auszudrücken für
ihre hervorragende Arbeit, die sie in Brüssel geleistet
hat. Sicher hat der Umstand, dass unser Land über eine
blühende Wirtschaft verfügt und dass wir somit ein
interessanter Handelspartner der EWG sind, zu diesem
günstigen Resultat beigetragen. Dies darf man vielleicht
in aller Bescheidenheit einmal feststellen, wenn das auch
heute viele nicht sehen wollen.

Unsere Wirtschaft — und das müssen wir klar sehen
— wird aus diesem Abkommen nicht kurzfristig Erfolge
buchen können und der sich in Raten vollziehende
Zollabbau der bereits im Rahmen der Kennedy-Runde
reduzierten Zölle wird unsere Exportindustric nicht
anheizen. Wenn die Industriellen aller Branchen diesen
Schritt vorbehaltlos bejahen, so tun sie dies aus der
Ueberzeugung heraus, dass eine handelspolitische Isolie-
rung langfristig die wirtschaftliche Entwicklung und
damit den Wohlstand unseres Landes gefährden müsste.
Das Abkommen bildet keine Konzession an unsere
Exportindustric oder an die grosscn Unternehmungen
unseres Landes, sondern es schafft die Voraussetzungen
für unsere gesamte Wirtschaft, am grosscn europäischen
Markt teilzunehmen.



21. September 1972 1467 Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

Welche Branchen und Betriebe langfristig Nutzen
ziehen werden, kann heute niemand abschliessend beur-
teilen. Ich bin der Meinung, dass das Abkommen all
jenen Unternehmungen Nutzen bringen wird, die bereit
sind, die Herausforderung eines grösseren Marktes anzu-
nehmen, die flexibel und anpassungsfähig sind. Es wer-
den also Qualifikationen verlangt, die nicht nur grossen,
sondern auch mittleren und kleineren Unternehmungen
eigen sind; Herr Botschafter Jolies hat in der Kommis-
sion mit Recht darauf hingewiesen, dass die Erfahrun-
gen in der EWG gezeigt hätten, dass kleinere und
mittlere Unternehmungen auch in einem grossen Markt-
raum gute Entwicklungsmöglichkeiten hätten. Es wird
also auch künftig auf die Leistungsfähigkeit und nicht
auf die Grosse eines Unternehmens ankommen, denn
Grosse allein ist doch ein recht bescheidenes Merkmal.

Es war nicht selbstverständlich, und es verdient
deshalb besonders unterstrichen zu werden, dass es
gelungen ist, unser grossies Sorgenkind, die Fremdar-
beiterpolitik, aus dem Abkommen auszuklammern. Ich
konnte deshalb nicht recht verstehen, dass in Kreisen
des Gewerkschaftsbundes versucht wurde, die beiden
Fragen «Freihandelsvertrag» und «Künftige Fremdar-
beiterpolitik» zu verquicken, nachdem eindeutig fest-
steht, dass die Lösung des Fremdarbeiterproblems wei-
terhin Gegenstand autonomer schweizerischer Politik
bleibt. Es geht hier nicht um ein Zug-um-Zug-Geschäft,
wie so schön gesagt wurde, bei welchem die Wirtschaft
für das Zustandekommen des Freihandelsabkommens
einen Preis in Form einer künftigen Fremdarbeiterpoli-
tik nach den Vorstellungen einer bestimmten Gruppe zu
leisten hätte. Nachdem es in Brüssel gelungen ist, diese
beiden Probleme sauber zu trennen, sollten wir uns
davor hüten, sie nun innenpolitisch als Handelsobjekte
zu verwenden.

Ich freue mich, dass Herr Kollega Wüthrich in der
gestrigen Debatte erklärt hat, dass er den Bundesrat
nicht unter Druck setzen möchte — denn ein Neuüber-
denken unserer Fremdarbeiterpolitik braucht tatsächlich
Zeit —, und dass er bereit ist, dem Bundesrat diese Zeit
einzuräumen, ist wichtig.

Ein im Rahmen dieses Abkommens wohl zweitrangi-
ges, aber für einen bedeutenden Industriezweig sehr
wichtiges Problem ist in den Kommissionsverhandlun-
gen sehr eingehend diskutiert worden. Es handelt sich
um die aus kriegswirtschaftlichen Gründen notwendige
Erhaltung einer minimalen Walzkapazität für unsere
eisenschaffende Industrie. Ich bin Herrn Bundesrat
Brugger dankbar für seine Bereitschaft, die in der
Botschaft erwähnte minimale Walzkapazität genauer zu
definieren, um den Werken zu ermöglichen, ihre künfti-
ge Investitionspolitik entsprechend einzurichten. Ich bin
ihm auch dankbar für die in der Kommission abgegebe-
ne Erklärung, die noch fehlenden rechtlichen Grundla-
gen zu schaffen, um die nötigen Schutzmassnahmen in
Kraft setzen zu können, falls dies einmal notwendig
werden sollte.

Hofer-Bern: Wie Herr Etter ankündigte, hat die
Fraktion der SVP mich beauftragt, einige Bemer-
kungen aussenpolitischer und sicherheitspolitischer Na-
tur zu machen.

Mit gewissem Recht ist bemerkt worden, dass die
Botschaft des Bundesrates an einem Grundwiderspruch
leidet, und zwar insofern, als einerseits dargelegt wird,
dass sich an unserer Aussenpolitik nichts ändere — im

Unterschied etwa zum Beitritt zum Völkerbund vor 50
Jahren —, und anderseits betont wird, dass die Wirkun-
gen — vor allem die langfristigen — über einen reinen
Handelsvertrag hinausgingen. Das kommt ja etwa darin
zum Ausdruck, dass die Botschaft allein in der Einlei-
tung dreimal hintereinander von der Dauerhaftigkeit
dieses neu begründeten Verhältnisses zu Europa spricht.
Nur nebenbei sei gesagt, dass die Frage der Dauerhaftig-
keit unseres Verhältnisses zu Europa natürlich nicht nur
von uns oder auch nur vorwiegend von uns abhängt. Es
sollte nicht übersehen werden, dass in manchen Staaten
der Zehn, besonders bei unseren grossen Nachbarn,
noch allerlei Elemente der Instabilität enthalten sind,
von denen niemand sagen kann, wie sie sich in den
kommenden Jahren auswirken werden. Darüber kann
auch die Beschwörung der Irreversibilität nicht hinweg-
täuschen.

Entscheidend scheint mir nun aber für die Beurtei-
lung unserer Position zu sein, dass dieses Uebereinkom-
men erreicht wurde, ohne dass Abstriche an unserer
traditionellen Neutralitätspolitik gemacht werden muss-
ten. Denn ganz im Gegenteil: Das Abkommen stellt in
gewisser Weise eine Bestätigung dieser Politik dar. Das
ist keineswegs selbstverständlich, wie hier schon ver-
schiedentlich betont wurde. Jahrelang sind nämlich die
Dinge von gewissen Leuten so dargestellt worden, als ob
ein befriedigendes Uebereinkommen mit den Europä-
ischen Gemeinschaften nur unter teilweiser oder gar
totaler Preisgabe der Neutralität möglich sei. Es ist gar
noch nicht so lange her, dass ein Herr Hallstein vom
«Anachronismus» der Neutralität und ein Herr Dahren-
dorf etwas süffisant von den «an sich sympathischen
Eigenschaften» unseres Staatswesens gesprochen hat.
Solche Pläne haben seinerzeit allerlei Resonanz in ge-
wissen Kreisen auch bei uns in der Schweiz gefunden.
Wir erinnern uns an manche Debatte hier in diesem
Haus in den sechziger Jahren, wo es keineswegs so
dankbar war, die traditionelle Neutralitätspolitik zu
verteidigen und an ihre Entwicklungsfähigkeit zu glau-
ben. Es galt damals als fortschrittlich bei gewissen
Leuten, Neutralität als Ballast über Bord zu werfen, um
das schweizerische Staatsschiff angeblich für seine Fahrt
in den europäischen Hafen flott zu machen. Wir möch-
ten hier in aller Form feststellen, dass diejenigen durch
die Ereignisse gerechtfertigt worden sind, die an den
bewährten Grundsätzen dieser Neutralitätspolitik unter
allen Umständen festhalten wollen. Diese Standfestig-
keit ist schliesslich honoriert worden. Wir sagen das
nicht aus Rechthaberei, sondern um aus der Vergangen-
heit auch für die Zukunft zu lernen, wobei ich dahinge-
stellt lassen möchte, ob man dabei, um ein Wort Jacob
Burckhardts abzuwandeln, «klug für ein andermal oder
weise für immer» werden will.

Wenn der Bundesrat in der Botschaft schreibt, dass
der Vertrag sogar eine Anerkennung unserer traditionel-
len Aussenpolitik darstelle, so braucht er dabei wohl
nicht zufällig Worte, die an die berühmte Formel von
1815 erinnern, wonach die schweizerische Neutralität im
Interesse der Politik Europas liege. Dies stellt zweifellos
eine ganz entscheidende Wendung in der Haltung der
Europäischen Gemeinschaften dar, die natürlich nicht
nur durch die Ueberzeugungskraft unserer Argumente
herbeigeführt worden ist, sondern auch durch den Wan-
del der weltpolitischen Umstände.

Immerhin möchte ich in diesem Zusammenhang die
unermüdliche Aufklärungsarbeit erwähnen, die durch
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die schweizerischen Delegierten im Europarat im Ver-
laufe von 10 Jahren in dieser Richtung geleistet worden
ist.

Wenn von Europa die Rede ist, dann taucht unwei-
gerlich die Frage auf, um welches Europa es sich denn
handle, bei dessen Aufbau wir da mitwirken. Diese
Frage ist von mehreren Herren gestellt worden. Natür-
lich ist weder das Europa der 10 noch das Europa der
.16 das ganze Europa. Der hier schon mehrfach zitierte
Mettermeli hat seinerzeit die italienische Einigungsbe-
wegung mit dem Wort abzutun versucht, Italien sei ein
geographischer Begriff. Für Europa gilt das genaue
Gegenteil. Europa ist kein geographischer Begriff, son-
dern ein historischer oder ein kultureller und vielleicht
auch ein politischer. Von der Geographie her kann
Europa nicht erfasst werden. Man hat sogar gesagt,
Europa sei ein Vorgebirge Asiens, geographisch gesehen.
Seine Ostgrenzen verlieren sich irgendwo in den Weiten
Russlands.

Der Vertreter der PdA hat gestern von «petite
Europe» und «grande Europe» gesprochen. Mit Interes-
se habe ich festgestellt, wie sich der Sprecher der PdA
für nationale Souveränität, Unabhängigkeit und Neutra-
lität der Schweiz vehement eingesetzt hat. Bei näherem
Zusehen hat er aber von der Notwendigkeit einer Ver-
teidigung dieser Werte ausdrücklich nur gegenüber dem
«petite Europe» gesprochen, also gegenüber den Euro-
päischen Gemeinschaften. Wenn er von «grande Euro-
pe» sprach, war davon nicht die Rede. Ich glaube, dieses
Bekenntnis zur nationalen Souveränität wäre wesentlich
glaubwürdiger, wenn es nach allen Seiten ausgesprochen
und verteidigt würde.

Wir haben etwas Mühe, zu glauben, dass dieses
«grande Europe» ein Europa des Friedens sein würde;
ich muss offen gestehen, dass wir unsere eigenen An-
sichten haben über mögliche friedliche Umarmungen
durch einen grossen Bruder im Osten. Nähere Auskünf-
te können ja in der Tschechoslowakei bezogen werden.
Uebrigens ist diese Theorie «Europa vom Kanal zum
Ural» keineswegs neu. Auch General de Gaulle hat sie
vertreten; nur hat er übersehen, dass Europa nicht am
Kanal beginnt und vor allem Russland nicht am Ural
aufhört. Im ersten Punkt haben sich die Franzosen
inzwischen ja eines Besseren besonnen.

Auch wir wollen keine amerikanische Vormund-
schaft. Es ist hier dieses Problem angetönt worden. Aber
wir wollen sie auch nicht gegen eine sowjetische Hege-
monie eintauschen. Dies wäre die Konsequenz, wenn die
Vereinigten Staaten von Amerika den Kontinent verlies-
sen. Ich betone hier ausdrücklich, dass nach unserer
Ansicht auch vom schweizerischen Standpunkt aus eine
Präsenz der USA auf dem europäischen Kontinent
notwendig ist, denn die Neutralität hat immer nur
gedeihen können, wenn ein Gleichgewicht der Macht
vorhanden war.

Der Bundesrat betont zwar, dass die sowjetische
Reaktion auf unsern Vertrag mit den Gemeinschaften
betont milde ausgefallen sei, was wir gerne zur Kenntnis
nehmen. Wir sind selbstverständlich auch für eine Zu-
sammenarbeit mit den östlichen Völkern, wobei neutrale
Staaten wie die Schweiz sogar wohl einmal besondere
Funktionen übernehmen könnten, etwa in einem kom-
menden West-Ost-Gespräch, dem wir allerdings illu-
sionslos entgegensehen. Die Probe aufs Exempel ist
noch nicht erbracht, und es hat sich an der internationa-
len Situation gar nichts geändert; infolgedessen haben
wir gar keinen Anlass, in unseren Verteidigungsanstren-

gungcn nachzulassen. Es muss alles unterbleiben, was
die Glaubwürdigkeit unserer Verteidigung beeinträchti-
gen könnte.

Wir wollen aber auch keine Vormundschaft europä-
ischer Mächte. Die offensichtliche Intervention eines
unserer Nachbarstaaten in unsere wenig glückliche Flug-
zeugbeschaffungs- oder FJugzcugnichtbeschaffungsge-
schichte hat gerade den Historiker in peinlicher Weise
an längst vergangene Zeiten erinnert, da die Alte Eidge-
nossenschaft nach der Pfeife eines Sonnenkönigs getanzt
hat. Wir hatten eigentlich gedacht, der letzte geistige
Nachfolger Louis XIV sei mit Charles de Gaulle dahin-
gegangen. Oder sollte «Canard Enchaîné» auch Herrn
Pompidou in der Perücke des Ancien Régim zeigen?
Ich würde dann allerdings eher Louis XV. vorschlagen,
von wegen Abnahme des Glanzes und Zunahme der
Affären. Doch das nur nebenbei. Aber ich fand, es war
einmal notwendig, das an dieser Stelle zu sagen.

Wir wünschen dem Bundesrat, dass er in dieser
neuen Situation auch Pressionsversuchcn gerade von
unseren Freunden mit Standhaftigkcit entgegentritt. Es
darf für unsern Geschmack sogar ein bisschcn mehr
sein als bei dem erwähnten Fall.

In unserer Fraktion hat ein Mitglied Bedenken
geäussert, ob der Bundesrat den rauhen ausscnpoliti-
schen Winden, die die neue Lage mit sich bringe, wohl
auch gewachsen sei. Wir hoffen sehr, dass solche Beden-
ken sich zukünftig als unbegründet erweisen werden.

Egli: Wenn in dieser Debatte an die Adresse des
Bundesrates und seiner Mitarbeiter viel Lob ausgeteilt
wird, so nicht etwa aus reiner parlamentarischer Höf-
lichkeit. Dass es den zuständigen Dcpartementcn und
ihren Unterhändlern in bester Team-Arbeit gelang, im
Umbruch und Aufbruch Europas die auf unser Land
und unsere Institutionen zugeschnittene Synthese erfolg-
reich zu finden, verdient unsere uneingeschränkte Aner-
kennung und unsern Dank.

Gesamthaft gesehen darf von einem Werk gespro-
chen werden, das in einer einmaligen Situation das
Optimum dessen bringt, was unter Wahrung ausscnpoli-
tischer Maximen und innenpolitischer Strukturen mög-
lich war. Ich unterstütze deshalb das Ergebnis und
stimme für Eintreten auf die Bundesbeschlüssc. — Zu
folgenden Punkten möchte ich mich näher äussern,
nachdem ich mich der Gesamtwürdigung durch die
Kommissionsreferenten ansehlicssen kann.

Ein erster Punkt: Die Ausklammcrung der Landwirt-
schaft. Mit Recht hat sich der Bundcsrat neben staats-
rechtlichen und ändern Ucberlegungcn besonders aus
wirtschaftlichen und fiskalischen Gründen dafür einge-
setzt, die Landwirtschaft vom Zollabbau auszunchmen.
Dies soll jedoch nicht nur die Landwirtschaft mit
Genugtuung und Befriedigung erfüllen, sondern aueh
den Steuerzahler. Der Einbczug in das Abkommen hätte
meines Erachtens der Landwirtschaft, weil es nicht um
einen Beitritt, sondern um ein Handelsabkommen geht,
weniger Strukturprobleme gebracht, als vielmehr die
Gefahr eines Einkommensausfallcs. Nachdem Bundesral
und Parlament gewillt sind, der Landwirtschaft den
Paritätslohn zu erhalten, lag eine Ausklammerung im
Interesse der Staatsfinanzen und des Konsumenten;
denn diese hätten letzten Endes den Einkommcnsausfall
übernehmen müssen. Ich bin überzeugt, dass die schwei-
zerische Landwirtschaft die ihr derart gewährte Autono-
mie mit einer Unterstützung des Abkommens bcantwor-
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tcn wird; um so mehr, als sie davon ebenfalls profitiert
und damit eingebettet bleibt in das Schicksal der gesam-
ten Wirtschaft unseres Landes.

Zweiter Punkt: Die Fremdarbeiterfrage. Schon in
der Kommission habe ich darauf hingewiesen, dass von
einer glücklichen Lösung gesprochen werden kann, in-
dem das Fremdarbeiterproblem in keiner Weise in das
Abkommen einbezogen wurde. Gegenteilige Verdächti-
gungen sind bedauerlich und sollten auch heute vom
Bundesratstisch aus unmissverständlich zurückgewiesen
werden. — Die Freizügigkeit der Arbeitskräfte wäre für
uns aus sachlichen und politischen Gründen nicht trag-
bar; ganz abgesehen davon, dass Bundesrat und Parla-
ment die Abstimmung kaum zusätzlich mit derartigen
Emotionen belasten möchten.

Was mir aber darüber hinaus besonders wichtig
erscheint, ist die Hoffnung, dass sich das entlastete
Abkommen mit der EWG leidenschaftsloser weiterent-
wickeln lässt. Die Gefahr, dass deswegen das Abkom-
men gekündigt würde oder bei der Weiterentwicklung
unter Druck zu stehen käme, darf damit als praktisch
ausgeschlossen gelten, nachdem die EWG den schweize-
rischen Standpunkt auf bilaterale Regelung der Fremd-
arbeiterfrage bejaht hat. Aus diesem Grunde wäre es
ausserordentlich bedauerlich, wenn nunmehr im inner-
schweizerischen Gespräch und besonders mit Blick auf
die Abstimmung seitens der Gewerkschaften Zusam-
menhänge konstruiert und Bedingungen gestellt würden,
die Misstrauen säen und unserer internationalen Glaub-
würdigkeit Schaden zufügen müssten.

Dritter Punkt: Die Auslandabhängigkeit. Im Zusam-
menhang mit dem laufenden Abstimmungskampf über
das Waffenausfuhrverbot wird das Argument der ver-
mehrten Auslandabhängigkeit unter anderem mit dem
Hinweis auf den EWG-Vertrag zu rechtfertigen ver-
sucht. Es will damit gesagt werden, das Abkommen
bringe uns in eine übermässige Abhängigkeit vom Aus-
land. Ich möchte dies sowohl mit Bezug auf die EWG
wie auch bezüglich der übrigen Welt verneinen. Zwar ist
weltweit eine intensivere zwischenstaatliche Verflech-
tung und damit ein Aufeinanderangewiesensein unver-
kennbar. Zu dieser Entwicklung hat unser Land das
Seine beizutragen, und es kann und soll sich kein
Eigenbrötlerdasein leisten.

Die sich in Europa zurzeit vollziehende Entwicklung
lässt nur drei Möglichkeiten offen: einen Vollbeitritt,
ein völliges Abseitsstehen und eine Regelung mittels
besonderer Beziehungen. Dem Bundesrat ist zu gratulie-
ren, dass der dritte Weg als der echt schweizerische
gefunden wurde und verwirklicht werden konnte. Ein
Beitritt kam aus innen- und aussenpolitischen Ueberle-
gungen, vor allem aus Gründen der Souveränität, nicht in
Frage. Ein Abseitsstehen andererseits könnte uns eben-
sosehr in vermehrte Auslandabhängigkeit bringen, dann
nämlich, wenn das wirtschaftliche Europa sich weiter-
entwickelt, ohne dass wir in irgendeiner Form dabei
sind. Es wäre in einer solchen Situation für den Bundes-
rat viel schwerer, wenn überhaupt noch möglich, von
Fall zu Fall Abkommen erfolgreich auszuhandeln. Die
Auslandabhängigkeit kann somit sowohl bei einem Bei-
tritt wie bei einem völligen Abseitsstehen unliebsam
präjudiziert werden. Dies gilt es zu bedenken für den
Fall, dass das Abkommen in der Volksabstimmung
abgelehnt würde. Es bliebe dann ganz offensichtlich nur
ein völliges Abseitsstehen übrig, und das wäre sehr
bedauerlich.

Mit dem EWG-Vertrag haben wir unter Wahrung
unserer Sonderstellung den Anschluss an die europä-
ische Entwicklung gefunden und gesichert. Dass Herr
Vincent sich in dieser Entwicklung nicht zurechtfindet,
ist verständlich; nur wirkt die zum Nichteintretensan-
trag gegebene Begründung — nämlich die Zusammenar-
beit der Schweiz mit dem sogenannten kapitalistischen
Westen bzw. Europa — nicht überzeugend, nachdem die
Sowjetunion mit demselben kapitalistischen Westen en-
gere Wirtschaftsbeziehungen sucht und neuestens in
Amerika Weizenkäufe grossen Stils — wie wir gehört
haben von über 2 Milliarden Franken — tätigt.

Viertens: Das obligatorische Referendum. Der Bun-
desrat unterbreitet dem Parlament den Antrag, den
Bundesbeschluss über die Genehmigung des EWG-Ver-
trages dem Staatsvertragsreferendum nicht zu unterstel-
len, ihn dagegen gestützt auf Artikel 121 der Bundesver-
fassung— also auf Verfassungsstufe — Volk und Ständen
obligatorisch zur Abstimmung zu unterbreiten, ohne
dass dazu eine Verfassungsgrundlage besteht. Gegen
dieses Vorgehen bestehen schwere staatsrechtliche Be-
denken. Vorerst hätte man sich fragen können, ob der
Bundesbeschluss nicht dem fakultativen Referendum des
Artikels 89 Absatz 4 der Bundesverfassung hätte unter-
stellt werden können. Das Abkommen enthält wohl eine
Kündigungsklausel. Die Intensität der Verflechtung und
der Wille zum Ausbau, die erforderlichen strukturellen
Anpassungen in unserem Staat — ich denke zum Bei-
spiel an die Mehrwertsteuer — und schliesslich auch die
zahlreichen Hinweise in der Botschaft zeigen, dass es
sich hier um ein unbefristetes Abkommen handelt, das
nicht gekündigt werden und auf Dauer abgeschlos-
sen wird. Der materielle Gehalt und der Charakter des
Abkommens widersprechen somit eindeutig und gewollt
der Kündigungsklausel, die zu einer unwirksamen For-
malie herabsinkt. Bei der Interpretation des Artikesl 89
Absatz 4 der Bundesverfassung ist der Bundesrat meines
Erachtens allzu unbeschwert über diese Frage hinwegge-
gangen. Da er die Vorlage zur Abstimmung bringen
will, beschreitet er den Weg der Verfassungsgesetzge-
bung und stützt sich dabei auf Artikel 121 der Bundes-
verfassung. Das Vorgehen begründet er nicht etwa mit
Verfassungsrecht, sondern mit sachlichen und politi-
schen Gründen in einer Angelegenheit von besonderer
und grundlegender Bedeutung. Die Abstimmung unter-
steht somit ausschliesslich politischer Opportunität. Ein
solches Vorgehen ist meines Erachtens nicht nur verfas-
sungswidrig, sondern ein Marsch ausserhalb der Verfas-
sung und bildet ein sehr gefährliches Präjudiz. Professor
Hans Huber, mein verehrter ehemaliger Staatsrechtsleh-
rer, schrieb kürzlich: «Wir würden mit der Ablösung
von der verfassungsmässigen Begrenzung des Staatsver-
tragsreferendums in eine bedrohliche Nähe einer abge-
glittenen plebiszitären Scheindemokratie geraten. Mit
diesem Vorgehen würde allgemein eine grundsatzlose
Begehrlichkeit geweckt, vermeintliche Wünschbarkeit
einer Volksabstimmung könnte in der pluralistischen
Gesellschaft leicht einer Gruppe in die Hände fallen.»
Diese Gedanken sind ernst zu nehmen. (Präsident: Herr
Egli benötigt noch zwei Minuten, sind Sie damit einver-
standen? — Gut.) Dass die Vorlage Volk und Ständen
unterbreitet werden soll, lässt offenbar den Schluss zu,
dass der Bundesrat das Referendum zwar zu Unrecht in
Anlehnung an den Völkerbundsentscheid vom Jahre
1920 sucht. Schon damals wurde jedoch festgestellt, dass
dazu die Verfassungsgrundlage fehle. Auch wenn nun
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versucht wird, der Analogie an den BundesbescbJuss
Vcrfassungscliaraktcr zu verschaffen, was auch umstrit-
ten ist, wird die staatsrechtliche Situation nicht besser.
Ich habe es ausserordcntlich bedauert, dass der Bundes-
rat nicht rechtzeitig eine Revision bzw. einen Ausbau
des Staatsvcrtragsreferendums unterbreitet hat. was al-
lein eine saubere rechtliche Lösung ermöglicht hätte.
Dazu hätte er um so mehr Veranlassung gehabt, als
schon bei der Ratifizierung des EFTA-Abkommens im
Jahre 1960 Bedenken und Forderungen in dieser Richtung
vorgetragen wurden. Gemäss Bundesbeschluss sollen
Volk und Stände das EWG-Abkommen ratifizieren.
Dem Bundesrat allein bleibt es jedoch vorbehalten, das
Abkommen nötigenfalls zu kündigen. Man kann sich
fragen, ob hier nicht ein Missvcrhältnis der Kompeten-
zen vorliegt, wobei das Parlament und das Volk ausge-
schaltet werden. Konsequenterweise müsste dann das
Volk — wie seinerzeit beim Völkerbundsartikel — vor
einer Kündigung ebenfalls befragt werden, weil eine
Auflösung des Vertrages für Land und Volk vielleicht
noch schwerwiegendere Folgen haben könnte als der
Abschluss. So betrachtet, weist der Bundesbeschluss
staatsrechtlich gefährliche Züge eines verfassungswidri-
gen Plebiszits ad hoc auf.

Einer derartigen Entwicklung, wie sie sich anzubah-
nen scheint, darf bei Fehlen der Verfassungsgrundlage
unter keinen Umständen Vorschub geleistet werden.
Unsere Verfassung hat die Kompetenzen und Verant-
wortlichkeiten festgelegt. Wir dürfen sie nicht leichtsin-
nig delegieren, nur weil es uns politisch oder eines Tages
aus Gründen der Verantwortung opportun erscheint.
Damit werten wir selber unser Parlament ab. Was mich
jedoch ganz besonders mit Sorge erfüllt, ist die Art, wie
diese Zuständigkeiten verschoben und ein Plebiszit in
die Wege geleitet wurde. Es wird gesagt, man hätte dem
Volk die Abstimmung versprochen. Das ist richtig. Der
Bundesrat hat jedoch meines Erachtens zu voreilig —
zum Teil wohl aus taktischen Gründen — in Brüssel
eine Abstimmung in Aussicht gestellt und dieses Ver-
sprechen bei zahlreichen Gelegenheiten zu Hause erneu-
ert. An ein solches Versprechen ist das Parlament nicht
gebunden, um so weniger, als das Ergebnis von Brüssel
nicht den ursprünglichen Erwartungen entsprach. Geben
wir ehrlich zu, dass das Parlament nicht aus verfas-
sungsrechtlichen, sondern aus politischen Gründen nicht
anders entscheiden kann, als der Bundesrat es präjudi-
ziert hat. Dass es sich dadurch in einer so wichtigen
Frage überspielt fühlt, ist für uns bedauerlich, und dies
darf sich nicht wiederholen. Der Bundesrat wird gut
tun, inskünftig mit plebiszitären Versprechen zurückhal-
tender zu sein.

Aus diesen Gründen kann ich mich nur mit äusser-
sten Bedenken juristischer Art dem Vorschlag des Bun-
desrates, das Abkommen dem Volk und den Ständen zu
unterbreiten, anschliessen.

Oehcn: Im Namen der Nationalen Aktion empfehle
ich Ihnen, die vorliegenden Abkommen, die nach dem
Willen verschiedener Herren hier im Saale und sicher der
Vertragspartner den ersten Schritt zu einem Vollbeitritt
bedeuten, abzulehnen. Für diese Empfehlung sind ver-
schiedene Erwägungen massgebend, vor allem aber die
völlig illusionslose Beurteilung der vorliegenden Texte
und die Kenntnis des dahinterstehenden Geistes, dane-
ben auch der politische Wille, das Erbe unserer Väter
nicht um ein Linsengericht zu verkaufen.

Die heutige Zeit ist gekennzeichnet durch die Ver-
breitung irrealer, epidemischer Ideologien und Zwangs-
vorstellungen, diese oft ohne Bezug auf naturgcsctzliche
Grundlagen des Einzelmenschen und der Völker. Ein
solcher mit allen modernen Mitteln lancierter Irrglaube
ist der Grossraummythos. Danach soll es Europa bzw.
der Menscheit immer besser gehen, je umfassender die
politische und wirtschaftliche Organisation sei. Ueberse-
hen werden dabei die negativen Erfahrungen der ver-
schiedenen Grossstaaten, die letztlich dem menschen-
feindlichen System entsprechen. Aber ein Mythos ent-
zieht sich rationaler Ueberlegungen; vielmehr bringt er
dogmatische Glaubenswahrheiten hervor, die von den
Gläubigen in Ehrfurcht nachgeplappert werden. So wird
denn auch in unserem Falle nicht zur Kenntnis genom-
men, dass z. B. der erwartete wirtschaftliche Fortschritt
von wichtigen Teilen unserer Volkswirtschaft schwere
Opfer, ja die Selbstaufgabe verlangen wird, dass das
wirtschaftliche Faustrecht auch in unserem Lande einen
Teil der Bevölkerung unter das Existenzminimum zwin-
gen wird. Alternde Menschen und Arbeitnehmer, Ge-
werbe und Landwirtschaft werden die Zeche für eine
weiter expandierende Industrie zu bezahlen haben, da
die im wirtschaftlichen Grossraum zunehmenden ökolo-
gischen Schwierigkeiten kaum noch lösbar sind. Wer
diesbezüglichen Anschauungsunterricht benötigt, möge
die Verhältnisse in den USA studieren. Diese zuneh-
menden ökologischen Schwierigkeiten werden den heute
so reichen, letztlich aber bitter armen Kontinent Europa
entweder in eine totale Katastrophe stürzen oder einen
neuen opferbereiten politischen Lebenswillen entstehen
lassen. Es ist gerade aus dieser Sicht dringend notwen-
dig, dass die europäischen Völker eine verständnisvolle
Zusammenarbeit pflegen und sich nie wieder gegenseitig
zerfleischen. Das ist jedoch nicht dadurch zu erreichen,
dass man die historisch gewachsenen Nationen Europas
mit ihren verschiedenen Kulturen in einen marktpoliti-
schen Schmelztiegel zu einem neuen Ganzen vereint.
Dies müsste zu einem völligen Verlust der politischen
Ueberschaubarkeit des Geschehens für den einzelnen
Menschen führen. Damit wird sich der Mensch aber
nicht mehr für die Gemeinschaft engagieren. Der Opfcr-
sinn zugunsten der Mitmenschen geht verloren, und
damit werden Föderalismus und Subsidiarität als politi-
sche Prinzipien unmöglich gemacht.

Ein ebenso gefährlicher Irrglaube ist die Glcichset-
zung der Begriffe «Fortschritt» und «wirtschaftlich-
technisches Wachstum». Das Dominieren wirtschaftli-
cher Begriffe, das in der Debatte hier in diesem Saale
sehr zum Ausdruck kommt, führt uns sicher in eine
soziologische und ökologische Katastrophe. Der Versuch
der EWG, eine politische Vereinigung Europas über den
wirtschaftlichen Weg zu erzwingen, ist deshalb äusscrst
gefährlich. Der innere Friede und die Zukunft der
europäischen Völker werden aufs schwerste gefährdet.
Ein solcher weiterer Grossraum, der da angestrebt wird,
welcher der menschlichen Natur keineswegs entspricht,
wird ein Quell individuellen Unbehagens und Unglücks
werden.

In der Einleitung zum Abkommen steht der vielsa-
gende Satz: « . . . und unter Wahrung gerechter Wettbe-
werbsbedingungen die harmonische Entwicklung ihres
Handels mit dem Ziel sicherzustellen, zum Aufbau
Europas beizutragen». Diese Aussage zeugt von einer
grenzenlosen Ueberschätzung der Wirtschaft. Was wir
dringend benötigen, ist ein Europa, in dem die Mcn-
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sehen eine neue Einstellung zur Gemeinschaft und zu
den Lebensgrundlagen entwickeln. Nur politisch be-
wusste und solidarisch denkende und handelnde Men-
schen und Staaten werden die tödliche Gefahr für die
Existenz Europas abwenden können. Dagegen wird die
zentralistische Handelsgrossmacht Europas die noch
vorhandenen Gemeinschaften zerstören und aus einem
verabsolutierten ökonomischen Denken heraus die Men-
schen zu manipulierbaren, uniformen Konsumentenmas-
sen umfunktionieren. Die ganze Ethik wird auf ein
Aufwand-Ertragsproblem reduziert. Die Souveränitäts-
rechte werden dann von käuflich gewordenen Volksmas-
sen leichten Herzens der Arbeitsteilung, der Produktivi-
tätssteigerung, dem wirtschaftlichen Fortschritt, was im-
mer man darunter verstehen mag, geopfert.

Es muss auch noch einmal die Frage gestellt werden,
an welchen Aufbau von Europa man eigentlich denkt
und was man darunter verstehen will. Sollte es sich um
einen weiteren wirtschaftlichen Aufbau handeln, sind
die ökologischen Untersuchungsergebnisse zu bedenken,
wonach die Erde allerhöchstens 3 Milliarden Menschen
mit dem europäischen Lebensstandard erträgt. Wir ha-
ben aber heute schon 3,7 Milliarden angeblich gleichbe-
rechtigter Menschen, und es kommen jährlich 75 Millio-
nen dazu. Denkt man aber an einen politischen Aufbau,
ist die Verschleierung der wahren Absichten eine
Unehrlichkeit unserem Volke gegenüber. Es wäre nicht
ein Handelsabkommen vorzulegen, sondern schlicht und
hart die Frage zu stellen, ob die politische Unabhängig-
keit der Schweiz freiwillig im Interesse eines politisch
vereinten Europa aufgegeben werden soll.

Wenn in der Botschaft des Bundesrates zum ersten
Artikel unter anderem aufgeführt wird, der Zweck
dieses Abkommens sei es, die Ausweitung des gegensei-
tigen Handelsverkehrs und die Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen in der Schweiz, den Aufschwung des
Wirtschaftslebens, die Verbesserung der Lebens- und
Beschäftigungsbedingungen, die Steigerung der Produk-
tivität und die finanzielle Stabilität zu fördern, so wirkt
dies wie ein Hohn. Die übervölkerte Wirtschaftsmacht
Schweiz hat alles andere nötiger als eine weitere Ankur-
belung der Exportindustrie.

Nach den Aussagen des Bundesrates soll die Wirt-
schaftspolitik unseres Landes unangetastet bleiben. Es
ist allgemein bekannt und durch jahrelange Erfahrungen
bestätigt, dass die EWG in ihrem Wesen landwirt-
schaftsfeindlich ist, da sie unter völliger Vernachlässi-
gung der natürlichen Gegebenheiten und ökologischen
Funktionen dieselbe lediglich als einen industriellen
Produktionszweig mit veralteten .Strukturen betrachtet.
Wer die Folgen dieser Politik z. B. im deutschen und
französischen Raum beobachtet, begreift, warum plötz-
lich Herr Mansholt ganz andere Töne von sich gibt.
Angesichts dieser Tatsache können wir nur staunen,
dass sich fast sämtliche grossen landwirtschaftlichen Or-
ganisationen und verwandten politischen Gruppierungen
bedenkenlos in dieses Abenteuer stürzen wollen.

Beim Studieren der Vertragstexte konnten wir mit
dem besten Willen keine genügenden Sicherheiten zum
Schütze unserer Landwirtschaft, noch viel weniger aber
der Waldwirtschaft finden. Ohne leistungsfähige Land-
wirtschaft wird aber unsere eigenstaatliche Politik zur
Farce.

In diesem Zusammenhang verweise ich auf Artikel
22 Absatz l, der die grundsätzliche Forderung enthält,
dass die Vertragsparteien alle Massnahmen zu unterlas-
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sen haben, die die Verwirklichung der Ziele dieses
Abkommens gefährden könnten. Der vorliegende Ver-
trag führt uns in eine weitere Phase der Selbstaufgabe,
des Verlustes der Souveränität. Es ist eine geschichtliche
Ungeheuerlichkeit, wenn sich ein blühendes Staatswesen
ohne Not selbst aufgibt, dies lediglich aus schaler
Geldgier, wenn es aufhört, der Hort für die Sicherheit
seiner Bürger zu sein, um einer fehlgeleiteten Politik zu
dienen, der die Wirtschaft alles, die Bedürfnisse des
einzelnen Menschen aber wenig bedeutet. Ein Beispiel
möge diesen Beginn der Selbstaufgabe illustrieren: Arti-
kel 18 zwingt uns in die internationale Produktions-
Spezialisierung hinein, wodurch die Möglichkeit der
Selbstbehauptung entschieden beschnitten wird. In die-
sem Zusammenhang ist es interessant festzustellen, dass
gewisse osteuropäische Satellitenstaaten Russlands sich
gegen eben dieses Ansinnen im Rahmen des COMECON
immer wieder energisch wehren. Für die angeblich auf
ihre Unabhängigkeit bedachte Schweiz spielt dies offen-
bar keine Rolle. (Präsident: Herr Oehen, Ihre Redezeit
ist abgelaufen.) Ich bitte Sie, mir eine Verlängerung der
Redezeit um 1% Minuten zu gewähren.

Abstimmung — Voie
Für Verlängerung der Redezeit Mehrheit

Oehen: Ich danke Ihnen für die Gleichbehandlung.
Es sei in diesem Zusammenhang auch das neue Abkom-
men mit Italien erwähnt, das entgegen gewissen Behaup-
tungen vielleicht nicht einen integrierenden Bestandteil,
sicher aber eine Voraussetzung dieser Verträge bildet. In
dem uns ausgehändigten Protokoll kommt, wie nirgends
sonst, zum Ausdruck, wie tief wir bereits in den Schwie-
rigkeiten stecken, noch den Schein der Unabhängigkeit
zu wahren (sei das nun mit oder ohne eigene Flugwaf-
fe).

Mit besonderer Bitterkeit vermerken wir den Ver-
such, durch ein forciertes Tempo unser Volk, wie auch
die Völker der übrigen EFTA-Staaten. regelrecht zu
überfahren. Ich darf hier bemerken, dass auch die
Redezeitbeschränkung bei der vermutlich wichtigsten
Vorlage in dieser Legislaturperiode in dasselbe Konzept
hineingehört. (Protestrufe.) Wir lehnen deshalb auch
den Bundesbeschluss über eine Aenderung des Ueber-
einkommens zur Errichtung der europäischen Freihan-
delsassoziation ab. Durch diesen Bundesbeschluss wird
eine Präjudizierung der Lage geschaffen, die die Volks-
abstimmungen in Dänemark, Norwegen und der
Schweiz ungebührlich belasten wird. Das vorliegende
Vertragswerk bringt trotz aller zweckoptimistischen Be-
hauptungen endgültige Bindungen — Herr Kollega Jae-
ger wird auf dieses Problem noch näher eingehen —
und damit Souveränitätsverluste. Wenn wir das Gelübde
auf unsere Bundesverfassung ernst nehmen, müssen wir
dieses Vertragswerk ablehnen.

Präsident: Als ich Ihnen die Beschränkung der
Redezeit beantragte, fühlte sich Herr Oehen nicht be-
müssigt, Widerspruch zu erheben. Also hat sich auch ein
Vertreter der Nationalen Aktion ans Reglement zu
halten.

Grünig: Einen der umstrittensten Verhandlungs-
punkte in Brüssel bildeten das Holz und seine Derivate.
Die Waldwirtschaft und die holzverarbeitende Industrie
haben deshalb mit aufmerksamem Interesse, aber auch
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